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AfD auf dem Vormarsch 

Auch in der vergangenen Woche kam es in vielen 
bundesdeutschen Städten und Kommunen erneut 
zu Aufmärschen von Rassisten und Neonazis. 
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Interview mit „Grup Yorum“ 

Eine Stimme und ein Herz gegen Rassismus. - Am 
14. November fand ein mitreißendes Konzert mit 
der türkischen Band in Oberhausen statt. 
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Thema der Woche 


Vereinfachen heißt 
entrechten 

Die Regierungskoalition will das Sozialge¬ 
setzbuch an vielen kleinen Stellen verän¬ 
dern, insgesamt kommt dabei ein ziemlich 
drastischer Sozialabbau heraus. Es geht um 
Regelsätze für Kinder, die abwechselnd bei 
ihren getrennt lebenden Eltern wohnen, um 
Kosten der Unterkunft, um Sanktionen gegen 
Hartz-IV-Empfänger usw. Die Entrechtung 
betrifft nicht nur Arbeitssuchende und Auf- 
stocker... 
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Vor neuen Kriegen 


I n Frankreich gilt der Ausnahmezu¬ 
stand - für drei Monate. Viele Groß¬ 
veranstaltungen, so auch die geplan¬ 
te Demonstration anlässlich des Welt¬ 
klimagipfels sind verboten. Die Leute 
sollen zu Hause bleiben. In Brüssel 
wurde am vergangenen Wochenende 
die höchste Terrorwarnstufe ausgeru¬ 
fen. Soldaten und schwer bewaffnete 
Polizisten patrouillieren dort - wie in 
Paris und anderen französischen Städ¬ 
ten - auf den Straßen. Doch zumindest 
die Schulen sollten dort am Mittwoch 
wieder geöffnet werden, auch U-Bah¬ 
nen wieder fahren. 

Die Suche geht weiter. Weder die 
„Drahtzieher“ der Pariser Anschläge 
noch ihre eigentlichen Hintermänner 
sind bislang gefasst - trotz verstärkter 
und auch grenzübegreifender Fahn¬ 
dungsmaßnahmen. Kaum diskutiert 
wird, warum ausgerechnet junge Men¬ 
schen aus den Pariser und Brüsseler 
Vorstädten, also aus sozialen „Brenn¬ 
punkten“, sich durch den IS rekrutieren 
lassen oder wer tatsächlich dafür ver¬ 
antwortlich ist, dass solche Organisati¬ 
onen wie der „Islamische Staat“ über¬ 
haupt entstehen konnten und warum 
sie auch militärische Erfolge haben ... 

Warum wohl geraten in diesem 
Zusammenhang eigentlich nicht auch 
dessen saudische, kuwaitische und an¬ 
deren Finanziers - alles „Partner des 
Westens“ - sowie die Abnehmer des 
in den vom IS eroberten Gebieten ge¬ 
förderten Rohöls, die auch in Europa 
zu finden sind, in das Blickfeld, warum 
wohl gibt es keine Anstrengungen, die¬ 
se Finanzierungsquellen zu kappen? 
Weil auch hierzulande die Rüstungs¬ 
konzerne an den Waffenexporten vor 
allem nach Saudi Arabien verdienen? 
Der IS besitzt keine Rüstungsbetriebe. 
Vor allem aber, weil die USA und ihre 
Verbündeten an einer weiteren Desta¬ 
bilisierung dieser Region im Interesse 
der Durchsetzung eigener Interessen 
interessiert sind? 

Stattdessen wird vom „Kampf der 
Kulturen“ geschwätzt - Menschen 
muslimischen Glaubens und vor allem 
die nach Europa kommenden Flücht¬ 
linge geraten unter Generalverdacht. 
Die ersten Opfer des IS waren Bürge¬ 
rinnen und Bürger des Irak und Syri¬ 
ens. 

Auch in Deutschland werden wei¬ 
tere Verschärfungen des Asylrechts, 
schnellere Abschiebungen gefordert. 


Und die gewollte Verunsicherung 
geht weiter: Die US-Regierung erklär¬ 
te am Montag einen zeitlich begrenz¬ 
ten „Travel Alert“ (eine Reisewarnung) 
für alle Weltregionen; der „Islamische 
Staat“, Al-Kaida oder Boko Haram 
planten nach „Informationen“ weiter 
Anschläge „in vielen Regionen der 


Welt“, teilte das Außenministerium in 
Washington mit. 

Erinnern wir uns: Nach den An¬ 
schlägen in den USA am 9. Septem¬ 
ber 2001 hatte die US-Administration 
die Gelegenheit genutzt, Grundrech¬ 
te massiv einzuschränken. Nur Weni¬ 
ge im Land protestierten. Angst und 
bewusst geschürte Verunsicherung 
„vor dem islamistischen Terror“ hal¬ 
fen, den Grundrechteabbau durchzu¬ 
setzen. Nicht einmal zwei Jahre später 
griffen die USA und ihre Verbündeten 
den Irak an und stürzten die Regierung 
von Saddam Hussein. Der Irak ist heute 
ein destabilisiertes Land, ein zerfalle¬ 
ner Staat. So wie Syrien, Afghanistan 
und andere Länder. 

Jetzt sieht es so aus, dass die An¬ 
griffe auf die IS-Stellungen in Syrien 
und dem Irak forciert werden sollen. 


Frankreich hat bereits seine Angriffe 
in Syrien verstärkt, der britische Pre¬ 
mierminister braucht noch die Zustim¬ 
mung des Parlaments, damit man dort 
eingreifen kann. Und er kündigte an, 
die Ausgaben für die Geheimdienste 
und das Militär massiv zu erhöhen - 
für neue Kampfjets, Kampftrupps, die 


weltweit agieren können. Da werden 
neue Kriege vorbereitet... 

In Deutschland wurde nach den 
Anschlägen in Paris bislang „nur“ ein 
Fußballspiel abgesagt, zu dem sich fast 
das halbe Kabinett um Bundeskanz¬ 
lerin Merkel angesagt hatte, wurden 
Grenzkontrollen sowie die Polizeiprä¬ 
senz im öffentlichen Raum und Kon¬ 
trollen in Stadien verstärkt. Weiterge¬ 
hende Reisewarnungen gibt es nicht. 

Doch die Situation wird genutzt: 
Im Zusammenhang mit den Ereignis¬ 
sen werden Forderungen nach einer 
noch wirksameren Überwachung - 
als gäbe es die Skandale um die NSA 
und den BND nicht -, nach „besse¬ 
rer“ Vorratsdatenspeicherung, nach 
der Begrenzung der Bewegungsfrei¬ 
heit für sogenannte „Gefährder“ wie¬ 
der lauter. Als hätten so weitgehende 


Befugnisse von Polizei und Geheim¬ 
diensten bislang irgendwo Anschläge 
verhindert. 

Und der Bundeswehreinsatz im In¬ 
neren wird gefordert. Einige träumen 
wohl von durch die Straßen marschie¬ 
renden schwer bewaffneten Soldaten. 
So unter anderem Bundesfinanzmi¬ 


nister Schäuble, der kürzlich öffent¬ 
lich die Frage stellte, ob nicht die Bun¬ 
deswehr mit militärischen Mitteln die 
Gefahr von Deutschland abwenden 
könne, dass auch hier IS-Terroristen 
Anschläge begehen. - Noch lehnt der 
Bundesinnenminister das ab. 

Dagegen ist man sich im Kabinett 
einig, die Zahl der Bundeswehrsolda¬ 
ten in Afghanistan wieder aufzusto¬ 
cken. Und der Vorsitzende des Aus¬ 
wärtigen Ausschusses im Bundestag, 
Röttgen, hält eine deutsche Interven¬ 
tion gegen den „Islamischen Staat“ für 
unausweichlich. Bodentruppen soll es 
aber - vorerst - nicht geben. Noch wäre 
auch für Frau von der Leyen dafür ein 
UN-Mandat nötig. 

Die nächste deutsche Kriegsbetei¬ 
ligung kommt bestimmt ... 

Nina Hager 


Friedenspolitischer 
Ratschlag 2015 
Kassel 

5. und 6. Dezember 

Wege aus der Kriegslogik 
Flüchtlingen helfen - 
Fluchtursachen beseitigen: 
Militärinterventionen und 
Waffenexporte stoppen 
Konflikte friedlich lösen: 
auch mit Russland 
Für eine neue Friedenspolitik! 

Am 5. und 6. Dezember findet in 
Kassel der 22. internationale Frie¬ 
densratschlag mit Plenumsvorträ¬ 
gen, Foren und Workshops statt. 

Als Redner haben zugesagt u.a. 
Prof. Dr. Norman Paech, die Jour¬ 
nalistin Karin Leukefeld, Jorge Ju- 
rado (Botschafter Ecuadors), Ro¬ 
man Zitzeisberger (IG Metall) und 
Dr. Erhard Crome (Rosa-Luxem- 
burg-Stiftung). 

Tagungsort: Universität Kassel, 
Wilhelmshöher Allee 73 
Tagungsbeitrag: 35,00 Euro bzw. 
15,00 Euro (ermäßigt) 
Anmeldung: AG Friedensfor¬ 
schung „Friedensratschlag“, Ger- 
maniastr. 14,34119 Kassel 
Tel. 0561/93717974 
Mail: 2015@friedensratschlag.de 

Bitte beachten! 

Dieser UZ ist ein Spendenaufruf 
des Parteivorstandes der DKP bei¬ 
gelegt. Wir bitten unsere Leser um 
freundliche Beachtung. Jede Spen¬ 
de für die DKP hilft auch der UZ! 

Falls der Überweisungsträger ver¬ 
lorengegangen sein sollte: 
Spenden für die zentrale Arbeit der 
DKP bitte an 

DKP-Parteivorstand 
GLS Bank, Bochum 
IBAN: 

DE90 4306 0967 4002 4875 00, 
BIC: 

GENODEMlGLS 



NATO-Kriegsrat in Essen 

Breite Protestdemonstration 


Das „Joint Air Power Competence 
Centre (JAPCC)“ der NATO hat 
vom 23. bis 25. November in Essen 
in einer großen Konferenz ausgelotet, 
wie Krieg - mehr und anders als bis¬ 
her - machbar ist. Das breite Bünd¬ 
nis „Verantwortung für den Frieden“ 
kam den NATO-Denkstrategen zu¬ 
vor: Es deckte die Kriegspläne auf, 
protestierte am vergangenen Sams¬ 
tag dagegen und stellte klare Frie¬ 
densforderungen auf. Zum Auftakt 
am Hirschlandplatz, bei einer Zwi¬ 
schenkundgebung am Saalbau der 
Philharmonie und zum Abschluss auf 
dem Rüttenscheider Platz, demonst¬ 
rierten zahlreiche Sprecherinnen und 
Sprecher, unter ihnen der stellvertre¬ 


tende DKP-Vorsitzende Hans-Peter 
Brenner, das gemeinsame Friedens¬ 
engagement. 

Neu an den NATO-Planungen ist 
der Versuch, endlich eine Mehrheit in 
der Bevölkerung für neue Kriegsein¬ 
sätze zu gewinnen. Bislang gibt es die¬ 
se Mehrheit nicht. Kriegseinsätze der 
Bundeswehr werden allerorten abge¬ 
lehnt. Um einen Wertewandel durch¬ 
zusetzen, geht die NATO so weit, dass 
sie zum Beispiel dem Kriegsvokabu¬ 
lar ihren Inhalt nimmt: Aus „Kriegen“ 
werden „Expeditionen“. „Kriege“ wer¬ 
den zu „friedensstiftenden Einsätzen“. 
Das Säbelrasseln früherer Kriegsher¬ 
ren wird zum „Computerspiel“ mit 
„nuklearem Potential“. Drohnen tö¬ 



ten allerdings ganz real außerhalb des 
Völkerrechts. 

Unter dem Motto „NATO-Krieg? 
Nein Danke!“ lauteten die Forderun¬ 
gen: 

★ Eine atomwaffenfreie Welt, voll¬ 
ständige nukleare Abrüstung und Ab¬ 
zug der Atomwaffen von deutschem 
Boden! 

★ Keine NATO-Planung neuer Krie¬ 
ge - Kein Werben fürs Inferno! 

★ Forschung, Entwicklung und Imple¬ 
mentierung ziviler, gewaltfreier Kon¬ 
fliktlösungsmittel und -mechanismen 
statt Kriegs- und Militärpropaganda! 

★ Abschaffung des JAPCC und umfas¬ 
sende Aufklärung der Öffentlichkeit! 

Uwe Koopmann 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


„Wir brauchen einen 
intensiveren Austausch“ 

Auszug aus dem Redemanuskript des Betriebsaktivs 
Thüringen für den 21. Parteitag der DKP 


„Veränderung kriegst Du nicht 
durch Kritik von außen“ 

Wie weiter mit der Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit nach dem 21- Parteitag 
der DKP? Ein Interview mit Olaf Harms 


Über die letzten Jahre kamen immer 
mehr betrieblich angebundene und ge¬ 
werkschaftlich aktive Genossinnen und 
Sympathisantlnnen zu unserer Grup¬ 
pe. Doch die Berichterstattung und 
der Austausch über die Arbeit im Be¬ 
trieb stößt auf einem normalen Grup¬ 
penabend an Grenzen. 

Während für die Kolleginnen noch 
viel intensivere Diskussionen nötig wä¬ 
ren, waren die Gespräche für die ande¬ 
ren Genossinnen schon zu detailliert. 

Um trotzdem über ihre Erfahrungen 
und Probleme auf der Arbeit oder in der 
Gewerkschaftsgruppe zu beraten, haben 
wir uns entschlossen, aus der Partei¬ 
gruppe Jena heraus ein Treffen der Be¬ 
triebsaktiven zu organisieren. 

Das Betriebsaktiv vereint ver.di- 
Kollegen aus der öffentlichen Verwal¬ 
tung und IG Metaller aus Produktions¬ 
betrieben und aus produktionsnahen 
Dienstleistern der Region. Diese sind 
zumeist im Betriebsrat oder im Vertrau¬ 
enskörper aktiv. 

Seit gut einem halben Jahr ünden 
alle vier bis acht Wochen Treffen des 
Betriebsaktivs statt. Zu diesen Treffen 
werden neben den Parteigenossinnen 
auch Interessierte und Aktive aus dem 
gewerkschaftlichen Umfeld der Partei 
und der SDAJ eingeladen und organi¬ 
siert. Der Kreis, der über Info Verteiler 
regelmäßig zu den Treffen eingeladen 
wird, erweitert sich stetig. (...) 

Gewerkschaftsarbeit ist in Thürin¬ 
gen keine leichte Aufgabe, da wir es bis 
auf wenige Ausnahmen mit einem sehr 
niedrigen Organisationsgrad in den Be¬ 
trieben zu tun haben. (...) 

Wie durch den niedrigen Organi¬ 
sationsgrad deutlich wird, besteht bei 
den Kolleginnen in Thüringen nur ein 
gering ausgeprägtes Bewusstsein ihrer 
Klassenlage. Deutlich zeichnet sich aber 
eine Veränderung ab. Während die so¬ 
genannten „Überlebenden der Neunzi¬ 
ger Jahre“ von Angst und Resignation 
geprägt sind, zeigen jüngere Kollegin¬ 
nen oder Rückkehrer aus dem Westen 
eher die Bereitschaft zur Auseinander¬ 
setzung. 

Teilweise gelingt es sogar aus einem 
gewissen „Klasseninstinkt“ heraus, mit 
den Kolleginnen erfolgreiche Abwehr¬ 
kämpfen zu führen. So wurde zum Bei¬ 
spiel die Werkö GmbH in Königsee wie¬ 
der in den Flächentarif zurückgezwun¬ 
gen. 

Für uns sind drei Punkte wichtig: 

Erstens: Der Austausch zu konkre¬ 
ten betrieblichen Erfahrungen. Wir sind 
meist als Einzelkämpfer in den Betrie¬ 
ben aktiv. Der Austausch mit Genos¬ 
sen über unsere Probleme und kleinen 
Erfolge gibt uns Kraft und neue Ideen. 
Zum Beispiel, wie man unorganisierte 
Kolleginnen zur Teilnahme am Warn¬ 
streik motiviert, oder wie wir die BILD 


Rente reicht nicht 

Immer mehr Rentner in der Bundesre¬ 
publik sind auf ein Nebeneinkommen 
angewiesen. Rund 904 000 Menschen 
über 65 Jahre haben derzeit einen Mini¬ 
job - das sind 75 Prozent mehr als noch 
vor zwölf Jahren. Das teilt die IG Bau¬ 
en-Agrar-Umwelt (IG BAU) mit und 
beruft sich dabei auf neueste Zahlen 
der Arbeitsagentur. Die Gewerkschaft 
warnt zugleich vor einer Zunahme der 
Altersarmut. Ein Minijob ist für viele 
ältere Menschen die einzige Möglich¬ 
keit, um am Monatsende über die Run¬ 
den zu kommen. Für die IG BAU ist 
es zudem „höchste Zeit, die Kürzungen 
bei der gesetzlichen Rente rückgängig 
zu machen.“ Man könne nicht hinneh¬ 
men, dass über 70-Jährige Treppenhäu¬ 
ser putzen oder sich als Gärtner etwas 
hinzuverdienen müssten, obwohl sie 
Jahrzehnte gearbeitet hätten, kritisiert 
die Gewerkschaft. Wer 3.000 Euro im 
Monat verdient, muss schon heute 26 
Jahre lang in die Rentenkasse einzah- 
len, um später eine Rente an der Ar¬ 
mutsgrenze zu bekommen - nämlich 
gerade einmal 760 Euro im Monat. 


aus dem Pausenraum durch gezieltes 
Fragen für unsere Agitation nutzen 
können. 

Zweitens: Die gegenseitige Hilfe 
bei der Agitation und Organisation im 
Betrieb. Wir bemühen uns, in unseren 
Betrieben Gruppen aus Aktivisten zu 
bilden, um in die betrieblichen Diskus¬ 
sionen eingreifen zu können. Dazu tau¬ 
schen wir uns im Betriebsaktiv über die 
konkreten Themen wie Probleme beim 
Arbeitsschutz, zu Arbeitszeitregelungen 
oder zur Tarifpolitik aus. 

Drittens: Wie entwickeln wir eine 
gemeinsame kommunistische Strategie 
in meist passiven Belegschaften und so¬ 
zialdemokratisch orientierten Gewerk¬ 
schaften? Dazu diskutieren wir die Ent¬ 
wicklungen, die innerhalb der Gewerk¬ 
schaften stattünden. (...) 

Wir stehen vor der schweren Aufga¬ 
be, die Gewerkschaften von unten wie¬ 
der zu klassenkämpferischen Organisa¬ 
tionen zu formen. Das ist nicht nur un¬ 
ser strategisches Ziel als Kommunisten. 
Das ist auch gleichzeitig das objektive 
Interesse der Kolleginnen, die durch 
ständige Erfahrungen von Ohnmacht 
und Passivität stark verunsichert sind. 
(...) 

Um diese Ziele zu erreichen, geben 
wir uns als Betriebsaktiv kleine, abre¬ 
chenbare und überprüfbare Arbeitsauf¬ 
träge. Da der Kreis derzeit stetig wächst, 
geht es vorrangig aber auch weiterhin 
ums Kennenlernen und darum, ein Ge¬ 
fühl für die Problem- und Arbeitslage 
der Genossinnen und Sympathisantin- 
nen zu bekommen. 

Die Parteimitglieder im Betriebs¬ 
aktiv müssen langfristig die Arbeit des 
Betriebsaktiv vorplanen und vordis¬ 
kutieren, um sie im Anschluss auf den 
Treffen mit dem Betriebsaktiv zu entwi¬ 
ckeln. Die Entwicklung einer Strategie 
kann eine kleine Gruppe in Thüringen 
natürlich nicht alleine leisten. Hier sind 
wir als Partei gefragt. (...) 

Der neue PV hat unter der Leitung 
von Patrik {Parteivorsitzender Patrik 
Köbele, Anmerkung der Redaktion ) be¬ 
reits erste Schritte in diese Richtung ein¬ 
geleitet. Als Betriebsaktiv unterstützen 
wir diese Entwicklung. Wir begrüßen 
auch die Ziele des Leitantrags und der 
dazugehörigen Handlungsorientierung. 
An der Fokussierung unserer Betriebs¬ 
und Gewerkschaftsarbeit müssen wir 
nach diesem Parteitag aber gemeinsam 
weiter arbeiten. 

Wir brauchen noch bessere Debat¬ 
ten in der UZ, wir brauchen einen inten¬ 
siveren Austausch über die Kommission 
Betrieb und Gewerkschaften, wir brau¬ 
chen bessere politische Orientierungen 
für unsere Betriebsarbeit. 

Wir wollen dabei mithelfen und dar¬ 
über unsere Partei und die Arbeiterklas¬ 
se insgesamt stärken. 


Aufträge an 
Mindestlohn koppeln 

Unternehmen können von öffentli¬ 
chen Vergabeverfahren ausgeschlossen 
werden, wenn sie sich nicht verpflich¬ 
ten wollen, den in diesem Verfahren 
geltenden Mindestlohn zu zahlen. 

Das geht aus einem Urteil des Eu¬ 
ropäischen Gerichtshofs (EuGH) her¬ 
vor. 

In dem Fall hatte die Stadt Landau 
im Jahr 2013 das private Zustell-Un- 
ternehmen RegioPost von der öffentli¬ 
chen Auftragsvergabe ausgeschlossen. 
In Rheinland-Pfalz sind Unterneh¬ 
men verpflichtet, den Beschäftigten 
bei öffentlichen Aufträgen den lan¬ 
deseigenen Mindestlohn in Höhe von 
damals 8,70 Euro pro Stunde zu zah- 
len.RegioPost hatte diese Zusage ver¬ 
weigert. 

Das Unternehmen zog vor Gericht. 
Das Oberlandesgericht Koblenz hatte 
den Europäischen Gerichtshof ange¬ 
rufen. Der hat nun entschieden, dass 
ein entsprechender Ausschluss von der 
Vergabe mit dem Unionsrecht verein¬ 
bar ist. 


UZ: Im Leitantrag wurde die organi¬ 
satorische und politische Stärkung der 
Gewerkschaften als Aufgabe von Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten formu¬ 
liert. In den Berichten auf dem Parteitag 
wurde deutlich, dass in manchen Orten 
und Betrieben Gewerkschafts Struktu¬ 
ren erst einmal aufgebaut werden müs¬ 
sen, gleichzeitig gab es deutliche Kritik 
an der derzeitigen Politik der DGB- 
Gewerkschaften. Sollten wir uns nicht 
lieber auf den Aufbau von Parteistruk¬ 
turen konzentrieren, anstatt den Aufbau 
dieser auf Sozialpartnerschaft ausge¬ 
richteten Gewerkschaften zu betreiben, 
die sich aus der Fläche mehr und mehr 
zurückziehen? 

Olaf Harms: Natürlich sind die Ge¬ 
werkschaften eher im Sozialpartner- 
schaftlichen verhangen. Es gibt einen 
Teil der Gewerkschaftsbewegung, der 
sich davon löst - insbesondere bei ver. 
di und bei der GEW vielleicht, aber zu¬ 
nächst einmal sind auch diese Gewerk¬ 
schaften und ihre Führungen davon ge¬ 
prägt, dass sie sozialpartnerschaftlich 
handeln und denken. 

Das heißt doch aber doch nur, dass 
wir, um das zu verändern, stärker in 
den Gewerkschaften inhaltlich disku¬ 
tieren müssen. Standortlogik und Sozi¬ 
alpartnerschaftsdenken bleiben nicht 
unhinterfragt, wo Kommunistinnen 
und Kommunisten diskutieren. 

Mein Eindruck ist, dass die linken, 
dass die kämpferischen Gewerkschaf- 
terinnen und Gewerkschafter noch 
viel zu wenige sind. Eine Veränderung 
kriegst Du nicht durch Kritik von au¬ 
ßen, sondern nur innerhalb der Ge¬ 
werkschaften hin. Die Orientierung 
auf gewerkschaftliche Strukturen und 
deren Aufbau, deren Stärkung ist also 
richtig, gerade auch dann, wenn man 
Kritik daran hat. 

UZ: In der Handlungsorientierung 
wird festgestellt, dass die DKP nur 
noch „sehr wenige Betriebs gruppen“ 
hat. Wie kann die Arbeit im Bereich 
Betrieb und Gewerkschaften ausse- 
hen und umgesetzt werden, wenn es 
nur noch wenige Gruppen gibt, die be¬ 
trieblich verankert sind? Wie kann die 
Arbeit dort geleistet werden, wo keine 
betriebliche Verankerung besteht und 
wie können Genossinnen und Genos¬ 
sen, die nicht an eine Betriebs gruppe 
oder gar an eine Ortsgruppe angebun¬ 
den sind, ihre Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit entwickeln? 

Olaf Harms: Die Frage ist, womit sol¬ 
len wir anfangen, was machen wir zu¬ 
erst, was machen wir als zweites? Das 
ist schwierig und aus meiner Sicht in¬ 
dividuell zu klären. 

Zunächst einmal ist doch richtig, 
dass man im Bezirk die Genossinnen 
und Genossen in der Partei zusam¬ 
menführt, die in Gewerkschaften und 
Betrieben unterwegs sind. Da muss ge¬ 


schaut werden, wen gibt es da eigent¬ 
lich und was kann man machen. 

Und gleichzeitig ist es doch aber so, 
wenn wir die Genossinnen und Genos¬ 
sen haben, die bereits aktiv sind in den 
Betrieben, die vielleicht von Wohnge¬ 
bietsgruppen in ihrer Arbeit unter¬ 
stützt werden können, dass dann auch 
der Versuch unternommen wird, die 
Partei in den Betrieben zu verankern. 

Ich glaube nur, dass bei dem der¬ 
zeitigen Antikommunismus, der letzt- 
endlich ja auch gegen Gewerkschaften 
gerichtet ist, ein erster Schritt schon 
einmal sein kann, überhaupt erst ein¬ 
mal zu überlegen, macht der Aufbau 
gewerkschaftlicher Strukturen im Be- 



Olaf Harms, Leiter der Kommission 
Betrieb und Gewerkschft der DKP 


trieb nicht mehr Sinn und dann auch 
die Bildung von Betriebsräten. Wo es 
noch keine gewerkschaftliche Organi¬ 
sation gibt ist das ein Ausgangspunkt 
für die politische Arbeit im Betrieb. 

Nur scheinbar steht da Gewerk¬ 
schafts- und Betriebsratsarbeit gegen 
Parteiarbeit, ich sehe das aber gar nicht 
als Gegensatz. 

UZ: Du hast die Rolle der Bezirke an¬ 
gesprochen. Welche Rolle siehst Du für 
die Kommission Betrieb und Gewerk¬ 
schaft auf zentraler Parteiebene und 
welche Bilanz ziehst Du für die Arbeit 
in den vergangenen Jahren? 

Olaf Harms: In den letzten zweiein¬ 
halb Jahren haben wir das, was im 
Rahmen unserer Kräfte möglich war, 
tatsächlich auch gemacht. Wir haben 
uns erstmals wieder seit langer Zeit mit 
zentralen Flugblättern in Tarifausein¬ 
andersetzungen eingemischt, bei der 
Metalltarifrunde nämlich. Wir haben 
zu zwei Fragen gewerkschaftspoliti- 
sche Foren durchgeführt, einmal zur 
Frage Tarifpolitik und einmal zur Frage 
Industrie 4.0. Und wir sind das Thema 
TTIP richtig früh angegangen. 

Meine Bilanz: Das, was uns gelun¬ 
gen ist, ist uns richtig gut gelungen. 
Wenn etwas nicht gelaufen ist, dann 
hatte es etwas mit Ressourcen zu tun. 


Da gilt es, die Arbeit auf mehr Schul¬ 
tern zu verteilen. 

UZ: Die Forderung nach Arbeitszeit¬ 
verkürzung nimmt für die DKP weiter 
einen hohen Stellenwert ein. Es wird 
sogar formuliert, dass sie die „Kämpfe 
zusammenführen kann “. Was ist damit 
gemeint bzw. wie kann das aussehen? 

Olaf Harms: Der vorletzte Parteitag 
hatte bereits ein Grundlagendokument 
zu Arbeitszeitverkürzung beschlossen. 
Wir haben nach dem letzten Parteitag 
eine Broschüre zum Thema Arbeits¬ 
zeitverkürzung gemacht. Wenn wir uns 
verschiedene Probleme anschauen, ob 
das nun befristete Beschäftigung ist - 
mit oder ohne Sachgrund -, ob es Teil¬ 
zeitbeschäftigung ist, Niedriglohnsek¬ 
tor ... all das was letztendlich prekäre 
Beschäftigung ist, dann ist das ein Teil 
der Ausgangslage. 

Ein anderer ist die Frage der Pro¬ 
duktivität, die Jahr für Jahr ansteigt, 
ohne dass etwas davon bei der Arbei¬ 
terklasse ankommt. Wir haben jetzt 
gerade mal ein Jahr hinter uns, wo es 
kaum Reallohnabbau gegeben hat - je 
nachdem wie man das sieht - die 15 
Jahre davor gab es einen spürbaren 
Reallohnverlust. Wir sind jetzt gerade 
mal im zweiten Jahr, wo diese Entwick¬ 
lung ein wenig gestoppt wurde. 

Jetzt kommt dazu - nach Ansicht 
der beiden großen Gewerkschaften 
ver.di und IG Metall - dass das, was 
Digitalisierung der Arbeit genannt 
wird, in zehn, 15 oder 20 Jahren einen 
echten Einfluss auf die Frage hat, wie¬ 
viel Beschäftigte noch gebraucht wer¬ 
den. ver.di und hier unter anderem 
Lothar Schröder bringt das häufiger 
ins Gespräch, dass hier über eine Ar¬ 
beitszeitverkürzung nachgedacht wer¬ 
den muss. 

Ich glaube, dass das Arbeitszeitver¬ 
kürzung bei vollem Lohn- und Perso¬ 
nalausgleich auf 30 Stunden als Sofort¬ 
forderung und als erster Schritt, dass 
das tatsächlich die verschiedensten 
Abwehrkämpfe - also gegen prekä¬ 
re Beschäftigung, für unbefristete Ar¬ 
beitsverhältnisse, für Vollzeitbeschäf- 
tigung, Bewältigung der Folgen der 
Digitalisierung der Arbeit - zusam¬ 
menführt. Weil wenn ich mir jeden ein¬ 
zelnen Strang ansehe, kann ich immer 
nur sagen, dass eine Arbeitszeitver¬ 
kürzung die Situation in allen Fällen 
erheblich verbessert. 

Die Arbeitszeitverkürzung wird auch 
einer Beschäftigung nach saisonalem 
Bedarf - einer Politik des Heuern und 
Feuern - einen Riegel vorschieben, 
weil die Nachfrage nach unbefriste¬ 
tem Personal merklich steigen wird. 
Das Gleiche gilt für Teilzeit. 

Und auch was die Digitalisierung der 
Arbeit betrifft, wird es bedeuten, dass 
die dann verbliebene Arbeit auf mehr 
Schultern verteilt wird. 

Das Gespräch führte Lars Mörking. 
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Prinzip Missbrauch 

Arbeitsministerium legt Gesetzentwurf zur Änderung der „Arbeitnehmerüberlassung“ vor 



E in „Gesetzentwurf mit Mängeln“ 
so bewertet die IG Metall den 
vorlegten Entwurf zur gesetzli¬ 
chen Regelung von Leiharbeit und 
Werkverträgen aus dem Bundesar¬ 
beitsministerium. Es sind aber nicht 
handwerkliche Mängel zu beklagen. 
Die hier zugrunde hegende Logik ist 
das Problem. 

So heißt es in der Begründung 
zum Gesetz: „Arbeitnehmerüberlas¬ 
sung und Werkverträge sind wichtige 
Instrumente in einer arbeitsteiligen 
Wirtschaft. Arbeitnehmerüberlas¬ 
sung ist eine etablierte Form des fle¬ 
xiblen Personaleinsatzes. Sie hat in 
den letzten Jahren einen Beitrag dazu 
geleistet, Beschäftigungspotenziale in 
den Unternehmen zu erschließen. Mit 
Leiharbeit kann Wirtschaftswachstum 
schneller in mehr Beschäftigung um¬ 
gesetzt werden.“ 

Entsprechend inkonsequent wird 
das Problem angegangen, „positive 
Beschäftigungswirkungen“ von Leih¬ 
arbeit und Werkverträgen sollen durch 
eine gesetzliche Regelung nicht ge¬ 
fährdet werden. 

Dabei ist bekannt, dass in der Pra¬ 
xis Lohndumping betrieben, reguläre 
Beschäftigung untergraben und Mit¬ 
bestimmung ausgehöhlt wurden. 

„Seit einigen Jahren stellen die Ge¬ 
werkschaften fest, dass Werkverträge 
vermehrt benutzt werden, um Löhne 
zu drücken, Arbeitnehmerrechte zu 
unterlaufen und die Mitbestimmungs¬ 
rechte der betrieblichen Interessen¬ 
vertretungen auszuhebeln“, so steht 
es im DGB-Positionspapier „Werkver¬ 
träge - Missbrauch stoppen“. Der hier 
wie im Gesetzentwurf angepranger¬ 
te und angeblich zu regelnde „Miss¬ 
brauch“ ist aber nunmal der Kern der 
Sache. Deshalb ist die DKP-Forderung 
nach Verbot von Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen richtig. Denn Werkverträge 
sind fast immer ein Instrument zur 
Senkung von Löhnen und Verschlech¬ 
terung von Arbeitsbedingungen. Nur 
dort, wo Gewerkschaften in den Be¬ 
trieben gut verankert sind und der Ar¬ 
beitskräftebedarf nachhaltig hoch ist, 
ist Betriebsräten die Durchsetzung der 
Übernahme von Leiharbeitern in die 
Stammbelegschaft gelungen. Unter- 


Unter der Vokabel „vereinfachen“ 
kommt der nächste Angriff auf die 
sozialen Rechte der Lohnabhängigen 
daher. Das Sozialgesetzbuch soll an 
vielen kleinen Stehen verändert wer¬ 
den, insgesamt kommt dabei ein ziem¬ 
lich drastischer Sozialabbau heraus. 
Harald Thome, Fachreferent für Ar¬ 
beitslosen- und Sozialrecht bringt den 
Charakter des Referentenentwurfs, 
der am 9. Dezember vom Kabinett 
beschlossen werden soll, so auf den 
Punkt: „Das Sonder- und Entrech¬ 
tungsrecht soll weiter verfeinert und 
ausgebaut werden. Das vom Bundes¬ 
verfassungsgericht garantierte Grund¬ 
recht auf Gewährleistung eines men¬ 
schenwürdigen Existenzminimums als 
Menschenrecht wird weiter systema¬ 
tisch ausgehöhlt.“ Schon das Verfah¬ 
ren ist nicht demokratisch. Eine ge¬ 
meinsame Arbeitsgruppe des Bundes 
und der Länder tüftelt seit Juni 2013 
daran, das Verfahren „störungsfrei“ zu 
machen. Gewerkschaften, Betroffe- 
nenverbände und Wohlfahrtsverbän¬ 
de blieben außen vor, ebenso wie die 
Öffentlichkeit. 

Der vorliegende Entwurf ist ein 
„Anti-Bundessozialgerichts-Gesetz“ 
wie Harald Thome ausführt, denn vie¬ 
le Leistungen, die im Wege der Recht¬ 
sprechung zugesprochen wurden, sol¬ 
len aufgehoben werden. Eine zentra¬ 
le Änderung zielt auf die am meisten 
von Armut betroffene Bevölkerungs¬ 
gruppe: die Alleinerziehenden. Bis¬ 
her wurde für die Tage, wo das Kind 
beim anderen Elternteil war, diesem 


nehmen wälzen auch bei vollen Auf¬ 
tragsbüchern die Risiken von eige¬ 
nen Managementfehlern, Krisen und 
einer anhaltenden, selbstverschulde¬ 
ten schwächelnden Nachfrage auf die 
Leiharbeiter ab. 

Die jetzt vorgelegten Einschrän¬ 
kungen durch Begrenzung der Leih¬ 
arbeit auf 18 Monate, sowie eine schär¬ 
fere Prüfung von Arbeitsverhältnissen 
bei Werkverträgen ist deshalb unzurei¬ 
chend, zumal gerade bei Werkverträ¬ 
gen die von Arbeitsministerin Nahles 
beworbene Ausweitung der Mitbe¬ 
stimmungsrechte für Betriebsräte le¬ 
diglich als Informationsrecht Eingang 
in den Gesetzentwurf gefunden hat. 
Mitbestimmung ist das nicht. 

Positiv ist neben der Begrenzung 
der Verleihdauer auf 18 Monate vor 


der Regelsatz des Kindes pro Tag des 
Aufenthalts zugesprochen. Das soll 
nun komplett aufgehoben werden. 
Ausnahmen soll es nur für die Kinder 
geben, die im „Wechselmodell“ leben, 
also zur Hälfte bei dem einen und zur 
anderen Hälfte bei dem anderen El¬ 
ternteil. Das wird dazu führen, dass 
viele Eltern ihr Umgangsrecht mit 
ihrem Kind nicht mehr wahrnehmen 
können, weil sie die Ernährung und 
Kosten für die Freizeitgestaltung nicht 
mehr tragen können. Besonders hart 
ist die Neuregelung für die Sommer¬ 
ferienzeit, da es für Eltern, die ALGII 
beziehen, nicht möglich sein wird, die 
Kosten für Ernährung und Freizeit für 
drei Wochen zu übernehmen. 

Ein weiterer drastischer Angriff 
sind die Kosten der Unterkunft. Die 
Heizkosten sollen pauschaliert wer¬ 
den, also nicht mehr in tatsächli¬ 
cher Höhe, sondern nur noch bis zu 
einer angemessenen Höchstgrenze 
übernommen werden. Die Prognose 
der Heizkosten ist aber nicht mög¬ 
lich, die Härte des Winters ist kaum 
vorhersehbar, ebenso wenig wie die 
Entwicklung der Energiepreise. Die 
Höchstgrenze bei den Kaltmieten ist 
bereits ein großes Problem, das dazu 
führt, dass Arbeitsuchende in billigen 
Wohnraum gedrängt werden, dort 
werden sie nun aber an den Heizkos¬ 
tenwerten guter Wohnungen bemes¬ 
sen. Gute Isolierung und moderne 
Heizanlagen sind kaum in den günsti¬ 
gen Wohnsiedlungen zu finden. Sollte 
diese Verschärfung beschlossen wer- 


allem die „Equal Pay“-Regelung 
nach neun Monaten. Die Gefahr be¬ 
steht neben der mangelnden Prüfung 
der geleisteten Arbeit (und ggf. fal¬ 
scher Eingruppierung) jedoch in der 
zu befürchtenden Rotation, die Un¬ 
ternehmer praktizieren, um Leihar¬ 
beiter nicht in die Stammbelegschaft 
überführen zu müssen. Eine Gren¬ 
ze für die dauerhafte Besetzung von 
Arbeitsplätzen durch Leiharbeiter 
ist nämlich nicht vorgesehen. „Die 
Festlegung von Höchstüberlassun¬ 
gen regelt allenfalls den Wanderzir¬ 
kus, den Leiharbeiter von Entleiher 
zu Entleiher erleiden müssen.“ sagte 
dazu der IG Metall-Vorsitzende Jörg 
Hofmann. 

Im Gesetzgebungsprozess haben 
sich unsere „Arbeitgeber“ bereits in 


den, wird die Zahl der Obdachlosen 
steigen ebenso wie die Zahl der Men¬ 
schen, die in schlechten Wohnungen 
leben müssen. 

Der DGB kritisiert zu Recht, dass 
keine Änderungen der Sanktionen 
vorgenommen wird, insbesondere bei 
den drakonischen Strafen bei unter 
25-jährigen. Im Gegenteil wird die 
Möglichkeit der Kürzung der Leis¬ 
tungen, die eigentlich das Existenz¬ 
minimum darstellen sollen, massiv 
ausgeweitet. So sollen in Zukunft bei 
„Erhöhung der Hilfebedürftigkeit, 
Aufrechterhaltung der Hilfsbedürf¬ 
tigkeit und nicht erfolgter Verringe¬ 
rung der Hilfebedürftigkeit“ Leistun¬ 
gen zurückgezahlt werden müssen. 
Dieser „Kostenersatz wegen sozial¬ 
widrigem Verhalten“ soll für eine un¬ 
bestimmte Zeit in die Zukunft gelten 
und zwar für alle gezahlten SGB II- 
Leistungen. Ahe drei Punkte können 
vorliegen, wenn man zum Beispiel aus 
personenbezogenen Gründen ein Ar¬ 
beitsverhältnis gekündigt bekommt. 
Die „Aufrechterhaltung der Hilfebe¬ 
dürftigkeit“ trifft auch zu, wenn man 
eine Ausbildung oder einen Schulab¬ 
schluss nachholt, statt arbeiten zu ge¬ 
hen. Bildung und Qualifizierung wird 
bestraft - Hartz IV-Empfänger sollen 
nichts mehr lernen, sondern arbeiten. 
Falls diese Verschärfung durchgeht, 
wird eine große Zahl von SGB II-Be- 
ziehern bald über einen langen Zeit¬ 
raum „Kosten erstatten“ müssen, was 
nichts anderes als eine lang anhalten¬ 
de Kürzung der Leistungen bedeutet. 


Stellung gebracht, um - ähnlich wie 
beim Mindestlohn - jeglichen noch so 
kleinen Fortschritt aufzuweichen oder 
zu durchlöchern. Inkrafttreten soll das 
Gesetz Anfang 2017, das lässt Zeit für 
ein Jahr Medienkampagne gegen das 
Gesetz und fortgesetzte Lobbyarbeit 
im Hause Nahles. 

Dringend verteidigt werden muss 
aus unserer Sicht die vorgesehene 
Festschreibung, dass Leiharbeiter im 
eingesetzten Betrieb nicht als Streik¬ 
brecher eingesetzt werden dürfen. Den 
dafür im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Absatz werden wir noch gut gebrau¬ 
chen können. Auch weil mit einem be¬ 
deutenden Rückgang von Leiharbeit 
durch den vorliegenden Gesetzent¬ 
wurf nicht zu rechnen ist. 

Lars Mörking 


In Zukunft sollen viele Bescheide 
des Jobcenters nur noch „vorläufig“ 
ersteht werden. Dann kann die Be¬ 
hörde den Freibetrag auf Erwerbs¬ 
einkommen nicht anerkennen. Das 
bedeutet bis zu 230 Euro weniger für 
„Aufstocker“. Außerdem soll das Ein¬ 
kommen nur noch durchschnittlich 
angenommen werden, nicht mehr in 
tatsächlicher Höhe. Das führt zu ei¬ 
ner dauerhaften Unterdeckung des 
Bedarfs. Die Betroffenen müssen 
dem Jobcenter hinterher sein, um die 
Rückstände zu bekommen. 

Des weiteren soll die Überprüfung 
von bestandskräftigen Bescheiden des 
Jobcenters abgeschafft werden und 
bei einem Neuantrag kein Anspruch 
auf Vorschuss von Leistungen mehr 
gewährt werden. Zudem wird die 
Praxis der Zwangsverrentung (mit 63 
und massiven Abschlägen in die Ren¬ 
te) beibehalten. 

Diese Entrechtung betrifft nicht 
nur Arbeitssuchende und Aufstocker, 
sondern die gesamte Arbeiterklasse, 
da der Druck jede Arbeit zu jedem 
Lohn und zu jeder Bedingung an¬ 
zunehmen, erneut erhöht wird und 
damit eine Bedrohung auch für die¬ 
jenigen ist, die gerade Arbeit haben. 
Notwendig ist die Organisierung der¬ 
jenigen die schon betroffen sind und 
derer, die es sein können - zur gegen¬ 
seitigen Hilfe, zur Aufklärung über 
die eigenen Rechte und zum gemein¬ 
samen und solidarischen Widerstand 
als eine Klasse. 

Philipp Kissel 


Partnerschaft mit 
US-Gewerkschaft 

Die IG Metall treibt ihre Partnerschaft 
mit der US-amerikanischen Automo¬ 
bilarbeiter-Gewerkschaft UAW voran. 
„Wir treten in eine neue Phase unserer 
langjährigen Zusammenarbeit ein“, sag¬ 
te Wolfgang Lemb, geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der IG Metall, anläss¬ 
lich der Eröffnung der gemeinsamen Bil¬ 
dungseinrichtung „Transatlantic Labor 
Institute“ (TLI) in Spring Hill (Tennes¬ 
see). Ziel der engeren Zusammenarbeit 
mit der UAW ist es, gemeinsam die Ar¬ 
beitsbedingungen aller Beschäftigten zu 
verbessern - insbesondere an den Stand¬ 
orten der deutschen Autohersteller und 
ihrer Zulieferer in den USA. Außerdem 
geht es darum, die UAW zu beraten, wie 
sie die Mitbestimmung der Beschäftigten 
in den Betrieben durch Betriebsräte oder 
vergleichbare Institutionen stärken und 
ausweiten kann. 

„Wir wollen dazu beitragen, dass 
auch in den USA durch die UAW gute 
Arbeitsbedingungen, faire Entgelte und 
echte Mitbestimmung der Beschäftigten 
flächendeckend durchgesetzt werden“, 
sagte Lemb. Die deutschen Unterneh¬ 
men hätten in den vergangenen Jahren 
Produktion in den USA beständig auf¬ 
gebaut. Im vergangenen Jahr wurden 
von deutschen Herstellern in den USA 
mit 100 000 Beschäftigten 750 000 Autos 
produziert. 

Die IG Metall sei nicht dagegen, dass 
sich deutsche Firmen in den USA enga¬ 
gieren. Aber dies müsse zu guten Kondi¬ 
tionen für die Beschäftigten geschehen. 

Moderne Arbeitswelt braucht 
eine starke Mitbestimmung 

Die IG Metall hat sich gegen die zuneh¬ 
mende Auslagerung von IT- und Ent¬ 
wicklungsdienstleistungen aus Kosten¬ 
gründen gewendet. „Wir sagen Ja zur 
Digitalisierung, wenn sie eine Demo¬ 
kratisierung bedeutet. Wir sagen aber 
entschieden Nein, wenn Arbeit 4.0 Aus¬ 
beutung bedeutet“, sagte Christiane Ben- 
ner, Zweite Vorsitzende der IG Metall, 
anlässlich der 7. Engineering- und IT-Ta- 
gung von Hans-Böckler-Stiftung und IG 
Metall in München. Die Gewerkschafte¬ 
rin warf den Arbeitgeberverbänden vor, 
mit schrankenloser Flexibilisierung und 
der Abschaffung des Acht-Stunden-Ta- 
ges die Dinosaurier der Arbeitswelt wie¬ 
der zum Leben erwecken zu wollen. Eine 
moderne Arbeitswelt brauche eine star¬ 
ke Mitbestimmung, um Arbeitsbedin¬ 
gungen im Rahmen der Digitalisierung 
von Industriearbeit in direkten und in¬ 
direkten Bereichen zu gestalten. 

Sonntag schützen 

Der Beschluss der Arbeits- und Sozi¬ 
alministerkonferenz der Bundesländer 
zu Call-Centern löst bei der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
Unverständnis aus. Die berechtigten 
Interessen der Beschäftigten sowie der 
Schutz von Familien würden offenbar au¬ 
ßer Acht gelassen, kritisierte ver.di-Bun- 
desvorstandsmitglied Ute Kittel. 

Die Arbeits- und Sozialminister hatten 
sich in der vergangenen Woche auf ihrer 
Tagung in Erfurt unter anderem darauf 
verständigt, den Bund zu einer einheitli¬ 
chen Regelung der Sonn- und Feiertags¬ 
arbeit aufzufordern, was auf einen Erhalt 
der Sonntagsarbeit abzielt. 

„Dieser Beschluss überrascht. Die 
Entscheidungen des Bundesverfassungs¬ 
gerichts von 2009 und vor allem des Bun¬ 
desverwaltungsgerichts am 26. Novem¬ 
ber 2014 haben das Verbot der Sonn- 
und Feiertagsarbeit gestärkt. Für das 
Bundesland Hessen ist Sonntagsarbeit 
gerade in Call-Centern verboten“, stell¬ 
te Kittel klar, ver.di bleibe bei seiner Auf¬ 
fassung, dass die bisherigen Regelungen 
des Arbeitszeitgesetzes und die gelten¬ 
den Ausnahmeregelungen ausreichend 
seien. Eine Ausnahmeregelung nur für 
Call-, Service-, und Kontakt-Center ma¬ 
che keinen Sinn. 

In Call-Centern seien zudem über¬ 
wiegend Frauen beschäftigt. „Der Be¬ 
schluss verstärkt die Mehrfachbelastun¬ 
gen von Frauen und geht zu Lasten von 
Familie und Gesundheit“, sagte Kittel. 
Der arbeitsfreie Sonntag sei eine sozia¬ 
le Errungenschaft und als Tag der Ruhe 
und Erholung unverzichtbar. „Sonn- und 
Feiertage müssen durch die Beschäftig¬ 
ten selbstbestimmt bleiben. Wirtschaftli¬ 
che Interessen haben hier zurückzutre¬ 
ten“, betonte Kittel. 


Vereinfachen heißt entrechten 

Das Kabinett plant massive Verschärfungen im Sozialgesetzbuch - gemeinsamer Widerstand ist nötig 





4 Freitag, 27. November 2015 


Innenpolitik 


unsere 


zeit Q£d 


Unbelehrbare Faschistin verurteilt 

Zehn Monate Haft für fortgesetzte Holocaustleugnung 


Im Zweifel gegen 
den Flüchtling 

„Das Leben und die Gesundheit von 
Schutzsuchenden migrationspoliti¬ 
schen Zwecken unterzuordnen, ist 
nicht nur rücksichtslos, sondern auch 
grausam. Für eine schnellere Abschie¬ 
bung soll zukünftig die Gesundheit 
von Flüchtlingen aufs Spiel gesetzt 
werden“, beklagt Ulla Jelpke, innenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, die entsprechenden Regelungs¬ 
vorschläge im Referentenentwurf des 
Bundesinnenministeriums zum Asyl¬ 
recht. Jelpke weiter: 

„Das Gesetz soll nach dem Willen 
des Bundesinnenministeriums pauschal 
davon ausgehen, dass in der Regel kei¬ 
ne medizinischen Abschiebehindernisse 
vorliegen. Den Gegenbeweis muss der 
Schutzsuchende führen, und das wird 
ihm durch kurze Fristen und überzo¬ 
gene Formerfordernisse so schwer wie 
möglich gemacht. Psychologische Gut¬ 
achten sollen selbst bei psychischen Er¬ 
krankungen wie der posttraumatischen 
Belastungsstörung nicht mehr ausrei¬ 
chen, es zählen nur noch ärztliche At¬ 
teste. Abgeschoben werden darf auch, 
wenn eine Behandlung im Herkunfts¬ 
land - zumindest theoretisch - möglich 
ist, unabhängig von deren Qualität oder 
Zumutbarkeit für die betroffene Per¬ 
son. Den Flüchtlingen wird unterstellt, 
sie würden mit ihren Leiden bewusst 
und böswillig ihre Abschiebung verzö¬ 
gern wollen, selbst schwerste körperli¬ 
che und psychische Erkrankungen wer¬ 
den als nur noch als praktische Durch¬ 
führungshindernisse 4 angesehen. Die 
Wahrheit ist: Das Bundesinnenministe¬ 
rium ebnet den Weg der schnellen und 
massenhaften Abschiebung und ver¬ 
folgt damit eine unmenschliche Asyl¬ 
politik ohne Rücksicht auf Verluste.“ 

„Die Rechte“ verbieten 

Die DKP Dortmund erklärt zur Prä¬ 
sentation eines Gutachtens durch den 
Landesinnenminister von Nordrhein- 
Westfalen die Frage eines Verbotes der 
Partei „Die Rechte“ betreffend: 

„Der Innenminister hat ein Gut¬ 
achten bestellt. Niemand muss vom 
Ergebnis überrascht sein: Ein Verbot 
der ,Partei 4 , in die sich die verbotene 
Nazi-Kameradschaft unter den Augen 
des Innenministers problemlos verwan¬ 
delt hatte, werde Zeit brauchen. Der In¬ 
nenminister (und die Ministerpräsiden¬ 
tin) wussten das natürlich. Sie wollten, 
dass die demokratische Öffentlichkeit 
das jetzt mal gesagt bekommt. 

Wir fragen: Wie lautete der Auftrag 
an den Gutachter? Wer war der Gut¬ 
achter? Gab es eine Ausschreibung? 
Erhält die Öffentlichkeit das Gutach¬ 
ten? Oder müssen wir damit zufrieden 
sein, dass Regierungsmitglieder uns das 
Ergebnis erklären? 

Das Parteienprivileg ist ein hohes 
Gut - wer wüsste das besser als wir 
(noch immer ist das Kalte-Kriegs-KPD- 
Verbot nicht aufgehoben). Das Grund¬ 
gesetz kennt kein Privileg für Nachfol¬ 
georganisationen des deutschen Faschis¬ 
mus, weder politisch noch juristisch. Soll 
das in der dritten Generation der Na¬ 
zi-Nachfolge nicht mehr gelten? Oder 
müssen wir uns daran gewöhnen, dass 
Nazis und Staatsschutz kooperieren? 

Wenn das Verbotsverfahren so lan¬ 
ge dauert - wäre es da nicht sinnvoll, es 
schon mal zu eröffnen? Ist das gesche¬ 
hen? Wird das geschehen? Oder müs¬ 
sen wir damit zufrieden sein, dass das 
schwierig ist?“ 

Auf in den Kampf! 

„Die NATO-Planungen laufen darauf 
hinaus, die Bündnispartner Washing¬ 
tons, also auch die Bundesrepublik, in 
die Kampfhandlungen in Afghanistan 
miteinzubeziehen,“ kommentiert Chris¬ 
tine Buchholz, verteidigungspolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“, die 
aktuelle Meldung über die Annahme ei¬ 
nes als geheim eingestuften Berichtes 
durch die Vertreter des nordatlantischen 
Militärbündnisses. Buchholz weiter: 

„Sollte die Bundeswehr Aufklä¬ 
rungsbilder oder Zieldaten für Angrif¬ 
fe auf Talibanstellungen liefern, dann 
wäre sie an der Durchführung militäri¬ 
scher Operationen beteiligt. Dies wür¬ 
de einen Schritt zurück in Richtung 
Kampfeinsatz bedeuten und ist durch 
das laufende Mandat nicht gedeckt“ 


R echtsextremismus als Lebens¬ 
werk, so ließe sich die Biogra¬ 
phie der 1928 geborenen Ursula 
Meta Hedwig Haverbeck-Wetzel kurz 
umreißen. Die längere Version beginnt 
mit der Nazi-Karriere ihres verstorbe¬ 
nen Mannes Werner Georg Haverbeck, 
und dessen Bestrebungen, die Natur¬ 
schutzbewegung mit dem von ihm un¬ 
ter Zustimmung von Rudolf Heß ge¬ 
gründeten „Reichsbund Volkstum und 
Heimat“ (RVH) unter braune Kontrol¬ 
le zu bekommen. Dieser Versuch wur¬ 
de mit dem von beiden 1963 im ost¬ 
westfälischen Vlotho gegründeten und 
2008 verbotenen Collegium Humanum 
(CH) fortgesetzt. Zunächst überaus er¬ 
folgreich: Die Haverbecks unterhielten 
beste Kontakte zur Umwelt- und Frie¬ 
densbewegung. Auch dann noch, als 
neben Märchen-Erzähl-Kursen im CH 
das rechtsextreme Blood&Honour,- 
Netzwerk, z.B. in Person des braunen 
Liedermachers Frank Rennicke, Fuß 
fasste. 

Am Rande des Lüneburger Prozes¬ 
ses gegen den „Buchhalter von Ausch¬ 
witz“, Oskar Gröning, hatte Haverbeck- 
Wetzel in mehreren Interviews behaup¬ 
tet, der Holocaust sei „die größte und 
nachhaltigste Lüge der Geschichte“. 
Und den Paragraphen 130, der das 
Leugnen des Holocaust unter Strafe 
stellt, bezeichnete sie dem Hamburger 
Journalisten Andreas Speit zufolge als 
ein „Gesetz zur Aufrechterhaltung ei¬ 
ner Lüge 44 . 

Die politische Geschichte der Ur¬ 
sula Haverbeck-Wetzel beginnt eigent¬ 
lich schon vor ihrer Geburt: Mit dem 
Beginn der Nazi-Karriere ihres knapp 
20 Jahre älteren Ehemannes, der schon 
als 17-jähriger in die NSDAP ein tre¬ 
ten wollte, doch er war noch zu jung. 
Erst im August 1929 wurde er offizi¬ 
ell NSDAP-Mitglied mit der Nummer 
142009. Seine wissenschaftliche Karri¬ 
ere, die ihm später eine Lehrtätigkeit 
an der Fachhochschule Bielefeld ein- 


Die Landeskonferenz der nordrhein¬ 
westfälischen Antiatominitiativen tagte 
am vergangenen Wochenende (21.11.) 
in Köln, um über Fragen der Atom¬ 
kraft zu beraten. Es wurde deutlich, 
dass NRW in vielfältiger Weise den 
Risiken der Atomkraft ausgesetzt ist. 
Aspekte aus dem unmittelbar angren¬ 
zenden europäischen Ausland wurden 
dabei ebenso intensiv diskutiert wie die 
Folgen der terroristischen Anschläge 
von Paris. In diesem Zusammenhang 
spielte die Sicherheit der Atomanla¬ 
gen eine Rolle. Aber auch die aktuelle 
Absage der Großdemonstrationen pa¬ 
rallel zur Weltklimakonferenz in Paris 
war Thema. 

Aus Sicht der Anti-Atomkraft-Ini¬ 
tiativen stellen sich viele Fragen rund 
um die Atomkraft. Die Aktivisten kri¬ 
tisieren unter anderem, dass die Ent¬ 
sorgung der atomaren Abfälle aus 
dem Forschungszentrum Jülich völlig 


Urananreicherungsanlage 
Gronau vom Atomausstieg 
ausgenommen 


ungeklärt ist. Die derzeit im Raum ste¬ 
henden Transporte des Jülicher Atom¬ 
mülls ins Zwischenlager Ahaus lehnen 
die Atomkraftgegnerinnen ebenso ab, 
wie die zahlreichen Transporte von 
Uran quer durch die Bundesrepublik 
und damit auch durch NRW. Im Zu¬ 
sammenhang mit diesen Urantrans¬ 
porten nimmt die nordrhein-westfä¬ 
lische Antiatombewegung auch Stel¬ 
lung zur Urananreicherungsanlage in 
Gronau, der einzigen Anlage ihrer Art 
in Deutschland. Diese Anlage ist vom 
Atomausstieg ausgenommen. Bei der 
Produktion des atomaren Brennstoffs 


brachte, begründete er 1938 mit der 
Habilitationsschrift zum Thema „Deut¬ 
scher Volksglaube im Sinnbild“. Nach 
1945 wurde er Priester der anthropo¬ 
sophisch ausgerichteten „Christenge¬ 
meinschaft“ und begleitete u.a. zum 
Tode verurteilte NS-Verbrecher bis zu 
ihrer Hinrichtung. 

Über die „Christengemeinschaft“ 
bekam er Kontakt zu Renate Rie¬ 
meck, die ihn schließlich in der Frie¬ 
densbewegung einführte. Die wieder¬ 
um blickte ebenfalls auf eine mehrjäh¬ 
rige NSDAP-Mitgliedschaft zurück. 
Riemeck war die Lebensgefährtin der 


Haverbeck-Wetzei will das 
Urteil „selbstverständlich“ 
nicht akzeptieren 


verwitweten Ingeborg Meinhof, Mut¬ 
ter der späteren Konkret-Kolumnistin 
und Mitbegründerin der Roten Armee 
Fraktion (RAF), Ulrike Meinhof, und 
deren älterer Schwester Wienke. Nach 
dem Tod Ingeborg Meinhofs erhielt sie 
die Vormundschaft für die Schwestern. 

Noch zu Ingeborg Meinhofs Leb¬ 
zeiten war die Familie nach Oldenburg 
umgezogen, Riemeck widmete sich der 
„antifaschistischen Schulbildung“ und 
war Mitverfasserin einiger der ersten 
Schulbücher der neuen Republik. 1946 
trat sie in die SPD ein, und wollte von 
ihrer NS-Vergangenheit nichts mehr 
wissen, verleugnete sie regelrecht. 2007, 
vier Jahre nach Riemecks Tod, deckte 
die Publizistin Jutta Ditfurth diese im 
Zusammenhang mit der Biographie 
„Ulrike Meinhof“ indes auf. Ditfurth 
beschäftigte sich auch schon vor Jahr¬ 
zehnten in ihren Büchern kritisch mit 
dem CH. 

Das gründete Haverbeck 1963 mit 
seiner damaligen Lebensgefährtin und 
späteren Frau Ursula Wetzel. Es wurde 
zunächst von der IG Metall genauso 


entsteht Atommüll in der Größenord¬ 
nung von mehreren zehntausend Ton¬ 
nen, dessen Entsorgung in keinster 
Weise geklärt ist. Daneben führt die 
Produktion des atomaren Brennstoffs 
zu unzähligen Transporten von hochgif¬ 
tigen und hochradioaktiven Abfällen 
durch NRW mit unabsehbaren Risiken 
für die Bevölkerung und die Umwelt. 
Auch die derzeitigen Verkaufsabsich¬ 
ten der Anlage in Gronau trifft auf 
scharfe Kritik der Atomkraftgegnerin¬ 
nen, weil dies der erforderlichen Stillle¬ 
gung der Anlage zuwider läuft. 

Ein weiterer Kritikpunkt ist das 
Wiederanfahren der belgischen Risi¬ 
koreaktoren in Tihange. Hierzu Marti¬ 
na Haase vom Aktionsbündnis gegen 
Atomanlagen Aachen: „Wir nehmen 
es mit Empörung zur Kenntnis, dass 
trotz erheblicher Sicherheitsbedenken 
die Anlagen wieder in Betrieb genom¬ 


genutzt, wie von den Anthroposophen, 
den Anhängern Silvio Gesells oder 
von Angehörigen der frühen Ökolo- 
giebewegung.Ab den 1970er Jahren 
kamen Vertreter der Neuen Rechten 
hinzu, und ab den 1980er Jahren ent¬ 
wickelte es sich zu einem Zentrum 
für Antisemitismus und Holocaust¬ 
leugnung. 

Vorher - 1975 - schaffte Haver¬ 
beck es, verschiedene Organisationen 
unter dem Dach des Rates für Um¬ 
welt- und Lebensschutz zusammenzu¬ 
fassen - unter der Schirmherrschaft des 
Alt-Bundespräsidenten Gustav Heine¬ 
mann. 1979 wurde Haverbeck Berater 
für Umweltschutzfragen des SPD-Mi- 
nisters Egon Bahr. Zwei Jahre später 
Unterzeichnete er das Heidelberger 
Manifest, weil er „Überfremdung“ für 
genauso schädlich für den „Volkskör¬ 
per“ hielt wie z.B. Atomkraft. 1982 war 
er Gründungsmitglied der Ökologisch- 
Demokratischen Partei (ÖDP). Über 
einen längeren Zeitraum hielt er Vor¬ 
träge sowohl im linken Spektrum, z.B. 
bei Anti-AKW-Gruppen, als auch bei 
Rechten, z.B. dem Bund Heimattreu¬ 
er Jugend. 

1989 veröffentlichte er das Buch 
„Rudolf Steiner - Anwalt der Deut¬ 
schen“, mit dem er mit der „Auschwitz- 
Lüge“ aufräumen wollte. Diese bestand 
seiner Ansicht nach darin, dass in Hin¬ 
sicht auf die fabrikmäßige Vernich¬ 
tung menschlichen Lebens durch die 
Hitler-Faschisten, dafür steht das Sy¬ 
nonym „Auschwitz“, maßlos übertrie¬ 
ben werde. 

Diesen Faden nahm seine Frau auf, 
und wurde es bis heute nicht müde, 
den Holocaust zu leugnen. Im Juni 
2004 wurde sie vom Amtsgericht Bad 
Oeynhausen wegen Volksverhetzung 
zu 5 400 Euro Geldstrafe verurteilt, 
am 10. März 2005 folgte ein weiteres 
Urteil des Amtsgerichts Bad Oeynhau¬ 
sen, und im Juni 2007 ein abschließen¬ 
des des Landgerichts Dortmund. Sie 


men werden. Die Reaktorbehälter wei¬ 
sen tausende Haarrisse auf. Jetzt argu¬ 
mentieren die belgischen Verantwort¬ 
lichen, dass man zur Sicherstellung der 
Energieversorgung die Atomkraftwer¬ 
ke wieder hochfahren müsse. Damit 
werden seriöse Warnungen unabhän¬ 
giger Wissenschaftler in den Wind ge¬ 
schlagen. Ein Schelm, wer Böses dabei 
denkt, dass dies ausgerechnet dann pas¬ 
siert, wenn die Medien ausschließlich 
über die Terrorakte in Paris berichten 44 
Die Anti-Atomkraft-Initiativen for¬ 
dern nicht nur die belgischen Verant¬ 
wortlichen dazu auf, die Atomkraftwer¬ 
ke vom Netz zu lassen, sondern auch 
die NRW-Landes- und die Bundespo¬ 
litik Einfluss auf dieses fatale Entschei¬ 
dung zu nehmen. 

Einen breiten Raum in der Diskus¬ 
sion nahmen auch die Terroranschläge 
von Paris ein. Darauf, dass Atomanla- 


hatte in der Hauszeitschrift des CH, 
der Stimme des Gewissens, wiederholt 
behauptet, die Zahl der jüdischen Op¬ 
fer des Nationalsozialismus habe nicht 
sechs Millionen betragen, sondern nur 
zirka 500 000. 

Im Juni 2009 wurde Haverbeck- 
Wetzel vom Amtsgericht Bad Oeyn¬ 
hausen für schuldig befunden, Char¬ 
lotte Knobloch, Vorsitzende des Zen¬ 
tralrates der Juden in Deutschland, 
beleidigt zu haben. Laut der Tages¬ 
zeitung Mindener Tageblatt hatte sie 
u.a. geschrieben, Knobloch solle sich 
nicht in „innerdeutsche Angelegen¬ 
heiten einmischen“ sondern „in ihr 
Ursprungsland nach Innerasien zu¬ 
rückkehren“ ... 

In der Verhandlung in der vergan¬ 
genen Woche vor dem Amtsgericht 
Hamburg musste der Vorsitzende 
Richter Björn Jönsson Beobachterin¬ 
nen zufolge sichtlich um Beherrschung 
ringen: „Es ist müßig, mit Leuten zu 
diskutieren, die keine Fakten akzeptie¬ 
ren.“ Als die alte Dame vor dem Rich¬ 
tertisch immer weiter von fehlenden 
Beweisen für die Vergasung von Mil¬ 
lionen Menschen schwadroniert, platzt 
dem Richter der Kragen: „Ich muss 
auch nicht beweisen, dass die Erde 
eine Kugel ist 44 

Schließlich beharrte Ursula Haver¬ 
beck-Wetzel darauf, dass sie nicht we¬ 
gen derselben Straftat - Leugnung des 
Holocaust - erneut verurteilt werden 
könne. Daraufhin erwiderte der Rich¬ 
ter trocken: „Ein Dieb, der immer wie¬ 
der dieselbe Sache klaut, wird auch 
immer wieder bestraft 44 Die Staatsan¬ 
wältin bescheinigt der Angeklagten 
„fanatische Verblendung“ und for¬ 
dert zehn Monate Haft ohne Bewäh¬ 
rung. Der Richter folgt dem Antrag. 
„Es ist bedauerlich, dass eine Frau, die 
in Ihrem Alter noch so rege ist, ihre 
Energie darauf verschwendet, so einen 
haarsträubenden Blödsinn zu verbrei¬ 
ten.“ Birgit Gärtner 


gen potenzielle Anschlagziele von Ter¬ 
roristen sind, wird nicht nur von den 
Atomkraftgegnerinnen seit Jahren hin¬ 
gewiesen. Auch die Betreiber der Ato¬ 
manlagen sind seit geraumer Zeit ange¬ 
halten, Vorkehrungen gegen Anschläge 
zu treffen. Diese Maßnahmen hält die 
Landeskonferenz für völlig unzurei¬ 
chend und fordert die endgültige Still¬ 
legung sämtlicher Atomanlagen. „Wer 
Sicherheit in diesem Bereich will, er¬ 
reicht diese nur durch einen umfassen¬ 
den und sofortigen Ausstieg aus dieser 
Technologie mit allen dazugehörigen 
Aspekten.“ so Peter Bastian von der In¬ 
itiative „Sofortiger Atomausstieg“ aus 
Münster. 

Zur Absage der Großdemonstrati¬ 
onen in Paris erklärt die Landeskonfe¬ 
renz, dass man zum einen der Sicher¬ 
heit aller Demonstrationsteilnehmer 
oberste Priorität beimisst. Gleichzeitig 
wünscht man sich eine baldige Rück¬ 
kehr zur Normalität. „Wir sehen uns 
im Einklang mit den meisten Men¬ 
schen auf dieser Welt und wollen uns 
von Terroristen nicht in unserer Frei¬ 
heit einschränken lassen. Dies gilt auch 
für die Demonstrationsfreiheit. Diese 
darf nicht im Fahrwasser einer Sicher¬ 
heitsdebatte geopfert werden,“ so die 
Konferenzteilnehmer einhellig. Diese 
rufen daher dazu auf, an der Demons¬ 
tration für effektiven Klimaschutz am 
29. November in Berlin teilzunehmen. 

Des weiteren wurde ein Aktions¬ 
fahrplan für das Jahr 2016 entwickelt, 
um die vielfältigen Fragen rund um die 
Atomtechnologie in NRW aufzugrei¬ 
fen. LK-NRW/UZ 

Weitere Informationen: www.bbu-on- 
line.de, www.sofa-ms.de,www.uran- 
tra nsport.de, www.kein-castor-nach- 
ahaus.de 


Hohe Gefährdung in Nordrhein-Westfalen 

Landeskonferenz der NRW-Anti-Atom-Initiativen tagt in Köln 
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Urananreicherungsanlage der Firma Urenco in Gronau, Haupttor mit Pforte. 
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Hetzer weiter auf dem Vormarsch 

Rechte Gewalt eskaliert weiter 



18.11.2015 - AFD Kundgebung und Gegenproteste Leipzig. 


A uch in der vergangenen Woche 
kam es in vielen bundesdeut¬ 
schen Städten und Kommunen 
erneut zu Aufmärschen von Rassisten, 
Neonazis, die unter dem Schutz der Po¬ 
lizei ihre Hetze gegen Flüchtlinge, de¬ 
ren Unterstützer, Antifaschisten und 
die etablierte Politik fortsetzen konn¬ 
ten. 

Die mittlerweile in Teilen offen ex¬ 
trem rechte „Alternative für Deutsch¬ 
land“ (AfD) mobilisierte zu ihrem vor¬ 
erst letzten Aufmarsch in diesem Jahr 
nach Erfurt. Dort stellte der für seine 
rechten Ausfälle bekannte Landesspre¬ 
cher der AfD Thüringen, Björn Hocke, 
fünf Thesen vor, die er gemeinsam mit 
dem stellvertretenden Bundessprecher 
der AfD und Landessprecher der Partei 
in Brandenburg, Alexander Gauland, 
ausgearbeitet hatte. Die Thesen lesen 
sich, als stammen sie aus der Hand neo¬ 
faschistischer Kräfte. „Deutschland ist 
nicht verhandelbar: Unser Staat - unse¬ 
re Nation ist kein Zufallsprodukt“; heißt 
es darin ebenso wie, dass „Deutsch¬ 
land“ „kein Labor für Gesellschafts¬ 
experimente“ sei. „Wir verweigern uns 
verantwortungslosen Experimenten 
mit und an unserem Volk. Nur Ideo¬ 
logen glauben, dass Gesellschaft ohne 
Familie funktionieren kann oder dass 
jeder zu einem Deutschen wird, sobald 
er die Landesgrenze überschritten hat. 
Gefährlichen Ideologien, die die mul¬ 
tikulturelle Gesellschaft erschaffen 
und die klassische Familie abschaffen 


AfD befördert rassistische 
Grundstimmung 


wollen, erteilen wir eine klare Absa¬ 
ge“, heißt es darin etwa weiter. Außer¬ 
dem diene die Bundeswehr „fremden 
Interessen“ und die „von vielen soge¬ 
nannte ,Lügenpresse 4 “ habe „sich ihren 
Namen nicht selten redlich verdient 44 . 
Eine mehr als gewagte Behauptung, 
wenn man bedenkt, dass seit Monaten 
kaum ein Tag verging, an dem die Het¬ 
ze der AfD und der anderen Rassisten 
es nicht in die mediale Berichterstat¬ 
tung von Tageszeitungen und Fernse¬ 
hen schaffte. 

Hocke, der seine Hetzrede mit den 
Worten: „Deutschland ist unsere Hei¬ 
mat, unser Land und unsere Nation“ 
begann, hatte im Vorfeld des neuer¬ 
lichen Aufmarsches dazu aufgerufen, 
aus Solidarität mit den Opfern des 
Terroranschlags von Paris mit Trau- 


Am vergangenen Samstag konnte die 
NPD zum dritten Mal in Lolge ihren 
Parteitag im Baden-Württembergi¬ 
schen Weinheim durchführen. Die 
Weinheimer haben mit einer großen 
Demonstration ihre Ablehnung des 
NPD-Parteitags gezeigt. Über 2 500 
Menschen nahmen an der Demo teil 
und forderten „Nazis raus aus unserer 
Stadt“. Viele beteiligten sich an dem 
Kulturfest „Weinheim ist bunt“ und 
an der Demo. 

Ermöglicht wurde die faschistische 
Propagandaveranstaltung durch ei¬ 
nen Polizeieinsatz, der mehr als hun¬ 
dert verletzte Antifaschisten forderte. 
Darunter eine Demonstrantin, die mit 
dem Verdacht auf Halswirbelbruch in 
eine Klinik eingeliefert werden muss¬ 
te. Am Boden liegend sollen ihr Poli¬ 
zisten mit dem Schlagstock in den Na¬ 
cken geschlagen haben. Mehr als 200 
Menschen wurden am Vormittag in 
Gewahrsam genommen und stunden¬ 
lang festgehalten, so dass sie an der 
Demonstration am Nachmittag nicht 
mehr teilnehmen konnten. 

Die im Kessel in der Birkenauer 
Talstraße festgesetzten Antifaschisten 
wurden über Stunden hinweg Schi¬ 
kanen und immer neuen Prügel- und 
Pfeffersprayangriffen der Beamten 


erflor zu erscheinen und das Massa¬ 
ker dadurch in perfidester Weise für 
seine Hass-Reden missbraucht. Auch 
in Sachsen nehmen rechte Hetze und 
Gewalt kontinuierlich zu. Auch die 
CDU mischt in Sachen Stimmungsma¬ 
che gegen Flüchtlinge kräftig mit. An¬ 
lässlich eines so genannten 10-Punkte- 
Plans zur Asyl- und Flüchtlingspolitik, 
den die CDU-Landtagsfraktionen von 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thürin¬ 
gen kürzlich veröffentlicht hatten, wie¬ 
sen die Vorsitzenden der Linksfrakti¬ 
onen dieser drei Länder Wulf Gallert, 
Rico Gebhardt und Susanne Hennig- 
Wellsow, die Forderungen der Kon¬ 
servativen entschieden zurück. Die 
schnellere Abschiebung von angeblich 
Nichtschutzberechtigten ändere nichts 
an der Situation der Erstaufnahme. 
„Nahezu 90 Prozent der in den letzten 
Monaten angekommenen Menschen 
haben eine gute Bleibeperspektive 44 


der berüchtigten Schlägertruppe Be- 
weissicherungs- und Lestnahmeein- 
heit (BFE) ausgesetzt. Den dort fest¬ 
gesetzten Menschen wurde von 9.00 
bis teilweise 16.00 Uhr am Nachmit¬ 
tag der Zugang zu Toiletten verwehrt. 
Die Festgenommenen wurden mit Ka¬ 
belbindern gefesselt und so bei Tempe¬ 
raturen kurz über dem Gefrierpunkt 
zum Teil für über eine Stunde bewusst 
im strömenden Regen stehengelassen. 
Der Transport zu den Gefangenensam¬ 
melstellen in Mannheim erfolgte in 


Demonstrantin mit Verdacht 
auf Halswirbelbruch in 
Klinik eingeliefert. 


Bussen des öffentlichen Stadtverkehrs. 
Zahlreiche Aktivisten mussten mit hin¬ 
ter dem Rücken gefesselten Händen, 
also ohne Möglichkeit, sich festzuhal¬ 
ten, während der gesamten Fahrt auf 
der Autobahn stehen. Der Hinweis 
auf die massive Gefährdung, die für 
die Gefangenen von diesem fahrlässi¬ 
gen Vorgehen ausging, wurde von den 
zur Bewachung mitfahrenden Bereit¬ 
schaftspolizisten nur mit beißendem 
Spott beantwortet. Was mit den Be- 


„Wer diese Forderung immer wieder 
erhebt und so tut, als würde das rea¬ 
le Probleme bei der Erschließung von 
Unterbringungsmöglichkeiten vor Ort 
lösen, treibt ein gefährliches Spiel und 
gießt Öl ins Feuer derjenigen, die die 
Begrenzung von Zuwanderung mittels 
Brandsätzen einfordern“, kritisierten 
die Linksparteipolitiker die CDU. 

Die Politik der sächsischen CDU 
sorgt bei verschiedenen linken Parteien 
und Organisationen bereits seit jeher 
für Unmut. Die Welle rassistischer Auf¬ 
märsche und Gewalttaten in Sachsen 
reißt nicht ab. Polizei und Justiz selbst 
erklären die Auflagen bei „Pegida“- 
Aufmärschen als nicht durchsetzbar. 
Gleichzeitig finden sich Antifaschisten 
und Demokraten regelmäßig vor säch¬ 
sischen Gerichten wieder. Auch die 
Verstrickungen der etablierten Politik 
und von Polizei und Justiz in kriminelle 
und korrupte Netzwerke, die unter der 


troffenen im Falle einer Vollbremsung 
oder eines Unfalls passiert wäre, möch¬ 
te man sich lieber nicht ausmalen. Die 
massive Polizeigewalt wurde begleitet 
von der provokativen Zurschaustel¬ 
lung eines neuen Wasserwerfers. 

Wenige Tage nach dem Urteil des 
Stuttgarter Verwaltungsgerichtes, das 
den Polizeieinsatz mit über 400 ver¬ 
letzten Stuttgart-21-Gegnern 2010 für 
rechtswidrig erklärte, zeigt sich deut¬ 
lich, dass die Polizeiführung Gerichts¬ 
urteile nicht interessieren. Insbeson¬ 
dere hatte das Gericht moniert, dass 
die ganze Versammlung mit Schlag¬ 
stöcken, Pfefferspray und Wasser¬ 
werfer angegriffen wurde. Dies wie¬ 
derholte sich nun. An einem Blocka¬ 
depunkt stiegen die letzten noch aus 
den Bussen und wurden schon massiv 
attackiert, dann eingekesselt und über 
Stunden festgehalten. Auf einem Video 
von Russia Today sieht man die Jagd¬ 
szenen auf Antifaschisten. 

Dass diese Eskalation gewollt war, 
zeigt der kurzfristige Wechsel der Ein¬ 
satzleitung. Der für seine Eskalations¬ 
politik berüchtigte Polizeirat Christi¬ 
an Zacherle erklärte laut der Antifa¬ 
schistischen Initiative Heidelberg sich 
an keinerlei Absprachen gebunden zu 
fühlen. Die DKP erklärst sich solida- 


Bezeichnung „Sachsensumpf“ erstma¬ 
lig 2007 für Schlagzeilen sorgten, sind 
bis heute nicht lückenlos aufgeklärt. 
Um Möglichkeiten des Widerstandes 
gegen die sächsischen Verhältnisse zu 
diskutieren und eine Bilanz der seit der 
Annexion der DDR anhaltenden Herr¬ 
schaft der CDU im Freistaat zu ziehen, 
lädt die Tageszeitung junge Welt für den 
3. Dezember (19 Uhr) zu einer Diskus¬ 
sionsveranstaltung in ihre Ladengale¬ 
rie (Torstraße 6, 10 119 Berlin). Un¬ 
ter dem Motto „Sachsensumpf - Ist 
der Freistaat noch zu retten?“ werden 
dann Dr. Volker Külow (Vorsitzender 
des Stadtverbandes der Linkspartei in 
Leipzig) und Karl Nolle (von 1999 bis 
2014 MdL/SPD, sowie Obmann in ver¬ 
schiedenen Untersuchungsausschüssen 
des sächsischen Landtages) über die 
auch gegen sie persönlich gerichteten 
Kampagnen der sächsischen Justiz und 
Politik berichten. Markus Bernhardt 


risch mit den Blockadeteilnehmerin¬ 
nen, die teils erheblicher Repression 
ausgesetzt sind und wünschen den Ver¬ 
letzten eine rasche Genesung. 

Die politische Verantwortung für 
das lebensgefährliche Vorgehen der 
Polizei trägt Innenminister Gail (SPD). 
Seit der Regierungsübernahme durch 
die Grünen/SPD-Landesregierung 
werden in Baden-Württemberg nach 
wie vor faschistische Veranstaltungen 
durchgeprügelt. Gibt es keine Aufklä¬ 
rung um die Verstrickung von NSU, 
Verfassungsschutz und rechten Poli¬ 
zisten, selbst wenn es um getötete Po¬ 
lizisten geht. Nach wie vor gibt es kei¬ 
ne Kennzeichnung von Polizisten und 
wird Pfefferspray massiv eingesetzt. 
Währenddessen brennen Llüchtlings- 
heime. 

Bitter enttäuscht wurden diejeni¬ 
gen, die sich von der Wahl von Grü¬ 
nen und SPD wenigstens kleine Ver¬ 
besserungen erhofften. Heute ist klar, 
dass nur massiver, langandauernder 
Widerstand erfolgversprechend ist. Es 
gilt, Klarheit über dieses System und 
seine Funktionsweise zu schaffen, die 
Kräfte zu sammeln, um unsere berech¬ 
tigten Forderungen durchzusetzen. 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Fa¬ 
schismus! DKP Baden-Württemberg 


Mangelndes Wissen 

Anlässlich des diesjährigen Welt-AIDS- 
Tages, der traditionell am 1. Dezember 
stattfindet, hat die Deutsche AIDS-Hil- 
fe (DAH) eine verstärkte Präventionsar¬ 
beit eingefordert. Rund 3 200 Menschen 
hatten sich in Deutschland im Jahr 2014 
mit HIV infiziert - ebenso viele wie im 
Jahr zuvor, wie das Robert-Koch-Institut 
jüngst mitgeteilte. „Die Zahl der Neuin¬ 
fektionen in Deutschland ist im euro¬ 
päischen Vergleich niedrig, könnte aber 
noch sinken. Die erfolgreiche Präven¬ 
tionsarbeit gilt es auszubauen und alle 
Möglichkeiten zu nutzen. Dazu gehört 
auch, die medikamentöse Vorbeugung 
gegen HIV verfügbar zu machen“, for¬ 
derte Ulf Hentschke-Kristal vom Vor¬ 
stand der DAH. Was Menschen vor einer 
HlV-Infektion bewahren könne, müsse 
auch zum Einsatz kommen“, so der Ex¬ 
perte weiter. 

Unverändert hoch ist offenbar noch 
immer die Zahl der Menschen, die nichts 
von ihrer HlV-Infektion wissen. Sie liegt 
in der Bundesrepublik zurzeit bei etwa 
13 200 Personen. „Menschen, die ein 
HIV-Risiko hatten, sollten einen Test 
machen“, betonte Hentschke-Kristal da¬ 
her. „Wer sich frühzeitig testen und ge¬ 
gebenenfalls behandeln lässt, kann lange 
und gut mit HIV leben. Aids ist heute 
fast immer vermeidbar - wenn man von 
der Infektion weiß!“ 

Trotzdem erfahren in Deutschland 
jährlich mehr als 1000 Menschen erst 
von ihrer Infektion, wenn sie bereits 
schwer krank sind. Zugleich begünsti¬ 
gen unerkannte HlV-Infektionen die 
Verbreitung des Virus. Denn HIV-The- 
rapien verhindern auch die Übertragung. 
Wer von seiner Infektion wisse, könne 
seine Partnerinnen und Partner hingegen 
auch besser schützen. 

„Vor allem Angst vor Diskriminie¬ 
rung und der Glaube, mit HIV sei ein er¬ 
fülltes Leben nicht mehr möglich, halten 
Menschen vom HIV-Test ab“, erläuterte 
Hentschke-Kristal. „Wir müssen weiter¬ 
hin entschieden der Stigmatisierung ent¬ 
gegentreten und realistische Bilder vom 
Leben mit HIV vermitteln. Diese Auf¬ 
gabe ist der wichtigste Schlüssel zu wei¬ 
teren Erfolgen in der HlV-Prävention, 
konstatierte er weiter, (bern) 

Überwachung beendet? 

Bayern hat die Beobachtung von Bun¬ 
destagsabgeordneten der Linkspartei 
vom Verfassungsschutz endgültig ein¬ 
gestellt. „Nachdem das Bundesamt für 
Verfassungsschutz und die meisten Lan¬ 
desämter seit März 2014 der Rechtspre¬ 
chung des Bundesverfassungsgerichts 
folgend die Beobachtung der Bundes¬ 
tagsabgeordneten der Linken eingestellt 
haben, wurde das nun auch in Bayern 
nachvollzogen und die entsprechenden 
Akten gelöscht. Damit ist der unwürdi¬ 
ge Zustand beendet, dass Abgeordnete 
einer demokratischen Partei vom Verfas¬ 
sungsschutz kontrolliert, beobachtet und 
überwacht werden“, erklärte der ehema¬ 
lige Linksfraktionschef Gregor Gysi an¬ 
lässlich eines Schreibens des bayerischen 
Innenministers an die Bundestagsabge¬ 
ordnete Nicole Gohlke, in dem der In¬ 
landsgeheimdienst die Einstellung der 
Beobachtung und die angebliche Ver¬ 
nichtung der Akten bestätigt habe. Gysi 
forderte nun, dass auch die Beobachtung 
von Teilen der Partei beendet werden. 
„Der Verfassungsschutz muss die Beob¬ 
achtung der Linken im Bund und in allen 
Ländern endlich komplett einstellen“, so 
der Bundestagsabgeordnete, (bern) 

Weltfrieden in Gefahr 

„Mit dem Abschuss einer russischen 
Militärmaschine haben die IS-Unter- 
stützer in der türkischen Regierung 
endgültig ihre Maske fallen lassen. Die 
Bundesregierung muss umgehend den 
türkischen Botschafter einbestellen und 
ihm klarmachen, dass Deutschland die¬ 
ses unverantwortliche Verhalten verur¬ 
teilt und nicht tolerieren wird. Es muss 
eine unabhängige Untersuchung des 
Vorfalls durch den UN-Sicherheitsrat ge¬ 
ben“, kommentiert Sahra Wagenknecht 
den Abschuss eines russischen Flugzeugs 
durch die türkische Luftwaffe. 

„Die Bundesregierung muss klarstellen, 
dass sie sich nicht von Erdogan in einen 
Krieg hineinziehen lassen wird. Die ab¬ 
geschalteten Patriot-Raketen der Bun¬ 
deswehr müssen sofort aus der Türkei 
nach Hause geholt werden.“ 


Polizei setzt NPD-Parteitag durch 

Massive Repressionen gegen Anti-Faschisten 
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Nicht die Freiheit opfern 

Nach den Anschlägen: Ausnahmezustand, Kriegspolitik - und die Haltung der Kommunisten 



Trauer um die Opfer des Terrors - und Kampf um die Deutung. 


Neue Einnahmen 

Durch neue Steuererhöhungen und 
Abgaben sollen im kommenden Jahr 
zusätzliche 4,2 Milliarden Euro in die 
griechische Staatskasse fließen. Das je¬ 
denfalls plant Finanzminister Euklid 
Tsakalotos. Wie die Athener Zeitung 
„Kathimerini“ berichtet, sollen zusätz¬ 
liche Steuern und Steuererhöhungen 
2,2 Milliarden Euro des Betrags aus¬ 
machen; weitere 1,4 Milliarden Euro 
verspricht man sich durch die anste¬ 
hende „Reform“ des Versicherungssys¬ 
tems. Über den restlichen Betrag werde 
noch diskutiert. 

Die Fahrpreise im Athener Nahver¬ 
kehr sollen zum Jahreswechsel wieder 
auf das alte Niveau von 1,40 Euro ange¬ 
hoben werden, berichtet die „Griechen¬ 
land Zeitung“. Die Fahrpreise waren im 
September 2014 von 1,40 auf 1,20 Euro 
gesenkt worden. Die Fahrpreisanhe¬ 
bung rechtfertigt die Regierung mit der 
Erhöhung der Mehrwertsteuer im Ver¬ 
kehrswesen von 13 auf 23 Prozent. Man 
habe versucht, diese nicht auf die Fahr¬ 
preise umzulegen, die Nahverkehrsbe¬ 
triebe hätten die zusätzlichen Kosten 
aber nicht schultern können. 

Etwas klarstellen 

Der portugiesische Staatspräsident 
Ambai Cavaco Silva hat den Parteichef 
der Sozialisten, Antonio Costa, zum Re¬ 
gierungschef ernannt. Zuvor stellte er 
Bedingungen: Das konservative Staats¬ 
oberhaupt trug Costa am Montag auf, 
mehrere „Unklarheiten“ aus dem Weg 
zu räumen, die nach Ansicht von Ca¬ 
vaco Silva in den Übereinkommen der 
Sozialisten (PS) mit linken Parteien ent¬ 
halten seien. 

Der Präsident verlangte von Costa 
unter anderem eine Garantie, dass eine 
Regierung der Sozialisten die Verpflich¬ 
tungen einhalten werde, die das Euro- 
Land gegenüber den EU-Partnern bei 
der Sanierung seiner Staatsfinanzen 
eingegangen war. 

Eine solche Garantie hatten unter 
anderem die Unternehmerverbände 
und die großen Banken verlangt, nach¬ 
dem die PS in ihren Vereinbarungen mit 
der PCP, dem BE und der PEV ange¬ 
kündigt hatte, mehrere Kürzungsmaß¬ 
nahmen der bisherigen Regierung rück¬ 
gängig zu machen. 

Erfolgreich? 

Das Pentagon untersucht, ob das USA- 
Zentralkommando (Centcom) Erfolgs¬ 
meldungen im Kampf gegen den Islami¬ 
schen Staat geschönt hat. Nach einem 
Bericht der „New York Times“ sollen 
Vorgesetzte geheimdienstliche Ein¬ 
schätzungen der Analysten verändert 
haben, um etwa die durch Luftangriffe 
erzielten „Fortschritte“ im Kampf ge¬ 
gen den IS bedeutender erscheinen zu 
lassen als sie wirklich waren. 

So genannter Terror 

Die in Deutschland aufgewachsene 
Ex-Bürgermeisterin der südosttürki¬ 
schen Stadt Cizre, die Kurdin Leyla 
Imret (HDP), ist festgenommen wor¬ 
den. Imrets Anwalt Sertac Coskun 
sagte nach Angaben der Nachrichten¬ 
agentur DHA, zwar habe die Staatsan¬ 
waltschaft gegen Imret unter anderem 
wegen „Propaganda für eine Terroror¬ 
ganisation“ ermittelt. Seine Mandantin 
sei aber nie zur Aussage vorgeladen 
worden. Auch habe es keinen Haftbe¬ 
fehl gegeben. Imret sei am Mittwoch in 
der Kurden-Metropole Diyarbakir fest¬ 
genommen worden. 

Das Innenministerium hatte die 
28-Jährige im September während ei¬ 
ner neuntägigen Ausgangssperre über 
Cizre ihres Amtes enthoben. 

Selige Kollaboration 

Der ukrainische Präsident Petro Po- 
roschenko hat nach einem Besuch im 
Vatikan auf Twitter bekannt gemacht, 
dass er Papst Franziskus gebeten habe, 
Metropolit Andrey Scheptytsky (1865- 
1944) selig zu sprechen. Scheptytky kol- 
laborierte während der Besetzung der 
Sowjetukraine durch die Naziwehr- 
macht während des zweiten Weltkrieges 
mit den Okkupanten. Nach der Einnah¬ 
me Kiews durch die deutschen Truppen 
gratulierte er Hitler in einem Brief und 
bezeichnete diesen darin als „als unbe¬ 
siegbaren Heerführer der unvergleich¬ 
lich ruhmreichen deutschen Armee“. 


A uf dem Boulevard Voltaire, wo 
sich einer der Attentäter vom 
13. November in die Luft ge¬ 
sprengt hatte, brachte der rechte „Front 
National“ in der vergangenen Woche 
Transparente an. Der Front National 
versucht, die Opfer der Terroranschlä¬ 
ge von Paris zu missbrauchen, um Wäh¬ 
lerstimmen zu werben - anscheinend 
erfolgreich, Umfragen geben an, dass 
die Unterstützung für die rechte Partei 
in der letzten Woche zugenommen hat. 

Einige Mitglieder der Jungen Kom¬ 
munisten (JC) und der Kommunisti¬ 
schen Partei (PCF) entfernten die rech¬ 
te Hetze. Das wiederum sahen einige 
Mitglieder der rechten „Jewish De- 
fence League“, die selbst vom US-ame¬ 
rikanischen FBI als gewalttätig und ex¬ 
tremistisch bezeichnet wird, und stör¬ 
ten sich an den Palästinensertüchern, 
die einige der Kommunisten trugen. 
Sie bedrohten sie mit einem Taser und 
schlugen ein paarmal zu. Die Auseinan¬ 
dersetzungen darum, welche Schluss¬ 
folgerungen aus den Anschlägen von 
Paris zu ziehen sind, finden sowohl auf 
der Straße als auch im Parlament statt. 

Die französischen Kommunisten 
wenden sich dagegen, dass die rechten 
Kräfte den Terror zum Vorwand neh¬ 
men, um demokratische Rechte ein¬ 
zuschränken. Die Regierung verbietet 
Demonstrationen, die „Linksfront“ - 
das Wahlbündnis, deren größte Mit¬ 
gliedsorganisation die PCF ist - sprach 
sich dagegen aus: Der Staat müsse das 
Recht zu Demonstrieren garantieren 
und die Demonstrationen schützen. 

Der Phantasie der Überwachungs¬ 
politiker sind keine Grenzen gesetzt, 
Verfassungsänderungen, Fußfesseln für 
„Sympathisanten“ des IS, Schließung 


Die jüngsten Terroranschläge isla- 
mistischer Fanatiker in Paris haben 
in der ganzen Welt über religiöse Un¬ 
terschiede, ideologische und politi¬ 
sche Differenzen hinweg Trauer um 
die Opfer, Mitgefühl für die betrof¬ 
fenen Familien, Solidarität mit dem 
französischen Volk und tiefe Abscheu 
gegenüber den Tätern hervorgerufen. 
Anders die Reaktion der Putschis¬ 
ten-Junta in Kiew, die die tragischen 
Ereignisse für Hass-Attacken gegen 
Russland missbraucht. 

So erklärte Innenminister Arsen 
Awakow laut einem Beitrag in der 
russischen Netzzeitung „Swobodnaja 
Pressa“ (SP) vom 18. November un¬ 
mittelbar nach den Terroranschlägen 
in Paris, dass die Gefahr einer terroris- 


„Der Innenminister warnt 
vor Terroranschlägen durch 
russische Diversanten 


tischen Attacke, ähnlich der von Paris, 
der Ukraine drohe. „In nächster Zeit 
kann es terroristische Akte geben. Für 
diese Ziele werden Sprengstoffinstalla¬ 
tionen und Feuerwaffen benutzt wer¬ 
den.“ Ein besonderes Risiko bestehe 
für große Städte, beginnend mit der 
Hauptstadt, aber betroffen sein könn¬ 
ten auch kleinere Ortschaften. Konkre¬ 
ter wurde der Minister allerdings nur in 
einer Hinsicht: Die Terroristen, die die 
Ukraine bedrohen, dass seien nicht die 
Selbstmordattentäter des IS, sondern 
russische „Diversanten“. Und so folg¬ 
ten denn auch auf dem Fuße nach dem 
Bericht der „SP“ umfangreiche Übun¬ 
gen der ukrainischen Sicherheitskräfte 
in Kiew und anderen Landesteilen, und 
dies nicht zuletzt mit der Aufgabe, Brü¬ 
cken zu sichern. 

Wo Awakow die antirussische 
Trommel schlägt, da will ihm auch sein 
Chef, Ministerpräsident Arsenij Jazen- 
juk nicht nachstehen. Er verkündete 
die kühne These, dass „die Annexi¬ 
on der Krim und die Okkupation des 
Donbass zu einer Ermunterung für den 


von Moscheen sind in der Diskussion. 
Die Unterstützung für den Abbau de¬ 
mokratischer Rechte ist groß. In einer 
Umfrage erklärten selbst unter den 
Wählerinnen und Wählern der Links¬ 
front 65 Prozent, dass sie „eine gewis¬ 
se Einschränkung der Freiheit“ in Kauf 
nehmen würden, um die Sicherheit im 
Land zu gewährleisten. 

Die PCF erklärte: Die Sicherheit 
der Bevölkerung zu gewährleisten sei 
„untrennbar vom Schutz der funda¬ 
mentalen Freiheiten und Rechte, auf 
denen unsere Republik beruht. Es wäre 
ein Sieg für die IS-Terroristen, wenn ein 
Teil der Freiheit geopfert würde.“ Aber 
als Präsident Hollande direkt nach den 
Anschlägen den Ausnahmezustand 


globalen Terrorismus geworden“ seien. 
Übertroffen werden die russophoben 
Ausfälle des ukrainischen Minister¬ 
präsidenten und seines Innenministers 
nur noch vom Botschafter der Ukrai¬ 
ne bei der UNO. Er sonderte den Satz 
ab: „Suchen Sie in der Pariser Tragödie 
eine Frau - cherchez la femme - und ihr 
Name ist - Russland.“ Angesichts dieser 
Ungeheuerlichkeit kann bei normalen 
Menschen nur Ekel in der Kehle auf¬ 
steigen. 

Wenn die Kiewer Junta nicht davor 
zurückscheut, sich in dieser Weise vor 
der ganzen Welt selbst als ein moralisch 
zutiefst verkommenes Regime zu ent¬ 
larven, dann offenbart dies wohl auch, 
dass sie über die mögliche Annäherung 
zwischen Russland und einigen west¬ 
lichen Staaten - vor allem mit Frank¬ 
reich - im Kampf gegen den islami¬ 
tischen Terrorismus offenbar äußerst 
betroffen ist. 

Das wird auch in dem Beitrag der 
„Swobodnaja Pressa“ so gesehen. Dort 
heißt es: „Diese ganze Welle antirussi¬ 
scher Hysterie in den oberen Etagen 
des Kiewer Regimes vollzieht sich 
auf dem Hintergrund einer merkli¬ 
chen Wendung in Europa, besonders 
in Frankreich. Das Gesicht wird Russ¬ 
land zugewendet als Partner im Kampf 
gegen den globalen Terrorismus, ohne 
den dieser Kampf jetzt nicht mehr 
vorstellbar und zu führen ist, jeden¬ 
falls nicht mit der notwendigen Effek¬ 
tivität. Das neue Herangehen wurde 
in der Erklärung Präsident Hollandes 
vom 14. November formuliert, in der 
es schwarz auf weiß heißt: ,Wir neh¬ 
men zur Kenntnis, dass fünf Jahre der 
Anwesenheit des Westens in Syrien 
und fünfzehn Jahre der Kampagne zur 
Ausrottung des Terrorismus zu weni¬ 
ger bedeutenden Resultaten geführt 
haben, als ein Monat der Anwesenheit 
Russlands in Syrien. Darum überdenkt 
Frankreich seine Strategie im Kampf 
gegen den Terrorismus, indem es seine 
Anstrengungen im mittleren Osten mit 
Russland vereinigt.“ 

Willi Gerns 


verhängte, begrüßte die Partei das. Und 
als in der vergangenen Woche die Na¬ 
tionalversammlung über die Verlänge¬ 
rung des Ausnahmezustands abzustim¬ 
men hatte, stimmten die Abgeordneten 
der „Linksfront“ dafür. 

Inzwischen ist der Flugzeugträger 
„Charles de Gaulle“ im Mittelmeer sta¬ 
tioniert, Frankreich lässt Angriffe auf 
den IS im Irak fliegen - Präsident Hol¬ 
lande hatte nach dem Anschlägen an¬ 
geordnet, mehr Flugzeuge in die Regi¬ 
on zu schicken. 

In ihren Erklärungen benennt die 
PCF den Zusammenhang zwischen 
der Kriegspolitik der imperialistischen 
Mächte und dem Aufstieg des IS. Sie 
fordert, die Außenpolitik Frankreichs 


Die Terroranschläge des vergangenen 
Jahres haben die einst so gut besuchten 
Strände und Kulturstätten in Mond¬ 
landschaften verwandelt, die Touris¬ 
musindustrie - Haupteinnahmequelle 
Tunesiens - ist schwer angeschlagen. 
Bis Jahresende werden 70 Prozent al¬ 
ler Tourismusanlagen geschlossen sein, 
was die sozialen Spannungen im Land 
weiter verschärfen wird. 

Vor einem Jahr wurde mit Beji Caid 
Essebsi der erste demokratisch legiti¬ 
mierte Präsident gewählt, nun führt der 
88-Jährige eine Koalition aus konserva¬ 
tiv säkularen Kräften des alten Regi¬ 
mes und neu hinzugekommenen Clans 
vereint in der Partei Nida Tounes und 
der islamistischen Ennahdha mit der 
Muslimbruderschaft im Hintergrund. 

In den vorangegangenen drei Jah¬ 
ren hatte die verfassungsgebende Ver¬ 
sammlung mit Ach und Krach eine 
Verfassung zustande gebracht, die au¬ 
genscheinlich niemanden so richtig 
überzeugte. Für die einen zu viel Is¬ 
lam für die anderen zu wenig, das war 
und ist bis heute der Streitpunkt. Ein 
Volksentscheid steht immer noch aus 
und somit gehört Tunesien zu den ganz 
wenigen Ländern der Erde, darunter 
bekanntlich auch die Bundesrepublik 
Deutschland, deren Verfassung nicht 
vom Volk bestätigt wurde. 

Nun steht eine Verlängerung des 
seit 1995 bestehenden Abkommens 
mit der EU bevor. Die Zeitung „La 
Presse“ nannte es auf ihrer Titelseite 
„Bahnhof in den Abgrund“ - die Be¬ 
dingungen des Abkommens werden 
unter anderem vom Internationalen 
Währungsfonds diktiert. Außerdem ist 
eine so genannte Finanzversöhnung in 
Planung - gemeint ist damit, dass die 
Kräfte, die sich unter dem alten Regime 
Ben Ali enorme Summen unrechtmä¬ 
ßig aneigneten, dafür nicht bestraft 
werden. Gleichzeitig findet in der Par¬ 
tei des Präsidenten, „Nidaa Tounes“, 
ein selbstmörderischer Kampf unter 
den verschiedenen Clans statt, der in¬ 
zwischen dazu geführt hat, dass sich ein 
Drittel ihrer Parlamentarier abgespal- 


zu überprüfen und kritisiert die Ein¬ 
gliederung Frankreichs in die NATO. 

Die Forderung der PCF ist nicht, die 
französischen Flugzeuge aus dem Na¬ 
hen Osten abzuziehen. Ihre Forderung 
ist, im Irak und in Syrien militärische, 
diplomatische und wirtschaftliche An¬ 
strengungen miteinander zu verbinden. 
Unter der Leitung der UNO solle die 
internationale Gemeinschaft die Kräf¬ 
te in der Region unterstützen, die ge¬ 
gen den IS kämpfen. Die PCF-Abge- 
ordnete Eliane Assassi erklärte in der 
Nationalversammlung: „Eine große in¬ 
ternationale Koalition mit UNO-Man- 
dat“ solle nicht nur den IS bekämpfen, 
sondern auch den Wiederaufbau in der 
Region leiten. UZ 


ten hat. Der islamistische Koalitions¬ 
partner ist dadurch zur stärksten Frak¬ 
tion im Parlament geworden. 

In dieser Situation wurde das „Na¬ 
tionale Dialog-Quartett“ mit dem 
diesjährigen Friedensnobelpreis aus¬ 
gezeichnet. Es besteht aus Gewerk¬ 
schaftsdachverband, „Arbeitgeber¬ 
verband“, Anwaltskammer und einer 
Menschenrechtsorganisation. Wie sich 
dieses preisgekrönte Quartett den Frie¬ 
den im Lande vorstellt, bleibt eher eine 
Sache der Interpretation. Wenige Tage, 
nachdem die Auszeichnung verkündet 
wurde, machten sich die Preisträger auf 
nach Paris, um vom ehemaligen Koloni¬ 
alherren in Person von Präsident Hol¬ 
lande medienwirksam vor dem Elysee- 
Palast empfangen zu werden. 

Der Alltag geht trotzdem weiter, er 
ist beschwerlich bis gefährlich. Diverse 
Umfragen bescheinigen, dass die Tune¬ 
sier ihr Leben als komplizierter emp¬ 
finden als vor dem Volksaufstand, der 
dann den „Arabischen Frühling“ einlei¬ 
tete. Zwei Ereignisse aus dem Oktober 
spiegeln das wieder: 

Nachdem Dschihadisten in ein 
Bergdorf nahe der algerischen Gren¬ 
ze eingedrungen waren - dort soll nach 
ihrem Wunsch ein Kalifat entstehen - 
nahmen sie zwei Schäfer gefangen und 
bezichtigten sie der Kollaboration mit 
den Behörden. Den einen entführten 
sie, den anderen folterten und ermor¬ 
deten sie per Kopfschuss. Das folgen¬ 
de Gefecht mit der tunesischen Armee 
hinterlässt zwei tote und vier verletzte 
Soldaten. Der entführte Schäfer wird 
zwei Tage später tot aufgefunden. Der 
Etat für Sicherheit soll im kommen¬ 
den Jahr auf 20 Prozent des gesamten 
Staatshaushaltes erhöht werden. 

In der Hafenstadt Sfax stirbt wieder 
ein junger Straßenhändler, nachdem er 
sich drei Tage vorher aus Protest gegen 
die Beschlagnahme seiner Ware selbst 
in Brand gesetzt hatte. So ein Vorfall 
hatte im Dezember 2010 den Volksauf¬ 
stand ausgelöst. Heute nimmt die Ge¬ 
sellschaft das lediglich mit Bedauern 
auf. Christine Lohbauer 


Angst vor Annäherung 

Nach den Anschlägen von Paris: 

Kiewer Regime schürt Russenhass 


Nach dem Frühling 

Tunesien: Eine demokratisch legitimierte Regierung, 
keine Aussicht auf Frieden 
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Den eigenen Kampf führen 


Eine neue Balance im Nahen Osten 


Im Dezember wird das spanische Par¬ 
lament gewählt, die Frage der Unab¬ 
hängigkeit Kataloniens steht im Mittel¬ 
punkt der öffentlichen Diskussion. UZ 
sprach mitAstor Garcia, internationa¬ 
ler Sekretär der PCPE (Kommunisti¬ 
sche Partei der Völker Spaniens): 



„Alle reden über die mögliche Unab¬ 
hängigkeit Kataloniens, diese Frage 
prägt alle Debatten auch im Vorfeld 
der Wahlen am 20. Dezember. Wir sa¬ 
gen, dass dieser Konflikt im Grunde 
genommen ein Konflikt zwischen un¬ 
terschiedlichen Abteilungen der Bour¬ 
geoisie in Spanien ist. Ein Teil der ka¬ 
talanischen Bourgeoisie setzt auf die 


Unabhängigkeit, um sich vor den Aus¬ 
wirkungen der kapitalistischen Wirt¬ 
schaftskrise zu schützen. Diese Kräfte 
wollen die arbeitenden Menschen in 
Katalonien für die Sache der Bourgeoi¬ 
sie mobilisieren, und dazu nutzen sie 
die legitimen nationalen Gefühle der 
Katalanen aus. 

Nach den Meinungsumfragen und 
auch nach den Gesprächen, die unse¬ 
re Mitglieder führen, kann man davon 
ausgehen, dass ,Podemos‘ bei den Wah¬ 
len nicht so gut abschneiden wird, wie 
sie das vielleicht vor einem Jahr ge¬ 
dacht haben - vermutlich werden sie 
die viertstärkste Partei. ,Podemos‘ ist 
ein Phänomen, dass sehr stark begon¬ 
nen hat, aber nun ist diese Partei ein 
bisschen wie ein Ballon, der Luft ver¬ 
liert. Das hegt vor allem daran, dass 
sie viele ihrer ursprünglichen, linken 
Forderungen aufgegeben hat, dadurch 
fühlen viele Leute sich betrogen und 
enttäuscht. 

Als PCPE sagen wir: Es geht dar¬ 
um, dass sich die Arbeiterklasse und 
alle Werktätigen in ganz Spanien, Ka¬ 
talonien eingeschlossen, gegen die Po¬ 
litik einsetzen, die den Kapitalismus 
verwaltet und gegen den Kapitalismus 
selbst. Unserer Auffassung nach heißt 
das auch: Raus aus der EU und raus 
aus der NATO.“ 


Am 12 . November ermordeten Attentä¬ 
ter des IS in der libanesischen Haupt¬ 
stadt Beirut 44 Menschen. Seit Langem 
kämpft die Libanesische Kommunis¬ 
tische Partei (LKP) für einen Ausweg 
aus den konfessionellen Kämpfen. UZ 
sprach mit Iss am Haddad, dem Vertre¬ 
ter der LKP in Deutschland. 

„Die imperialistischen Kräfte schüren 
die konfessionellen Kämpfe zwischen 
den einzelnen religiösen Gruppen. Sie 
stürzten den Nahen Osten damit ins 
Chaos, weil sie hoffen, dann ihre Plä¬ 
ne durchsetzen zu können. Seit 2011, 
seit Beginn der Erhebung in den ara¬ 
bischen Ländern, gehen sie dabei noch 
aggressiver vor, sie haben versucht, die¬ 
se Erhebungen zu ihren Gunsten aus¬ 
zunutzen und jeden Weg in Richtung 
einer möglichen Demokratisierung 
zu verstellen. Natürlich geht es die¬ 
sen Kräften um die Bodenschätze der 
Region, um das Öl, um das Gas, aber 
auch um die Transportwege und um die 
Märkte in der Region. Sie werden ag¬ 
gressiver, weil ihre Pläne auf den Wi¬ 
derstand der Völker treffen. 

Das russische Eingreifen an der 
Seite der syrischen Regierung, an der 
Seite der syrischen Republik hat eine 
gewisse Balance der Kräfte in der Regi¬ 
on hergestellt. Das trägt dazu bei, dass 


Syrien als einheitlicher Staat erhalten 
bleibt, und das begrüßen wir. 

Der libanesische Staat ist gelähmt. 
Nichts funktioniert mehr - nicht die 
Stromversorgung, nicht die Wasserver¬ 
sorgung. Nach einigen Angaben be¬ 
steht inzwischen ein Viertel der Bevöl¬ 
kerung im Libanon aus syrischen Brü¬ 
dern und Schwestern, die als Gäste, als 
Flüchtlinge zu uns gekommen sind, und 
auch sie brauchen Unterkünfte und 
Verpflegung. 

Unsere Partei kämpft darum, den 
Staat wiederaufzubauen - aber nicht 
wie bisher anhand konfessioneller 
Grenzen. Bisher war die Republik Li¬ 
banon immer nach konfessionellen, re¬ 
ligiösen Kriterien aufgebaut - auch das 
Parlament setzt sich anteilig nach Zu¬ 
gehörigkeit zu den religiösen Gruppen 
zusammen. Aber das heißt: Von jeder 
Konfession hat nur die Oberschicht 
etwas zu sagen. Auf diese Weise teilt 
die Bourgeoisie die Macht auf unter 
die katholische, orthodoxe, schiitische, 
sunnitische Oberschicht, um die Mas¬ 
sen unter ihrer Kontrolle zu halten. 

Wir kämpfen also dafür, den Staat 
auf demokratische Weise wiederaufzu¬ 
bauen, einen säkularen Staat, in dem 
alle Libanesen dieselben Rechte haben, 
egal zu welcher religiösen Gruppe sie 
gehören. Wir verteidigen die Einheit 



des Landes gegen die Umtriebe der 
Salaüsten, die von den aggressiven im¬ 
perialistischen Kräften gefördert wer¬ 
den. 

Nur durch den Zusammenschluss 
der Massen, die unter diesen Zustän¬ 
den leiden, ist es möglich, etwas zu be¬ 
wegen. Wir treten für eine breite Klas¬ 
senfront der Arbeiter, der Bauern, der 
verarmten Mittelschichten ein, eine 
breite Front aller Demokraten. In die¬ 
sem Kampf kommen immer wieder 
neue Fragen auf die Tagesordnung: 
Fragen der Gehälter und des Lebens¬ 
standards, der Gesundheitsversorgung, 
aber auch der Sicherheitslage, die Be¬ 
drohung durch mögliche Angriffe der 
Dschihadisten. Nicht zu vergessen: Die 
ständige Gefahr, die vom Aggressor Is¬ 
rael ausgeht.“ 


Jetzt zu tun 


Verschiedene Bedingungen, verschiedene Aufgaben - der gleiche Gegner, das gleiche Ziel: 
UZ sprach mit internationalen Gästen beim 21. DKP-Parteitag über die Lage in ihren 

Ländern und die Aufgaben ihrer Parteien. 



Auch auf Katalanisch:„Organisiere dich und kämpfe!“-Graffito der katalanischen Organisation der Jugend der PCPE. 


Zusammenarbeit entwickeln 


Neue Etappe 

Der kubanische Botschafter in 
Deutschland, Rene Mujica, verlas eine 
Grußbotschaft des ZK der Kubani¬ 
schen Kommunistischen Partei (PCC) 
an die Delegierten des DKP-Partei- 
tages: 

„Die Ideen und die Fundamente des 
Marxismus-Leninismus zeigen ihre un¬ 
widerlegbare Aktualität und Gültigkeit 
in einer Zeit, in der der weltweite Kapi¬ 
talismus unter einer Krise strukturellen 
Charakters leidet. (...) Kuba seinerseits 
tritt in eine neue Etappe seines sozialis¬ 
tischen Aufbaus ein. Heute ernten wir 
die ersten Ergebnisse des Prozesses der 
Aktualisierung des Wirtschaftsmodells, 
den wir entworfen haben, um aus un¬ 
serem System eine wohlhabende und 
nachhaltige Bastion sozialer Gerechtig¬ 
keit zu machen. (...) 

Die Wiederherstellung der diplo¬ 
matischen Beziehungen mit den Verei¬ 
nigten Staaten kommt zu den wichtigen 
Veränderungen hinzu, denen sich unser 
Land gegenübersieht. Wir wissen, dass 
dieser Fakt für sich nicht das Ende der 
Auseinandersetzung zwischen Kuba 
und dieser imperialistischen Macht 
bedeutet, obwohl er einen positiven 
Schritt darstellt, der die bilateralen 
Spannungen mildert. (...) Die Nord¬ 
amerikaner selbst haben öffentlich an¬ 



erkannt, dass sie die Methoden ändern, 
aber dass ihr Ziel die Zerstörung der 
kubanischen Revolution bleibt. (...) 

Heute sind klar die Versuche zu 
beobachten, auf internationaler Ebe¬ 
ne die Solidaritätsbewegung mit Kuba 
zu verwirren und zu demobilisieren, 
indem man zu dem Argument greift, 
dass die nordamerikanischen Aggres¬ 
sionen gegen unser Volk beendet seien. 
(...) Wir sind optimistisch über unse¬ 
re Zukunft, und die jüngst erreichten 
Siege ermutigen uns dazu, den Aufbau 
des Sozialismus in Kuba zu vertiefen 
und zu beschleunigen. Diese Erfolge 
sind auch eure Erfolge. Der Beitrag 
der DKP im Kampf gegen die Blocka¬ 
de und für die Befreiung unserer fünf 
Helden sind eine unschätzbare Unter¬ 
stützung für die Sache Kubas.“ 


Der „ Rechtspopulismus “ in der gan¬ 
zen EU erstarkt - wie reagieren die 
Kommunisten in Finnland? Juha-Pek- 
ka Väisänen ist Vorsitzender der Kom¬ 
munistischen Partei Finnlands (SKP). 

„Wenn man über Rechtspopulismus 
in Finnland spricht, dann spricht man 
über die ünnische Regierung - die 
,Wahren Finnen 4 sind Teil der Regie- 
rungskoalition mit der Mitte-Rechts- 
Partei und der rechten Partei. Das zeigt 
doch schon, wie wichtig eine kommu¬ 
nistische Partei ist. Unsere Aufgabe ist 
also erstens, überhaupt zu zeigen, was 
diese Koalition eigentlich tut - näm¬ 
lich eine Politik, durch die die Armen 
die Proüte der Reichen bezahlen sol¬ 
len, das ist der Kern ihrer Politik. Un¬ 
ser Ministerpräsident sagt: Wir haben 
kein Geld, aber damit beschreibt er 
doch nur die eine Seite, denn es ist 
doch jede Menge Geld da, die großen 
Unternehmer machen Riesenproüte. 
Es ist ja eine Tatsache, dass in den letz¬ 
ten zehn Jahren eine Summe im Um¬ 
fang des Staatshaushaltes eines ganzen 
Jahres aus den öffentlichen Kassen in 
die Taschen der privaten Unternehmen 
geschafft wurde. Kein Wunder, dass 


unser Ministerpräsident sagt, dass das 
Geld fehlt - dass es fehlt, hegt ja ge¬ 
rade an seiner eigenen Politik. Diese 
Dinge offenzulegen, sie den arbeiten¬ 
den Menschen zu erklären ist eine un¬ 
serer Hauptaufgaben. 

Da brauchen wir besondere Fähig¬ 
keiten: Wir haben zwar unsere wissen¬ 
schaftliche, marxistisch-leninistische 
Analyse. Aber das reicht nicht. Wir 
müssen auch die Sprache der Straße 
sprechen, um zu erklären, was die Ur¬ 
sachen für die leeren Kassen sind. 

Zweitens geht es darum, den Klas¬ 
senkampf zu verstärken, und der Klas¬ 
senkampf ist eben seinem Charakter 
nach international. Wenn wir um Ge¬ 
sundheitszentren in Helsinki kämpfen, 
dann geht es auch um Gesundheitszen¬ 
tren in ganz Europa und darüber hin¬ 
aus. Das sind ja nicht nur lokale Fragen. 
Wir, als kleine Partei im hohen Norden, 
versuchen, die internationale Zusam¬ 
menarbeit zu verstärken. 

Natürlich halten wir die Internati¬ 
onalen Treffen der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien für sehr wichtig, 
aber das ist nur ein Treffen im Jahr. Wir 
sind auch weiterhin Vollmitglied der 
Europäischen Linkspartei. Aber diese 


Dinge sind nicht genug, wir brauchen 
eine engere Zusammenarbeit. 

Vor kurzem haben wir die Entschei¬ 
dung getroffen, unsere Zusammenar¬ 
beit mit den kommunistischen Parteien 
im arktischen Raum zu verstärken, es 
gab eine gemeinsame Erklärung dieser 
Parteien, nun entwickeln wir die kon¬ 
krete Kooperation. Es geht also auch 
darum, die Zusammenarbeit der kom¬ 
munistischen Parteien weiterzuentwi¬ 
ckeln. 

Drittens, wir sind strikt gegen den 
Euro und die EU. Nicht einfach gegen 
die Mitgliedschaft Finnlands in der 
EU, unsere Partei ist der Auffassung, 
dass das Problem in den undemokrati¬ 
schen Verträgen der EU hegt. Es wäre 
zu einfach, zu sagen: Raus aus der der 
EU, raus aus dem Euro, man braucht 
ja internationale Instrumente. Wir sind 
nicht glücklich mit der EU, wir denken 
nicht, dass man die EU erneuern kann. 
Wir brauchen neue, von den Wurzeln 
aus neu aufgebaute internationale In¬ 
strumente - da brauchen wir eine stär¬ 
kere Zusammenarbeit der kommunis¬ 
tischen Parteien und aller anderen, die 
mit dem gegenwärtigen System unzu¬ 
frieden sind.“ 


Was der ANC sagt 

Der Hochschulminister Südafrikas ist 
zugleich Generalsekretär der kom¬ 
munistischen Partei, die Studierenden 
protestieren gegen die Erhöhung der 
Studiengebühren. Sechaba Setsubi, 
Mitglied des ZK der Südafrikanischen 
Kommunistischen Partei (SACP), 
schätzt ein: 

„Die Studentenstreiks haben wichtige 
Fragen aufgeworfen, oder? Die For¬ 
derung nach freier Bildung ündet sich 
schon in der Freiheitscharta von 1955, 
die bis heute eine Grundlage für die 
Politik des ANC bildet. Die Studieren¬ 
den haben also nur das wiederholt, was 
der ANC schon immer sagt: Es muss 
für unsere Studierenden freie Bildung 
geben, von der Elementarbildung bis 
zur Hochschule. An den Studierenden¬ 
streiks war also nichts Neues - außer 
der Tatsache, dass einige reaktionäre 
Kräfte ihren Vorteil daraus gezogen 
haben. Aber man darf nicht verges¬ 



sen: Die Hochschulen Südafrikas sind 
laut Verfassung autonom, und deshalb 
konnten sie von sich aus die Entschei¬ 
dung treffen, die Gebühren sogar für 
die ärmsten Studierenden zu erhöhen. 

Wir haben den Kampf der Studie¬ 
renden unterstützt, weil die Forderung 
nach freier Bildung auch unsere Po¬ 
sition ist. Sogar jetzt unterstützen wir 
ihn noch. Deshalb bringen wir einen 
Gesetzentwurf ins Parlament ein, um 
die so genannte Unabhängigkeit der 
Hochschulen zu beschneiden, denn 
die Hochschulen haben diese Unab¬ 
hängigkeit benutzt, um schwarze und 
arme Studierende auszuschließen. 

Der SACP geht es darum, die Ge¬ 
sellschaft zu verändern, indem die An¬ 
gelegenheiten, die die wirtschaftlichen 
Interessen der Arbeiterklasse betref¬ 
fen, angegangen werden. Die Eigen¬ 
tumsverhältnisse zu verändern - das 
ist die Grundlage.“ 
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Verantwortung für den Frieden 

Am 21. November demonstrierte ein breites Bündnis gegen den NATO-Kriegsrat in Essen 
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4P NATO-Kriegsrat ^ 

^ in Essen! 


Foto: redpicture/ Reiner Engels 


Die Kriegsgefahr gemeinsam stoppen! /j) 


www.no-natoni-krieg.de 
























m unsere zeit 


Interview / Kolumne 


Freitag, 27. November 2015 



Feiqer 

5äöstnwrder 


Hochqualifizierter 

TerrorbEkäwoftr 


Symmetrischer Krieg 


„Schwarzer Donnerstag“ 

Polizeigewalt gegen „Stuttgart2i“-Gegner 

hatte ganz bestimmt nichts mit Notwehrsituationen zu tun 


Dokumentiert 

Nicht erpressen lassen 

Am Tag nach den Anschlägen von Paris trafen sich Mitglieder der „Jeunes 
Communistes“ im 15. Arrondissement. In einer Erklärung fassten sie ihre Dis¬ 
kussion zusammen: 

„In diesen schweren Momenten, wo die Angst groß, die Anspannung stark 
ist, und wir jedes unserer Worte abwägen, nehmen wir mit Empörung die ersten 
Erklärungen der Regierung und von Präsident Hollande zur Kenntnis. Seit 2012 
unterstützen die imperialistischen Regierungen, die Kriegstreiber Frankreich und 
USA, Operationen zur Destabilisierung Syriens. Geleitet von ökonomischen In¬ 
teressen verheeren sie den Vorderen Orient und Afrika, sie haben nicht gezögert, 
die obskursten und reaktionärsten Bewegungen zu unterstützen. (...) Gestern hat 
sich das vom Imperialismus geschaffene Monster IS gegen die Tausende Kilome¬ 
ter von Syrien entfernte Zivilbevölkerung gewandt. In Paris haben gestern Un¬ 
schuldige allen Alters, Werktätige verschiedenster Berufe diese durch die imperi¬ 
alistischen Kriege verursachten verrückten Handlungen mit dem Leben bezahlt. 

Ab gestern Abend, hat Präsident Hollande ein Paket von Ausnahmeregelun¬ 
gen verkündet: Notstand, Schließung der Grenzen, Verbot der Versammlungen 
und Demonstrationen,Hausdurchsuchungen ohne Kontrolle der Justiz etc. (...) 

Große gewerkschaftliche Demonstrationen sind für die nächste Woche ge¬ 
plant. (...) Diese Demonstrationen sind heute in Gefahr, verboten zu werden. 
Unter den Sirenenklängen der „heiligen nationalen Union“ (...) haben die 
politischen und gewerkschaftlichen Leitungen der Kollaboration schon die 
Arbeiter aufgerufen, nach den letzten Angriffen der Unternehmer auf unsere 
sozialen Rechte ohne Widerstand den Rücken zu beugen und alle Streiks und 
gewerkschaftlichen Kämpfe einzustellen. 

(...) Wir weigern uns, dieser Erpressung nachzugeben. (...) Das Kapital 
unterbricht währenddessen nicht seine antisoziale zerstörende Politik. Das 
Kapital unterbricht nicht seine imperialistischen Kriege. Arbeiterinnen und 
Arbeiter, in Frankreich und Syrien, wir bezahlen mit dem Preis unseres Lebens 
Kriege, die nicht die unseren sind.“ 

Übersetzung: Georges Hallermayer 


DKP zum Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart 

Rechtswidriger Polizeieinsatz 

Das Verwaltungsgericht hat - nach 
fünf Jahren - entschieden, der Po¬ 
lizeieinsatz gegen S-21-Gegner am 
30.9.2010 war rechtswidrig. Damals 
hatte ein massives Polizeiaufgebot 
versucht, den Stuttgarter Schlossgar¬ 
ten zu räumen, damit dort trotz feh¬ 
lender Genehmigung die ersten Bäu¬ 
me für das Milliardenprojekt Stutt¬ 
gart 21 gefällt werden konnten. Der 
Einsatz zeichnete sich auf Seiten der 
Polizei sowohl durch Chaos als auch 
massive Brutalität aus. Durch Schlag¬ 
stöcke und Pfefferspray wurden 
400 Menschen verletzt. Wasserwerfer 
zielten auf die Köpfe der Menschen, 
was mehrere Schwerverletzte forderte. 

In einem späteren Prozess gegen die 
Wasserwerferbesatzung wurde deut¬ 
lich, dass dem Wasser Reizstoffe zuge¬ 
fügt wurden. Insgesamt liegen zahlrei¬ 
che Beweise vor, dass die Polizei sich 
massiv über ihre eigenen Vorschriften 
hinwegsetzte. 

Das Kalkül der damaligen CDU¬ 
geführten Landesregierung ist klar. 

Der Schlosspark als zentraler Bezugs¬ 
punkt des Widerstandes sollte zerstört 
werden. Dies misslang durch den Wi¬ 
derstand von mehr als 10 000 Men¬ 
schen. Gleichzeitig wollte man altbe¬ 
kannte Bilder schaffen: Gewalttäti¬ 
ge Demonstranten greifen Polizisten 
an. Dieser Spaltungsversuch misslang 
ebenfalls. Keine der sofort von Poli¬ 
zei und Innenminister in die Welt ge¬ 
setzten Behauptungen hielt bis zum 
Abend. 

Dieses Urteil ist eine Klatsche für 
die Polizei und eine Ermunterung für 
den ausdauernden Widerstand gegen 
das zerstörerische Projekt S 21. 

Die Protestaktion wurde vom Ge¬ 
richt als eine durch das Grundgesetz 
geschützte Versammlung (keine „un¬ 
friedliche Blockade“) angesehen, die 
nicht aufgelöst wurde. Anders wäre es 
also gewesen, wenn die Versammlung 
aufgelöst worden wäre. Diese Begrün¬ 
dung ist angesichts der aktuellen Be¬ 
strebungen zum Abbau demokrati¬ 
scher Rechte bis hin zum Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren nicht wirklich 


UZ: Das Verwaltungsgericht Stuttgart 
hat in der vergangenen Woche den 
brutalen Polizeieinsatz gegen „Stutt¬ 
gart 21 “-Gegner vom 30 . September 
2010 , der bundesweit als „Schwar¬ 
zer Donnerstag“ bekannt wurde, für 
rechtswidrig erklärt. Wie bewerten Sie 
den Richterspruch? 

Karin Binder: Es ist eine traurige Tat¬ 
sache, dass einmal mehr Demokratie 
und verfassungsgemäße Rechte der 
Menschen in Deutschland per Ge¬ 
richtsurteil erstritten werden müssen. 
Politikerinnen und Politiker aller vier 
Alt-Parteien tragen als Regierungs¬ 
mitglieder in Baden-Württemberg 
die Verantwortung für gravierende 
Rechtsverletzungen. Einmal mehr 
muss ein Richter der herrschenden 
Politik klarmachen, dass Grundrech¬ 
te, wie das Versammlungs- und De¬ 
monstrationsrecht über wirtschaft¬ 
lichen Interessen zu stehen haben. 
Denn, um nichts anderes geht es bei 
„Stuttgart 21“, Immobilienspekulati¬ 
on und das Erzielen von Höchstprei¬ 
sen für innerstädtische Baugrundstü¬ 
cke. 

UZ: Trotz des Richterspruchs sind die 
Vorgänge bis heute nicht lückenlos auf¬ 
geklärt. So dürfte das Urteil für die wäh¬ 
rend des Einsatzes noch aktiven Lan¬ 
desregierungsmitglieder aus CD U und 
FDP doch folgenlos bleiben, oder? 

Karin Binder: Ich hoffe, dass die Be¬ 
troffenen ihre Schadenersatzklagen 
auch an die politisch Verantwortli¬ 
chen richten werden und dafür Rich¬ 
terinnen und Richter finden, die auch 
bereit sind, die tatsächlich Verantwort¬ 
lichen zur Rechenschaft zu ziehen. 
Letztendlich wurde der Polizeieinsatz 
angeordnet und vom damaligen Minis¬ 
terpräsidenten Stefan Mappus (CDU) 
gebilligt. Staatsgewalt wurde mit Po¬ 
lizeigewalt gegen Menschen durch¬ 
gesetzt, die lediglich ihr Grundrecht 
auf Versammlungsfreiheit wahrnah¬ 
men. Im Gegensatz dazu gibt es kein 
Grundrecht auf größtmöglichen Profit 
aus Immobilienspekulation. Wem also 
sollte dieser Polizeieinsatz dienen? 
Ganz bestimmt nicht den Stuttgarte- 
rinnen und Stuttgartern. 

UZ: Wie können bzw. sollten die Poli¬ 
zeiopfer für das erlittene Unrecht über¬ 
haupt entschädigt werden? 

Karin Binder: Normalerweise müssten 
alle Opfer von Polizeigewalt mindes¬ 
tens eine Entschädigung und Schmer¬ 
zensgeld oder bei einer dauerhaften 
Schädigung eine monatliche Rente er¬ 
halten. Wenn die festgestellten Täter 
bzw. die Verantwortlichen das nicht 
zahlen können, muss nach meiner Mei¬ 
nung der Staat oder das Bundesland 
dafür aufkommen. 


UZ: Aufgrund der brutalen Gewalt 
der Beamten gegen Schülerinnen und 
Schüler aber auch betagte Menschen 
haben sie sich infolge des damaligen 
Einsatzes verstärkt mit den von Pfef¬ 
ferspray ausgehenden Gefahren aus¬ 
einandergesetzt. Seitdem sprechen Sie 



Karin Binder ist Ernährungspolitische 
Sprecherin der Linksfraktion o, Bun¬ 
destag und deren Parlamentarische 
Geschäftsführerin. Sie stammt aus 
Karlsruhe, www.karin-binder.de 

sich für ein Verbot der chemischen Di¬ 
stanzwaffe aus. Warum? 

Karin Binder: Pfefferspray ist eine 
äußerst hinterhältige Waffe, die nach 
Ausbildungsrichtlinien der Polizei nur 
in Notwehr und als Ersatz für den 
Schusswaffengebrauch zugelassen ist. 
Doch die Polizeigewalt, die wir bei 
Demonstrationen oder auch als Fans 
bei Fußballspielen erleben, hat ganz 
bestimmt nichts mit Notwehrsituatio- 
nen zu tun. So wie die Polizei Pfeffer¬ 
spray bei Großeinsätzen in die Menge 
sprüht, entspricht das vielmehr dem 
Wegsprühen lästiger Insekten. Das 
ist menschenverachtend. Hier wird 
bewusst in Kauf genommen, dass De- 
monstrantnnen und Demonstranten 
ohne etwas getan zu haben, einfach 
für zivilen Ungehorsam z.B. bei Sitz¬ 
blockaden, gesundheitlich geschädigt 
werden. Das ist eine Schande. 

UZ: Ihre Argumente werden von den 
anderen Parteien bestritten. In einer als 
„ Verschlusssache - Nur für den Dienst¬ 
gebrauch“ eingestuften Broschüre mit 
dem Titel „Handhabungshinweise für 
Reizstoff-Sprühgeräte mit Pfeffer¬ 
spray“ weist das Polizeitechnische Ins¬ 
titut (PTI) der Deutschen Hochschule 
der Polizei in Münster jedoch explizit 
auf die schlimmstenfalls lebensgefähr¬ 
liche Gefahr, die infolge des Reizstoff¬ 
einsatzes drohen kann, hin. Besonders 
groß sei die Gefahr für Pfefferspray- 
Opfer, die unter „Drogeneinfluss ste¬ 
hen und/oder sich zuvor heftig kör¬ 
perlich angestrengt haben“. Gleiches 


gilt für Personen, die auf die Einnah¬ 
me von Psychopharmaka angewiesen 
sind, heißt es dort. Und trotzdem wer¬ 
den ihre Argumente brüsk zurückge¬ 
wiesen? 

Karin Binder: Alle Menschen, die mit 
Pfefferspray traktiert werden, können 
nicht mehr sehen, bekommen Husten¬ 
krämpfe und leiden unter Atemnot. 
Sie bekommen Panik. Was dies in einer 
großen Menschenmenge auslösen kann, 
kann niemand vorhersehen. 

Von Pfefferspray geht eine große 
gesundheitliche Gefährdung aus, ins¬ 
besondere für gesundheitlich ange¬ 
schlagene Menschen z.B. mit Herz¬ 
problemen oder schwachem Kreislauf. 
Menschen, die Medikamente nehmen 
müssen oder auch unter Alkohol- oder 
Drogeneinfluss stehen, sind besonde¬ 
ren gesundheitlichen Gefahren ausge¬ 
setzt und können einen Atemstillstand 
oder Kreislaufkollaps erleiden. 

Von der Dienstanweisung her dürfte 
die Polizei Pfefferspray nur einsetzen, 
wenn ärztliche Hilfe oder Sanitäter in 
erreichbarer Nähe sind. Dies ist wohl 
bei größeren Menschenansammlungen 
kaum zu gewährleisten. 

UZ: Sehen Sie Chancen, das Verbot 
von Pfeffersprayeinsätzen doch noch 
durchsetzen zu können? 

Karin Binder: Ich werde nicht aufge¬ 
ben. Steter Tropfen höhlt den Stein. 
Als Opposition im Parlamentarismus 
müssen wir hartnäckig sein und Ge¬ 
duld haben. Wir müssen das Thema 
immer wieder aufrufen. Aber vermut¬ 
lich muss erst wieder etwas Schwer¬ 
wiegendes passieren, bevor auch die 
verantwortlichen Mehrheitsparteien 
begreifen, dass solche Pfeffersprayein- 
sätze verboten werden müssen. 

UZ: Zurück zu „Stuttgart 21 “: Vie¬ 
le Gegner des Bahnhofs haben bei 
den vergangenen Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg für Bündnis 90 / 
Die Grünen votiert und die „grün-ro¬ 
te“ Landesregierung erst möglich ge¬ 
macht. Sind die Wählerinnen und Wäh¬ 
ler von deren Arbeit enttäuscht? 

Karin Binder: Davon gehe ich aus. 
Viele Menschen, die 2011 gerade we¬ 
gen S21 noch Grüne oder SPD ge¬ 
wählt haben, sind sauer. Sie haben 
zwar den ehemaligen Ministerprä¬ 
sidenten Stefan Mappus (CDU) ab¬ 
gewählt, mehr aber auch nicht. Der 
Grünen-Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann und insbesondere auch 
SPD-Innenminister Reinhold Gail 
stehen einer schwarzen Landesregie¬ 
rung in nichts nach. 

Der Politikwechsel, den die Wäh¬ 
lerinnen und Wähler damals mit ihrer 
strategischen Stimmabgabe erreichen 
wollten, ist nicht erfolgt. 


UZ: Also gehen Sie davon aus, dass 
Ihrer Partei 2016 der Einzug in den 
Landtag gelingen könnte, obwohl Ba¬ 
den-Württemberg als struktur-konser¬ 
vativ gilt? 

Karin Binder: Ja, da bin ich sehr zuver¬ 
sichtlich. Viele Menschen in Baden- 
Württemberg nehmen wahr, dass wir 
unseren Zielen und auch ihren Anlie¬ 
gen treu bleiben, dass wir verlässliche 
Partner der sozialen Bewegung sind. 


beruhigend. Man kann sich ausmalen, 
was auf uns zukommt, wenn Gauck 
und all die anderen durchkommen mit 
ihrer Kriegsrhetorik. Vor dem Hinter¬ 
grund der abscheulichen Anschläge 
von Paris wird gegen Flüchtende ge¬ 
hetzt, werden Ängste geschürt. Die 
Anschläge werden dazu missbraucht, 
jetzt die Weichen zu stellen für einen 
Ausbau der staatlichen Repressions¬ 
organe und für eine Vernetzung der 
Geheimdienste. 

Das Urteil des Verwaltungsge¬ 
richts Stuttgart sollte uns also nicht 
zu der Illusion verleiten, dass die 
Herrschenden in unserem Land jetzt 
einsichtig geworden wären und sich 
in Zukunft schützend vor die demo¬ 
kratischen Rechte des Grundgeset¬ 
zes stellen werden. Es war allerdings 
wohl zu offensichtlich und nicht mehr 
zu verbergen - auch nachdem ein po¬ 
lizeiinternes Video an die Öffentlich¬ 
keit gebracht wurde -, dass die Polizei¬ 
führung (wohl unter direkter Einfluss¬ 
nahme der Mappus-Landesregierung) 
hier rechtswidrig gehandelt hat. 

Dieses Urteil ist auch ein Armuts¬ 
zeugnis für die Landesregierung aus 
Grünen und SPD, die auch durch den 
Widerstand gegen S21 gewählt wurde. 
Die Bilanz nach fast fünf Jahren fällt 
mehr als dürftig aus: Null Transparenz, 
Null Aufklärung, sondern weiterma¬ 
chen wie bisher. 

An der Repression gegen S-21- 
Gegner, Antifaschisten und Antimi¬ 
litaristen wird sich nach diesem Ur¬ 
teil also nichts ändern. Gerichtsurteile 
werden die Verhältnisse in unserem 
Land nicht in fortschrittlicher Rich¬ 
tung zum Tanzen bringen. Das geht 
nur mit großen und machtvollen au¬ 
ßerparlamentarischen Aktionen auf 
der Straße und v.a. in den Betrieben. 
Dabei darf es den Herrschenden nicht 
gelingen, uns zu spalten in gewalttä¬ 
tige und friedliche Demonstranten, 
Deutsche, Ausländer oder Flüchtlin¬ 
ge. Zusammenstehen gegen S 21, ge¬ 
gen Rassismus und Kriegshetze, für 
Mindestlohn und bezahlbaren Wohn- 
raum! 


Ich hoffe, dass es uns gelingt, auch 
einige der von dieser Grünen-SPD- 
Regierung enttäuschten Wählerinnen 
und Wähler für uns zu gewinnen. Mei¬ 
ne Partei wird als ernst zu nehmen¬ 
de Opposition die alten Parteien im 
Landtag von Baden-Württemberg 
mit sozialen und ökologischen The¬ 
men vor sich her treiben und damit 
die Politik im „Ländle“ verändern. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Ein Jubiläum der Widerspenstigkeit 

25 Jahre isw - Institut für sozialökologische Wirtschaftsforschung 


25 Jahre isw 


1990, als das isw seine Arbeit aufnahm, war für 
Linke wie für Rechte und auch für die sozial¬ 
demokratische „Mitte“ eine gewaltige Zäsur. 
Die Rechte sah mit dem Zusammenbruch des 
realen Sozialismus das „Ende der Geschichte“ 
als immerwährenden Triumphlauf des Kapita¬ 
lismus heraufziehen, die „Mitte“ hoffte auf eine 
Wiederbelebung des goldenen sozialdemokrati¬ 
schen Zeitalters. Und die Linke? Verkroch sich 
zu einem guten Teil in die Ritzen des Privaten. 

Doch wurden alle drei enttäuscht. Aus dem 
immerwährenden Triumph des Kapitals wird ein 
ständig heftiger durchgeschüttelter Krisen-Ka- 
pitalismus. Finanzkrisen folgen einander in im¬ 
mer kürzeren Abständen. Die Spaltung zwischen 
Reich und Arm reicht immer tiefer und die politi¬ 
schen Instanzen konzentrieren sich immer mehr 
auf die Realisierung der Ansprüche der Reichen. 

Francis Fukuyama und viele mit ihm glaub¬ 
ten, dass mit dem Sieg des Kapitalismus das 
Ende der Geschichte erreicht ist. Glaubten das 


alle? Aber nein! In München zum Beispiel ta¬ 
ten sich marxistische Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaftlerlnnen und Gewerkschafterln- 
nen zusammen, um gegen die vermeintliche 
Allmacht dieses Systems Widerstand zu leisten. 
Sie glauben an die Veränderbarkeit der Gesell¬ 
schaft. Und dass der Mensch, der nichts anderes 
hat als seine eigene Arbeitskraft, das handeln¬ 
de Subjekt dabei ist. Doch wer aufmüpfig sein 
will, der braucht Wissen. Und so gründeten sie 
das Institut für sozial-ökologische Wirtschafts¬ 
forschung: isw. 

25 Jahre gibt es uns nun also schon. Jahre, in 
denen sich viel getan hat, in denen es große Pro¬ 
testbewegungen und gewerkschaftliche Aktio¬ 
nen gegeben hat. Jahre, in denen das isw immer 
an der Seite der Menschen gestanden ist, die die 
Verhältnisse verändern wollen. Verhältnisse, „in 
denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknech¬ 
tetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen“ 
ist. Dabei hat das isw Fakten, Analysen und Ar¬ 


gumente zur Verfügung gestellt, die das Problem 
an der Wurzel packen: am ungerechten, ausbeu¬ 
terischem Wirtschaftssystem. 

★ 

Nach einem Vierteljahrhundert Forschung, Pu¬ 
blikation, Veranstaltungen und so vielem mehr, 
wollen wir nun mit allen - Förderinnen, Abon¬ 
nentinnen und Leserinnen - feiern. Und so la¬ 
den wir ein, am Samstag, dem 28. November, ab 
18.00 Uhr im Kulturhaus Neuperlach (München) 
mit uns gemeinsam anzustoßen, die Jahre Revue 
passieren zu lassen und gleichzeitig in die Zu¬ 
kunft zu blicken. 

Auf dem Programm stehen kurze Reden von 
Frank Deppe (Politikwissenschaftler), Hubert 
Thiermeyer (ver.di Bayern, Leiter Fachbereich 
Handel) und natürlich Conrad Schuhler (Vorsit¬ 
zender des isw). Für die musikalische Unterhal¬ 
tung sorgen Michaela Dietl und Bernd Köhler. 

Sonja Schmid, stellvertretende Vorsitzende des isw 



das muss gefeiert werden! 


Digitales und Transhumanes: 
Globale Herrschaft im Visier 

Datenkraken und Transhumanismus 


Argumente für Kritiker von 

Der Schmetterling-Verlag hat jetzt ein Buch des 
promovierten Philosophen, Germanisten und Mu¬ 
sikwissenschaftlers Markus Jansen über „Digitale 
Herrschaft“ vorgelegt - mit dem äußerst sperrigen, 
aber viel sagenden Untertitel „Über das Zeitalter 
der globalen Kontrolle und wie Transhumanismus 
und Synthetische Biologie das Leben neu definie¬ 
ren“ wollen. Jedoch: Dieses Buch hält leider nicht 
ganz das, was es verspricht. 

Denn Jansen hat seine Arbeit einfach überfrach¬ 
tet mit einer Unzahl von Befunden und Fakten, so 
dass mitunter der „rote Faden“ verloren geht. Im¬ 
mer wieder kommt es zu Abschweifungen vom 
Thema durch zwar interessante weitere Informati¬ 
onen, die aber vom Kern weg- und auch ablenken. 
Das verlangt dem Leser doch zu viel ab, um den 
Überblick behalten zu können. Ja, es erschwert die 
Lektüre ungemein und wohl nicht jeder hält dann 
auch bis zur letzten Seite durch. Man kann des Gu¬ 
ten wirklich zu viel tun, so wie Jansen mit diesem 
Buch. Dabei verdient das Thema allergrößte Auf¬ 
merksamkeit und vor allem Verbreitung. Weniger 
wäre mehr gewesen. Vielleicht durch die Aufteilung 
in drei selbstständige Arbeiten, verbunden mit ei¬ 
ner Straffung. 

Aber ungeachtet dieser Beeinträchtigungen 
sollten kritische Zeitgenossen sich dennoch der 
Mühe unterziehen, sich mit den Inhalten dieses 
Buches vertraut zu machen. Stellt die Vielzahl von 
Fakten doch gute Argumentationshilfen für Kriti¬ 
ker von Datenkraken und Transhumanismus dar. 

In dieser Besprechung soll der Schwerpunkt 
eben auf Transhumanismus (Kapitel VI) gelegt wer¬ 
den, denn dieses Thema ist in der breiten Öffent¬ 
lichkeit noch nicht als Gefahr für eine menschen¬ 
würdige Gesellschaft erkannt worden. 

Transhumanismus: Die Abschaffung 
des Menschen und des Humanismus 

Worum geht es beim Transhumanismus? Jan¬ 
sen bietet dafür folgenden Einstieg: „Waren bis vor 
kurzem transhumanistische Theorien und Praktiken 
auf die Entwicklungsstätten meist US-amerikani¬ 
scher Universitäten oder Militärlabore beschränkt, 
so greifen jene immer in den Alltag ein. Im Transhu¬ 
manismus werden religiöse Sehnsüchte, militärische 
und Überwachungstechniken, eugenische Ideen so¬ 
wie ökonomische Kalküle zu einem explosiven Ge¬ 
bräu miteinander vermischt.“ (S. 129) 

Der Autor stellt auf den folgenden Seiten die 
wichtigsten Theoretiker des Transhumanismus und 
deren Kernaussagen vor, insbesondere Ray Kurz¬ 
weil. Dieser sei wie andere Wortführer eng mit dem 
US-Militär verbunden. Und es verwundere auch 
nicht, dass die Propheten des Transhumanismus 
auf das engste mit Konzernen wie Google verhan¬ 
delt seien. 

Transhumanisten verstehen sich auf PR und wol¬ 
len ihr Menschen- und Weltbild uns allen schmack¬ 
haft machen, in dem sie u.a. Wunderchips oder -Pro¬ 
thesen anpreisen, die angeblich den Menschen von 
allen Gebrechen heilen bzw. befreien würden. Das 
hört sich auch hierzulande bei naiven Zeitgenossen 
überaus wohlfeil an. Doch warum stellt so gut wie 
niemand die Frage, ob sich alle Menschen auf dem 
Erdball solche technologischen Fortschrittspro¬ 
dukte leisten können? Und, ob diese auch für alle 
gedacht seien ... Richtet sich diese Heilsbotschaft 
nicht doch bloß an die „Auserwählten“, also nur an 


das „eine Prozent“ und einige Gutgläubige aus der 
christlich-weißen ominösen Mittelschicht? Dieses 
cui bono sollte den Apologeten des Transhumanis¬ 
mus immer entgegen gehaltenwerden. 


Jansen geht ferner auf Produkte und Techniken, 
wie Cyborgs, Roboter oder Google Glass ein. Hier¬ 
zu schreibt er kurz und bündig: „Transhumanisti¬ 
sche Technologien gehen nahtlos in totalitäre Über¬ 
wachungspraktiken über. (...) Sowohl in der Mili¬ 
tärtechnologie als auch im Transhumanismus geht 
es im Kern um die technologische Beherrschung 
und Kontrolle des Todes, wobei immer nur die an¬ 
deren sterben sollen.“ (S. 251-255) 

Von den „Pilgervätern“ zu 
den Transhumanisten 

Obwohl zu viele Abschweifungen die Lesbarkeit 
des Buches schmälern, soll eine jedoch lobend her¬ 
vorgehoben werden: Der Exkurs über „Die Gren¬ 
zen der Welt“, in dem es um das US-amerikanische 
Weltbild - ausgehend von der Landung der (calvi- 
nistisch-puritanischen) „Pilgerväter“ anno Novem¬ 
ber 1620 im Osten des heutigen US-Bundesstaates 
Massachusetts geht. Darin heißt es u.a.: „Neben der 
christlichen Konfessionalität, ihrem sozialen Sta¬ 


ll 


tus als religiös Verfolgte, einem ausgeprägten ma- 
nichäischen Lagerdenken und einer aggressiven 
Kampfhaltung in einer als feindlich aufgefassten 
Welt voller Bedrohungen war es vor allem der Mis¬ 


sionierungsgedanke, der den amerikanischen Grün¬ 
dungsmythos prägte. Die Puritaner wähnten sich, 
gemäß der calvinistischen Ideologie, als das von 
Gott auserwählte Volk, das dem Rest der Welt, und 
vor allem den ,Wilden’, den einzig wahren Glauben 
an den einzig wahren Gott bringen und das eige¬ 
ne Einflussgebiet immer weiter ausbreiten musste. 
Die Ideologen des Puritanismus erklärten in ihren 
Predigten und Traktaten, dass nicht die Gleichheit 
aller Menschen Ausdruck der göttlichen Ordnung 
sei, sondern vielmehr die Ungleichheit - was den 
Auserwähltheitsnimbus der Pilgerväter, man kann 
auch von Rassismus sprechen, nur noch eindrucks¬ 
voller unterstreicht. Die Welt war in den Augen der 
Puritaner gespalten in ein simplifizierendes ,Wir’ 
und ,die Anderen’, in der eine alttestamentarische 
,Auge um Auge und Zahn um Zahn’-Mentalität zu 
herrschen hat, um die gestörte göttliche Ordnung in 
einer verdorbenen Welt wiederherzustellen. Auch 
dies ist ein bis heute oft wieder abgerufenes Grund¬ 
muster des US-amerikanischen Selbstverständnis¬ 


ses.“ ( S . 260) - Und es ist auch das Grundmuster des 
Transhumanismus! 

Leider erst spät geht Jansen auf das Verhältnis 
des Transhumanismus zum Humanismus ein, wenn 
er schreibt: „Bei oberflächlicher oder vorschneller 
Betrachtung suggeriert der Begriff Transhumanis¬ 
mus eine innere Verwandtschaft mit dem histori¬ 
schen Humanismus des 15. und 16. Jahrhunderts. 
Dem ist aber nicht so. Der Transhumanismus ba¬ 
siert gerade nicht auf dem positiven Menschenbild 
des Humanismus, sondern (...) auf der grundlegend 
negativen und abgrundtief pessimistischen Anthro¬ 
pologie des Calvinismus bzw. des Puritanismus. (...) 
Würde und Freiheit, vor allem die des Willens, wa¬ 
ren die beiden Schlüsselbegriffe des Renaissance- 
Humanismus - und damit hatte der Calvinismus 
nun wirklich nichts gemein.“ (S. 283) 

Und was schlussfolgert nun Jansen aus seiner 
B estandsaufnähme ? 

„Im Transhumanismus des 21. Jahrhunderts 
steht nicht der Mensch im Zentrum der Welt, son¬ 
dern die Technologie. (...) Welche Würde und wel¬ 
che Freiheit kommt den Menschen zu als Teil der 
Google-Maschine? (...) Insofern ist Transhumanis¬ 
mus der richtige Begriff für das Bezeichnete, da mit 
jenem tatsächlich eine Ideologie parat steht, die sich 
vollkommen jenseits der Würde und Freiheit des 
Menschen abspielt. Der Transhumanismus ist so¬ 
mit nicht die ethische und logische Weiterführung 
des Humanismus, sondern eine zivilisatorische Re¬ 
gression, die nicht die Souveränität des Menschen 
anstrebt, sondern (...) die Unfreiheit verwirklicht. 
(...) Der Humanismus der Renaissance bzw. der 
Neuzeit war im Kern selbstbewusste Behauptung 
gegen eine herrschende Priesterkaste, die sich im 
Besitz der Deutungshoheit und Lenkungsmacht 
über eine Menschenherde dünkte.“ (S. 284) 

Während der Humanismus für Toleranz stehe 
und Gewalt gegen Andersdenkende nicht als Hand¬ 
lungsoption ansehe, gelte für den Transhumanismus 
das Gegenteil. Nicht umsonst würden sich die Oli¬ 
garchen der großen IT-Konzerne als „Missionare“ 
verstehen, die die ganze Welt nach ihrem Bilde 
formen wollten, soll heißen: um ungehindert Ma¬ 
ximalprofite scheffeln zu können. Und was deren 
Verheißungen betrifft, so stellt Jansen einige ganz 
simple Fragen: „Warum sollte gerade das gebrech¬ 
liche Produkt eines ineffizienten Programmiervor¬ 
gangs (der Mensch) in der Lage sein, den perfekten 
Programm-Code der Evolution zu schreiben? Was 
haben die digitalen Technologien, von denen man 
sich das Heil erhofft, konkret zur Lösung all der 
großen Menschheitsprobleme beigetragen? Wem 
kommen die Errungenschaften 4 des Transhumanis¬ 
mus und der der damit verbundenen Digitalisierung 
(...) am meisten zugute?“ (S. 293) 

Der Autor weist noch mehrfach darauf hin, dass 
der Transhumanismus vom Krieg geprägt sei. Und 
abschließend führt er aus, dass diese Ideologie nicht 
auf Google allein beschränkt sei, denn sehr viele an¬ 
dere Unternehmen integrierten ebenfalls entspre¬ 
chende Technologien und Ideologieaspekte, mehr 
oder weniger subtil, in ihre Produkte und Anwen¬ 
dungen. In diesem globalen Trend sei Google je¬ 
doch gegenwärtig die aggressivste und im eigent¬ 
lichen Sinne vollkommen bewusst- und seelenlose 
Speerspitze der Bewegung. 

Siegfried R. Krebs 

Markus Jansen: Digitale Herrschaft. 328 S. kart. 
Schmetterling-Verlag. Stuttgart 2015.16,80 Euro. 
ISBN 3-978-89 657-076-5 

Siehe zur Auseinandersetzung mit dem„Transhu- 
manismus“ auch die Beiträge von Helga und Her¬ 
bert Hörz im neuen Heft der Marxistischen Blät¬ 
ter sowie von Nina Hager in den Marxistischen 
Blättern 5/2009 



Die Transhumanisten preisen unter anderem Wunderchips und/oder -prothesen an. Ganz so wie den 
Cyborgs aus der Serie „Star Trek“, die nur als Teil eines großen „Kollektivs“ leben können und fast 
jegliche Individualität verloren haben, soll es den Menschen der Zukunft aber wohl nicht ergehen ... 
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Antwort an die Hetzer 


Der Liedermacher Konstantin Wecker nimmt kein Blatt 
vor den Mund. Auch nicht als Gast der ZDF-Sendung 
„ Volle Kanne “ vor einigen Wochen, in der er über sein 
Engagement für Flüchtlinge berichtete, mit der Folge, dass 
seine Facebook-Seite mit teilweise wüsten Beschimpfungen 
überschwemmt wurde. Er antwortete seinen Kritikern: 

Liebe Freunde, 

heute morgen, nach der ZDF Sendung „Volle Kanne“, 
bin ich, wie zu erwarten, wegen meiner Einstellung zur Will¬ 
kommenskultur, im Netz und per Mail wieder mal heftig 
und derb beschimpft worden. Ich nehme den Fehdehand¬ 
schuh nun doch einmal auf. Nicht hasserfüllt. Einfach um 
es noch einmal klarzustellen. 

Liebe Hasskommentatorlnnen, Beleidigerinnen, Be¬ 
schimpf erlnnen - ich mache mir eure Beleidigungen gerne 
zu eigen. Jede einzelne sei hier in Gänsefüßchen angeführt: 

Ja, Ich bin ein „Gutmensch“. Gefällt euch Schlecht¬ 
mensch besser? Warum habt ihr nur so viel Widerwillen 
gegen den Versuch, Güte und Mitgefühl in politisches En¬ 
gagement einzubringen? 

Und ja, ich bin ein „linksgrünversiffter Altachtundsech- 
ziger“, und ich kämpfe weiterhin für eine gewaltfreie Revo¬ 
lution des Bewusstseins. 

Und ja, ich bezeichne alle Fremdenhasser und Rassis¬ 
ten, die sich der Parolen und Wahnvorstellungen der Nati¬ 
onalsozialisten bedienen, als „Nazis“.,Auch wenn die Be¬ 
treffenden es immer wieder von sich weisen. (Warum ei¬ 
gentlich? Ist es euch doch peinlich?) 

Ja, ich bin „weltfremd“, denn eure Welt ist mir fremd 
und ich bin froh darüber. 

Wer „zuviel Mitgefühl hat, hat keinen Verstand“? 


Ich verzichte nur all zu gern auf euren vom Menschsein 
getrennten Verstand. Verstand ohne Mitgefühl führt zum 
Wahnsinn. Man kann das ganz gut am derzeitigen Zustand 
unserer Erde beobachten. 

Und ja, ich bin auch ein „Vaterlandsverräter“ - denn 
„ein ganzes Land als Vater war schon immer eine Lüge 
...“ - mit dem Wort Vaterland kann ich nun mal nichts an¬ 
fangen und Nationalismus ist eine üble Seuche, die wir spä¬ 
testens seit 1945 hätten überwinden müssen. 

Und ja, ich bin „naiv“, denn wie kann man euer Welt¬ 
bild ertragen, ohne naiv zu sein? Und einzig diese Naivität 
erlaubt mir auch, mit eurer verängstigten Seele mitzuemp¬ 
finden 

Und: Ihr selbsternannten Realisten habt keine Ahnung 
von der Wirklichkeit. Eure angsterfüllte, so genannte Reali¬ 
tät gleicht einer Arachnophobie. Ihr wisst doch: die kleins¬ 
te Spinne füllt für jemanden mit übersteigerter Angst vor 
Spinnen den Raum im eignen Hirn, als wäre sie eine le¬ 
bensgefährliche Bedrohung. Er nimmt nichts anderes mehr 
wahr als die Panik, die ihm sein Hirn vorgaukelt. So nimmt 
euch die Angst vor den Flüchtlingen, vor dem Fremden, 
vor dem Anderen, Neuen und Unberechenbaren gefangen. 
Und das nennt ihr dann Realität. Da hilft kein Söder, kei¬ 
ne AfD und auch ein Bachmann nicht - da hilft nur noch 
ein Psychiater. 

Solange ich bei Kräften bin, werde ich mich gegen euer 
Weltbild zur Wehr setzen. Als Pazifist. Als Humanist. Als 
Antifaschist. Als radikaler Demokrat. Als Mensch. 

Und nun wende ich mich wieder mit großer Freude 
meinen Freundinnen und Freunden, den Gutmenschen zu. 
Denn jede noch so kleine helfende Geste dieser Menschen 
ist wichtiger als euer Gebell im Wald eurer Phobien. 


Stadtmassaker - ein Krimi ohne Leichen? 

Ausstellung und Veranstaltungen im Rahmen von 25 Jahren Galerie Arbeiterfotografie 


„Um es mit einem Wort zu sagen: 
Kriegsgebiet! Das Einzige was fehlt, 
sind die Leichen auf der Straße.“ So 
kommentiert der gelernte Bankkauf¬ 
mann und Vorsitzende des Sanierungs¬ 
beirates Markus Hagedorn im Radio¬ 
feature von Ulrich Land den Zustand 
in Duisburg-Bruckhausen. Der An¬ 
wohner Mehmet Yilderim bringt es auf 
denselben wunden Punkt: „Sieht ja wie 
nach dem zweiten Krieg aus.“ 

Katrin Susanne Gems und Gerda 
Sökeland zeigen in ihren Fotografien 
das Schicksal von Mensch und Archi¬ 
tektur, die sich - in seltener Symbiose - 
dem Kriegszustand widersetzen. Die 
Historikerin Katrin S. Gems begleitet 
das Leben, die Proteste und den Abriss 
von Bruckhausen und dem nahen Marx¬ 
loh seit fünf Jahren. Die Initiatorin der 
Geschichtswerkstatt Duisburg-Nord 
erzählt in ihren Bildern die Geschich¬ 
ten vom Ehepaar Schindler, „das über 
53 Jahre in Bruckhausen gearbeitet hat 
und seinen Lebensabend im komplett 
renovierten Haus am Kringelkamp er¬ 
leben wollte. Aber das Bleiben wurde 
so schwer wie möglich gemacht.“ Auch 
Manfred und seine Peggy haben was 
auszuhalten. Mehrfach werden nachts 
die Fensterscheiben eingeworfen. 

Unterwegs mit Kamera und Rol- 
lator macht die gehbehinderte Gerda 
Sökeland 2015 ihre letzten Aufnah¬ 
men von Bruckhausen. Viele prächtige 
Gründerzeitfassaden hat sie über Jahr¬ 
zehnte in ihren Diapositiven festge¬ 
halten. Mit ihren Fotos komponiert sie 
Tonbildschauen, die von Ruhrgebiets¬ 
kultur handeln und für die die Ama¬ 
teurfotografin und Medizinerin mehr¬ 
fach ausgezeichnet wurde. 

Eröffnungsredner Roland Günter, 
Ehrenmitglied der Arbeiterfotografie, 
langjähriger Vorsitzender des Deut¬ 
schen Werkbundes NW, Professor für 
Kunst- und Kulturtheorie, legt in sei¬ 
ner Studie „Stadtmassaker und Sozi¬ 
alverbrechen“ ebenfalls militärische 
Strategien offen, die einen „geheimen 
Anstifter“ haben: „... den großen Thys¬ 
sen. Dort läuft es ganz ähnlich wie im 
Rathaus, nur dass Thyssen sich nicht 
im Mindesten das Wort Demokratie 
anziehen muss. Denn am Thyssen-Tor 
endet der demokratische Sektor der 
Bundesrepublik ...“ Roland Günter 
forscht und ficht über Jahre mit den 
Bruckhausener Bürgerinitiativen, um 
festzustellen, „...ich fühlte mich wie in 
einem Kriminalstück. Auch hier gibt es 
viele Täter, aber der es in Bewegung 
setzt, bleibt lange verborgen ...“ 

Der Kampf um Bruckhausen läuft 
seit Mitte der 1970er, wie es eine jun¬ 
ge Gruppe von Künstlern der PSR 


(Politisch-Soziale Realität) um Arbei¬ 
terfotografie-Gründungsmitglied und 
späteren Professor für Fotografie und 
Intermedia, Jörg Boström, in einem 
berührenden Film über die Arbeit des 
Pastorenehepaars Monika und Micha¬ 
el Höhn erzählt, der zur Finissage der 
Ausstellung gezeigt wird. Zuvor be¬ 
richten Kalle Gerigk, „Kalle für Alle“, 
und Werner Eggert über eine andere 
Variante der Vertreibung von Mietern 
aus ihrem vertrauten Wohnraum und 
Lebensumfeld am Beispiel Köln. Hier 
geht es um Luxussanierung. Mal ist es 
ein ausländischer „Investor“, der den 
Mietpreis um 74 Prozent erhöht, mal 
ist es die „gemeinnützige“ Wohnungs¬ 
baugesellschaft GAG, die ihren Miete¬ 
rinnen und Mietern einen 60 Prozent 
höheren Beitrag abverlangt. 

Noch in Erinnerung ist den Kölnern 
die Vernichtung des Barmer Viertels 
vor dem Messegelände. Nachdem ein 


Wohnblock mit rund 380 Mietwohnun¬ 
gen im Juni 2006 aufgrund eines Ver¬ 
waltungsentscheides der Stadt Köln 
niedergerissen wurde, stand als letztes 
Gebäude der Gasthof zur Post völlig 
isoliert auf einer Fläche, wo Wohnraum 
für ca. 1000 Menschen in Parkraum, 
d.h. in die teuersten Parkplätze Kölns, 
verwandelt worden war. Für den Ab¬ 
bruch hatte die Stadt Köln schätzungs¬ 
weise 75 Millionen Euro aufgewendet. 
Der Gasthof zur Post wurde nach lan¬ 
gem Widerstand des Ehepaars Rosi 
und Günter Rüdiger in der Nacht vom 
7. zum 8. Januar 2008 dem Erdboden 
gleich gemacht. Rosi erlitt drei Schlag¬ 
anfälle. Ihr Mann Günter überlebte 
den Kummer nicht. Wenn er aus dem 
Fenster die Abrisskommandos sah, sag¬ 
te er: „Das sieht aus wie im Krieg. Als 
ob Bomben eingeschlagen hätten.“ So 
ist es halt, das Leben im Kapitalismus. 

Anneliese Fikentscher 



Aus der Ausstellung: Peggy und Manfred 


Stadtmassaker 

Ausstellung im Rahmen von 25 Jahre Galerie Arbeiterfotografie mit Fotografien von Katrin 
Susanne Gems und Gerda Sökeland. Noch bis 3. Dezember 2015 
Geöffnet: Mi/Do 19-21 Uhr, Sa 11-14 Uhr und nach Vereinbarung 
Galerie Arbeiterfotografie, Merheimer Str. 107,50733 Köln, 0221-727 999 
Ein gemütlicher Abend mit Kalle für Alle: Fr., 27. November 2015,19 Uhr 
Der bekannteste Widerständler gegen Willkür von Wohnraumspekulation, Kalle Gerigk, be¬ 
richtet und diskutiert anhand aktueller Fälle über Gentrifizierung und Prekarisierung. Die 
erfolgreiche Verhinderung seiner Wohnungsräumung aus „Eigenbedarf“ hat aus Karl-Heinz 
Gerigk „Kalle für Alle“ gemacht, einen offensiven Streiter im Bündnis „Recht auf Stadt Köln“. 
Werner Eggert stellt den Konzeptentwurf zum „Diskurs in der Stadtgesellschaft der Kommu¬ 
nalen Wohnungs-Offensive Köln“ vor. Mit „Sockenvideo“ der Flausbesetzer vom Kartäuser 
Wall. Eintritt frei, Spenden willkommen 
Finissage/Film- und Tonbild-Schau: Do, 3. Dezember 2015,19 Uhr 
Bruckhausen - vom Industriebiotop zum Grüngürtel. Tonbildschau. 15 Min., 2015. 
Geschichte(n) des Stadtteils Bruckhausen über einem Zeitraum von rund 60 Jahren. 
Bruckhausen. Ein Stadtteil kämpft. Film von Jörg Boström, Werner Busch, Eckhard Möl¬ 
ler, 1976,46 Min. Künstlergruppe PSR im Auftrag der Gemeinde des Pastors Michael Höhn. 
(Kostenbeitrag 10 Euro/ermäßigt 3 Euro oder Spende) 


Lieder aus dem Pütt 

Zeitreise in die Geschichte der Arbeiterbewegung 


Zugegeben, allein von der Aufmachung 
her hat das neue Album von Frank Bai- 
er einen nostalgischen Touch: es ist kei¬ 
ne CD, sondern eine Vinyl-Schallplatte, 
und der Pappdeckelumschlag ist geta- 
ckert (wie er es bei einer alten „Ton- 
Steine-Scherben“-Platte liebt). 

Die Liedauswahl, die Frank Bai- 
er live eingespielt hat (leider lässt die 
Aufnahme das vorhandene Publikum 
weitgehend vermissen), hat allerdings 
weniger mit Nostalgie zu tun, sondern 
eher mit historischer Aufarbeitung 
und Bewahrung von Arbeiterliedkul¬ 
tur: Die eingespielten 20 Songs gehö¬ 
ren zum proletarischen Liedgut einer 
der größten und kämpferischsten Koh¬ 
leregionen der Republik, dem Ruhrge¬ 
biet: „Gesänge des Ruhrgebietes 1870- 
1980“ heißt das Album. 

Mit der Veröffentlichung knüpft 
Frank Baier an eine seiner Stärken an, 
nämlich historisches Material aus der 
Geschichte der fortschrittlichen und 
proletarischen Kultur neu aufbereitet 
zu präsentieren (im Jahr 2006 erhielt 
er gemeinsam mit der Gruppe „Die 
Grenzgänger“ den Preis der deutschen 
Schallplattenkritik für die CD-Pro¬ 
duktion „Lieder der Märzrevolution 
1920“). 

Frank Baier gehört zu den bedeu¬ 
tenden politischen Liedermachern von 
Rhein und Ruhr seit den Sechzigern. 
Sein Name steht neben Fasia Jansen 
(mit der er befreundet war) und Die¬ 
ter Süverkrüp. Er war auf Burg Wal¬ 
deck dabei ab 1966, begann mit Skiffle 
(wie viele in dieser Zeit), trat mit sei¬ 
ner ersten Gruppe „Kattong“ oft mit 
den „Scherben“ auf, bekannt wurde er 
in den 70ern mit Walter Westrupp als 
Gesangsduo „Baier Westrupp“. 

Beim Anhören der Scheibe unter¬ 
nimmt man eine Zeitreise in die Ge¬ 
schichte der Arbeiterbewegung. Cha¬ 
rakteristisch für viele Lieder ist übri¬ 
gens, dass sie oft nach Vorlagen von 
Volksliedern gedichtet oder parodiert 
wurden. So illustriert ein Liedtext nach 
der Volksweise „Nun ade, du, mein 
lieb Heimatland“ die Lebensweise von 
Bergarbeiterfamilien um 1900 („Bei 
uns im Kohlenpott“). Auch der erste 
Titel auf der LP ist eine Nachdichtung 
des ältesten und bekanntesten Bergar¬ 
beiterliedes (seine Ursprünge gehen 
bis ins 16. Jahrhundert zurück) „Glück¬ 
auf, der Steiger kommt“. 

Der Text ist eine knallharte Abrech¬ 
nung mit der Fron der Bergarbeit über 
Jahrhunderte, entstanden ist er in den 
30er Jahren: 

„ Glückauf, Glückauf! Der 

Ruhrkumpel spricht: 

Dreißig Jahre lang hast du mich 
beschissen. 



Über Tag, unter Tag, bei Tag und 
bei Nacht. 

Dann hast du mich raus auf die Straße 
geschmissen! 

Und das hast, oh Herr, du recht so 
gemacht!“ 

Einher mit den harten, unmenschlichen 
Bedingungen der Bergarbeit über Jahr¬ 
hunderte gingen schlimme Grubenun¬ 
glücke. Ein Bänkellied (Verfasser un¬ 
bekannt) aus dem Jahr 1925 erzählt von 
einer solchen Katastrophe, von Trauer 
und Zorn der Überlebenden und Fa¬ 
milien, weil die Ursache bei allen Ber¬ 
gunglücken immer die gleiche war und 
ist: der Profit für die Grubenbesitzer: 

„1925 - ach das war ein Unglücksjahr 
136 Knappen - waren’s am 
11 . Februar... 

... doch die Aktien steigen weiter - 
grad als müsste das so sein. 
Trotz der 136 Toten - 

auf der Zeche Minister Stein.“ 

Die Auswahl der Lieder (die Frank 
Beier entweder mit Akkordeon oder 
Gitarre begleitet) geht bis in die Zeit 
der historischen Kämpfe der Arbeiter¬ 
bewegung Ende der 1970er. 

Das Lied „Rheinpreußen ruft 
Alarm“ hat einen harten Arbeitskampf 
begleitet, die Uraufführung war im Fe¬ 
bruar 1979 beim Hungerstreik vor dem 
Duisburger Rathaus. 

Frank Baier hat die Lieder aus dem 
Liederbuch „Ruhr - Glück auf“ und 
aus seinem eigenen Archiv zusammen¬ 
getragen. - Genau genommen ist das 
Album ein Stück Geschichte der Ar¬ 
beiterbewegung durch Arbeiterkultur. 
Alle Songtexte (in LP-Großformat!), 
mit historischen Fotos und Faksimile- 
Abdrucken von Flugblättern liegen der 
LP bei. Werner Lutz 

Die LP kann für (angemessene) 24 Euro 
beste111 werden u nter www.j umpup.de 


Anzeige 


MANIFESTUCHES Verlag Wiljo Heinen 


Dieser Bildband, wenn daruntergelegt, macht aus jeder 
Tanne oder Fichte eine progressive. (Das funktioniert 
auch für Tannengrün und Kerzenschein!) 


Wessen 
Straße 
ist die 
Straße * 



Wessen Straße ist die Straße? 

Fotografien von Yusuf Beyazit 
Klappenbroschur, 

20 cm x 20 cm, 64 Seiten s/w 
ISBN 978-3-95514-902-4 

Für 12,- € im Buchhandel 


Yusuf Beyazit ist ein »photo- 
grapher in solidarity«. Seine 
Bilderzeigen Menschen, die 
immer wieder kraftvoll die 
Frage stellen, wessen Welt 
die Welt denn sei. 

Seine Fotografien von Ge¬ 
sichtern des Widerstandes 
entstehen beim Dabeisein - 
auch das zeichnet sie aus. 

In ihrem Vorwort erzählt 
Gabriele Senft, was sie mit 
Yusuf verbindet. 

Dieser Band entstand als 
Katalog zur Ausstellung 
in der Galerie der Zeitung 
»junge Welt«. 


Unser Internet-Laden: www.gutes-lesen.de 
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„Es hat sich auf jeden Fall gelohnt, uns in den Stadtrat zu wählen“ 

Interview mit Johannes Pöhlmann, Stadtrat der „erlanger linke“ 


1 » 

rJtf 



Foto: Erlanger Rot 


Protestaktion gegen ein sechstes Gewerbegebiet in Frauenaurach vor der konstituierenden Sitzung des jetzigen Stadtrates 
im Mai 2014. Rechts auf dem Foto Johannes Pöhlmann, links von ihm der zweite Stadtrat der„erlanger linke“, Anton 
Salzbrunn. 


Frage: Die „erlanger linke“ ist vor ein¬ 
einhalb Jahren vor allem deshalb in den 
Stadtrat gewählt worden, weil sie sich für 
die sozial Benachteiligten in Erlangen 
einsetzen wollte. Wie zeigt sich das in 
eueren Anträgen zum Haushalt 2016? 

Johannes Pöhlmann: Wir versuchen, 
über den Haushalt eine Umverteilung 
von oben nach unten durchzusetzen. 
Wir wollen die Gewerbesteuer auf den 
Münchner Satz erhöhen. Das würde 
etwa zehn Millionen Euro mehr in die 
Stadtkasse bringen. Die könnte man 
z.B. für städtischen Wohnungsbau mit 
günstigen Mieten ausgeben. Ein ande¬ 
rer Antrag von uns zielt darauf, die Ho¬ 
norare an der Volkshochschule für die 
deutlich unterbezahlten Dozentinnen 
auf Tarifniveau zu erhöhen. Wir for¬ 
dern, dass Bürgerinnen, die den jetzt 
kommenden „Erlangen-Pass“ erhal¬ 
ten, nur drei Euro Eintritt bei städti¬ 
schen und privaten Kulturveranstaltun¬ 
gen bezahlen müssen. 40 000 Euro im 
Haushalt wollen wir für unabhängige 
Arbeitslosenberatungsstellen. Mittel, 
die die Stadt beim Streik der Erziehe¬ 
rinnen eingespart hat, sollen, wenn es 
nach uns geht, voll an die Eltern ausge¬ 
zahlt werden. Wir waren übrigens die 
Einzigen im Stadtrat, die die Resoluti¬ 
on des DGB Erlangen zum Streik un¬ 
terstützt haben. 

Frage: In der Presse liest man fast nur 
Gutes über den Umgang der Stadt mit 
den Flüchtlingen. Ist das die Wirklich¬ 
keit? Das kostet alles viel Geld. Wie habt 
ihr das in eueren Haushaltsanträgen un¬ 
tergebracht? 

Johannes Pöhlmann: In Wirklich¬ 
keit läuft es in Erlangen besser als in 
manch anderer Stadt. Doch wie OB Ja- 
nik selbst sagt, ist die Unterbringung 
der Flüchtlinge am unteren Rand des 
Vertretbaren. So verlangen wir, dass 
der Bund der Stadt fünf Millionen 
Euro überweist, um hier das Notwen- 


Einige meiner Vorredner haben in ih¬ 
ren Reden das Thema „Flüchtlinge“ an¬ 
gesprochen. Bertolt Brecht war es, der 
in einem Gedicht sagte: Lasst uns das 
tausendmal Gesagte immer wieder sa¬ 
gen. 

60 Millionen Menschen sind welt¬ 
weit auf der Flucht! Die Ursachen hier¬ 
für sind Armut, Verfolgung, Naturka¬ 
tastrophen und Kriege. Also müssen 
die Ursachen bekämpft werden und 
nicht die Flüchtlinge. Auch die deut¬ 
sche Regierungspolitik ist verantwort¬ 
lich für die Ursachen. Deutschland ist 
weltweit drittgrößter Waffenlieferant. 
Deshalb müssen wir uns dafür einset¬ 
zen, dass die Waffenexporte sofort auf¬ 
hören. Mit den eingesparten Geldern 
könnten wir helfen die bedrohten Län¬ 
der aufzubauen und den Menschen ein 
friedliches Leben zu ermöglichen. Statt 
Krieg brauchen wir Diplomatie! 

Auch Papst Franziskus kritisier¬ 
te unlängst den Export von Waffen. 
Er geschehe „einfach um des Geldes 
willen“. Karl Marx nannte es Kapita¬ 
lismus. Er rief dazu auf „keine Angst 
vor Fremdem“ zu haben und forderte 
eine „menschliche, gerechte und brü¬ 
derliche“ Verhaltensweise. In Heiden¬ 
heim gibt es viele Menschen, die sich 
um die Flüchtlinge kümmern und ih¬ 
nen helfend zur Seite stehen. Diesen 
Menschen gehört unser aller Dank. 

Die Armut in unserem reichen 
Land wächst stetig. Deshalb auch mein 
erneuter Antrag an den Gemeinderat, 
einen Armutsbericht für Heidenheim 
zu erstellen. 

Insgesamt lebten im vergangenen 
Jahr in Deutschland 16,5 Millionen 
Menschen an der Armutsgrenze. Be¬ 
sonders die Altersarmut ist nach dem 
„Schuldneratlas 2015“ (Wirtschaftsaus¬ 
kunftei Creditreform) eine besonders 
schwerwiegende Form der Armut. 

Wie sieht es in unserer Stadt Hei¬ 
denheim aus? Das sollte uns Stadträtin- 


digste zu finanzieren. Die Erlanger 
SPD und die CSU brauchen nur ihre 
Kanzlerin in Berlin anzurufen, damit 
das Geld fließt. Wir konnten uns gegen 
die Stadtratsmehrheit nicht durchset¬ 
zen, dass die Stadt sich juristisch gegen 
Abschiebungen wehrt. Wir vermissen 
auch eine deutliche Positionierung der 
Stadtspitze und des Stadtrats gegen die 
weitere Beschneidung des Asylrechtes. 

Frage: Kein Stellenabbau, im Gegenteil 
mehr Stellen bei der Stadt, ist auch ein 
Anspruch der „erlanger linke“ Stellt ihr 
dazu Anträge? 

Johannes Pöhlmann: In einem unserer 
Anträge zum Haushalt fordern wir zu 
den vorhandenen sieben Stellen wei¬ 
tere elf für Flüchtlingssozialarbeiter. 
Damit würde man nur den Betreuungs¬ 
schlüssel der Bayerischen CSU-Staats- 
regierung einhalten. Wir lehnen auch 
Stellen ab. So haben wir eine Viertel¬ 
stelle im Sozialamt abgelehnt, die mit 


nen und Stadträte schon interessieren. 
Aber der Oberbürgermeister meint, 
einen Armutsbericht zu erstellen wäre 
die Aufgabe des Landkreises. 

Es gibt einige Schlagzeilen, die 
jüngst in der Heidenheimer Zeitung zu 
lesen waren. Damit meine ich nicht den 
VW-Betrugsskandal. Nicht die Fuß¬ 
ballweltmeisterschafts-Affäre. Nicht 
die Verstrickung der Behörden oder 
des Verfassungsschutzes im Netz der 
NSU-Verbrechen oder die Ausspähung 
durch den BND. Diese Vorkommnisse 
sind an Verantwortungslosigkeit kaum 
zu überbieten. 

„Bezahlbare Wohnungen“ ist so 
eine Schlagzeile. In unserem reichen 
Deutschland fehlen davon mindestens 
fünf Millionen. Auch in Heidenheim! 
Hier sollten wir aktiv werden. Beson¬ 
ders im Hinblick auf die zunehmenden 
Flüchtlingszahlen. Bezahlbares Woh¬ 
nen für alle! Auch dazu gibt es von mir 
einen Antrag. 

Unser größter Betrieb (Voith) bau¬ 
te viele Arbeitsplätze ab. 


der Zunahme von Widersprüchen und 
Klagen durch Hartz-IV-Empfängerln- 
nen begründet wurde. Die Stadt soll¬ 
te stattdessen aussichtsreichen Wider¬ 
sprüchen stattgeben, anstatt es auf ei¬ 
nen Prozess ankommen zu lassen. Wir 
brauchen dringend die Rekommunali- 
sierung der Gebäudereinigung. Dafür 
brauchen wir mindestens zehn zusätz¬ 
liche Stellen, die wir beantragt haben. 

Frage: Mehr Demokratie im Stadtrat 
und in der Stadt habt ihr euch auf euere 
Fahnen geschrieben. Konntet ihr davon 
schon was umsetzen? 

Johannes Pöhlmann: Wir versuchten, 
bei der Diskussion der Geschäftsord¬ 
nung des Stadtrats einen gläsernen 
Stadtrat durchzusetzen, scheiterten 
jedoch. Zum Beispiel wollten wir das 
Abstimmungsverhalten der Fraktionen 
protokollieren und auf der Internet- 
Seite der Stadt veröffentlichen lassen, 
damit alle Bürger erkennen können, 


Der ÖPNV wird teurer. In Heiden¬ 
heim, weil Schülerfahrten rückgängig 
sind. Auf Landesebene, weil mehr Men¬ 
schen den ÖPNV nützen. 

Unser Klinikum ist seit Jahren in fi¬ 
nanzieller Not. Die medizinische Ver¬ 
sorgung ist lebenswichtig für uns Men¬ 
schen. 

Die Elternbeiträge für Kitas steigen 
kontinuierlich, anstatt zu sinken. Wie 
man zu einem kostengünstigeren oder 
sogar kostenlosen Kindergartenange¬ 
bot kommen könnte, dazu sollte sich 
der Gemeinderat einmal Gedanken 
machen. Es gibt in einigen Bundeslän¬ 
dern kostengünstige ja sogar kostenlo¬ 
se Kindergärten. 

Diese genannten Schlagzeilen 
sind grundlegende Bedürfnisse in die 
wir - im Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger - vorrangig investieren 
müssen. 

Dann erst hätten wir „Leuchttür¬ 
me“ die unsere Stadt wirklich überall 
bekannt machen und neue Bürgerin¬ 
nen anlocken würden. 


[wofür oder wogegen ihre Stadträ- 
tlnnen sind. Wir wollten durchsetzen, 
dass die Haushaltsberatungen für die 
Bürgerinnen transparenter werden. 
So sollen alle Abstimmungsunterla¬ 
gen öffentlich zugänglich ins Internet 
gestellt werden. Platzeinschränkungen 
bei Infoständen, Kundgebungen und 
öffentlichen politischen Veranstaltun¬ 
gen sollen abgeschafft werden. Wir wol¬ 
len auch das Plakatierungsmonopol der 
politischen Parteien abschaffen. Wir 
wollten die Bürgerfragestunde aufwer¬ 
ten. So wollten wir Bürgerfragestunden 
mit Antragsrecht in Ausschusssitzun¬ 
gen. Deutliche Mehrheiten im Stadtrat 
haben das verhindert. Aktuell ärgern 
wir uns über den Missbrauch der Nicht¬ 
öffentlichkeit von Sitzungen aller Art 
im Stadtrat. Wenn ihnen etwas peinlich 
ist, erklären sie ganz schnell die Nicht¬ 
öffentlichkeit. 

Frage: Wer den Reichen nichts nimmt, 
kann den Armen nichts geben. Eine alte 
Weisheit. Selbst die Asozialen von der 
CSU sehen das so, wenn sie davon spre¬ 
chen, dass man den Kuchen nur einmal 
verteilen kann. Wie setzt ihr denn diesen 
Anspruch in eurer Stadtratsarbeit um? 

Johannes Pöhlmann: Die von uns ge¬ 
forderte Gewerbesteuererhöhung trä¬ 
fe vor allem die Großunternehmen wie 
Siemens oder Areva. 54 Prozent aller 
Betriebe zahlen überhaupt keine Ge¬ 
werbesteuer. Weniger als zwei Prozent 
der Betriebe zahlen über 100 000 Euro. 
Der aktuelle Einnahmeausfall von 15 
Millionen Euro zeigt, dass sich Groß¬ 
betriebe mit Tricksereien zu leicht arm 
rechnen können. Das verdanken sie den 
Steuergeschenken der „rot-grünen“ 
Schröder-Fischer-Regierung. Damit 
muss endlich Schluss gemacht werden. 
Wir fordern eine Nahverkehrsabgabe 
wie z.B. in Frankreich. Dort müssen 
Betriebe mit bezahlen für den Nah¬ 
verkehr, von dem sie auch profitieren. 
Beim Strompreis wollen wir den güns¬ 
tigen Großkundentarif für alle Bürge¬ 
rinnen, somit keine Privilegierung der 
Großunternehmen. Das Geld, das die 
Stadt für den Bau einer neuen Hand¬ 


ballhalle ausgeben will, muss für soziale 
Zwecke eingesetzt werden. Eine Hand¬ 
ballhalle für einen Profi-Handball-Club 
braucht keine allein erziehende Mutter 
oder eine Rentnerin mit Schmalspur¬ 
rente. 

Frage: Wir brauchen mehr Arbeitsplät¬ 
ze, tönt es aus dem Rathaus von allen 
Parteien. Nur schallt damit gleichzei¬ 
tig der Ruf nach mehr Gewerbegebie¬ 
ten, also mehr Zerstörung von grünen 
Naherholungsgebieten und wertvollem 
Ackerland. Was habt ihr denn da zu bie¬ 
ten? 

Johannes Pöhlmann: In Erlangen ha¬ 
ben wir fast mehr Arbeitsplätze als Ein¬ 
wohner. 64 000 Menschen fahren jeden 
Morgen aus dem Umland in die Stadt. 
Wir brauchen mehr Arbeitsplätze in 
der gesamten Region, insbesondere in 
Nürnberg und Fürth. Erlangen hat sich 
unter Balleis auf Kosten der Nachbar¬ 
städte die Butter vom Brot geholt. Jetzt 
ist man Opfer seines „Erfolgs“ und hat 
eine riesige Wohnungsnot. Wir brau¬ 
chen keine weiteren Gewerbegebiete. 
Wir müssen die vorhandenen Gewer¬ 
begebiete besser nutzen, d.h. mehrstö¬ 
ckige Bebauung und keine flugfeldgro¬ 
ßen Parkplätze mehr. Wir wollen die 
wenigen Freiflächen erhalten, die wir 
in Erlangen noch haben. So am Geis¬ 
berg in Frauenaurach - für die Naher¬ 
holung der Menschen. Die Stadt gibt 
eine „Direktvermarkter“-Broschüre 
heraus und will gleichzeitig den stadt¬ 
nah produzierenden Bauern die Äcker 
wegnehmen - welch ein Widersinn! 

Frage: Ihr seid nur zwei im Stadtrat, du 
und Anton Salzbrunn. Damit seid ihr 
nicht einmal eine Fraktion, habt also 
entschieden weniger Rechte als die an¬ 
deren Stadtratsparteien und -gruppen. 
Wie wirkt sich das auf eure Arbeit aus 
und was könnt ihr trotzdem erreichen? 
Hat es sich gelohnt, euch in den Stadtrat 
zu wählen? 

Johannes Pöhlmann: Wir haben kein 
Stimmrecht in den Ausschüssen. Das 
ist undemokratisch. Wir erfahren nicht, 
was z.B. bei der GeWoBau oder den 
Stadtwerken passiert. Wir können aber 
in den Ausschüssen unseren Stand¬ 
punkt klar machen. Unsere Arbeit zeigt 
Wirkung. So werden unsere Anträge 
zwar erst einmal abgelehnt, tauchen 
dann nach einer Schamfrist teilweise 
als Anträge von SPD und Grüner Liste 
wieder auf. Niemand außer uns bringt 
die sozialen Probleme dieser Stadt im 
Stadtrat so deutlich auf den Punkt. Wir 
sind die einzigen Stadträte, die eine kla¬ 
re gewerkschaftliche Position im Stadt¬ 
rat vertreten. Wir können und wollen 
das eigenständige politische Handeln 
aktiver Bürgerinnen und Gruppen 
nicht ersetzen, sondern bieten an, ihre 
politische Arbeit und ihre Kämpfe im 
Stadtrat zu unterstützten. Dieses Wahl¬ 
versprechen haben wir eingelöst. Es hat 
sich auf jeden Fall gelohnt, uns in den 
Stadtrat zu wählen. 

Die Fragen stellte Hans Hoyer 
gekürzt aus:„Erlanger Rot“, 
Zeitung der DKP Erlangen, November 2015 


Keine Stromsperren im Winter! 

Antrag von Michael Beltz, Fraktion „Die Linke“, 
an das Gießener Stadtparlament 


„Der Magistrat wird gebeten, über 
die Stadtwerke Gießen dafür zu sor¬ 
gen, dass zumindest in den Winter¬ 
monaten der Strom für säumige Zah¬ 
ler nicht abgestellt wird, lautet ein 
aktueller Antrag von Michael Beltz 
an das Gießener Stadtparlament. In 
der Begründung heißt es: „344 798 
Haushaltskunden wurde im Jahr20i3 
der Strom abgeklemmt. Das waren 
23 000 Sperrungen mehr als 2012 und 
33 000 mehr als 2011 .(Mieter-Zeitung 
1/2015) - Es ist nicht zumutbar, dass 
Menschen, die aus unterschiedlichen 
Gründen verarmt sind, in unserem rei¬ 
chen Land frieren müssen, während 
die Wohlhabenden sich im Süden in 


die Sonne legen können. Energiesper¬ 
ren im Winter sind eine unmittelbare 
Gefahr für Leib und Leben der Betrof¬ 
fenen und daher mit den Sozialstaats¬ 
prinzipien unvereinbar.“ 

Dieser Antrag sei doch völlig über¬ 
flüssig, meinten SPD und Grüne in 
der Ausschuss-Sitzung. Bevor es so 
weit komme, gebe es Mahnungen, 
Ratenangebote und differenzierte 
Verfahren, so dass eine Stromabstel¬ 
lung eigentlich unmöglich sei. Den¬ 
noch einigte man sich darauf, dass 
zur nächsten Sitzung des Sozialaus¬ 
schusses ein Vertreter der Stadtwer¬ 
ke eingeladen wird, der dann genau 
Auskunft geben soll. 


Wir brauchen einen Armutsbericht 

Aus der Haushaltsrede von Reinhard Püschel, DKP-Stadtrat in Heidenheim 



Der Kreisvorsitzende der DKP Heidenheim, Wilhelm Benz (links) und DKP- 
Stadtrat Reinhard Püschel. 
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Mit Herz und Stimme für das Volk, gegen Rassismus 

„Grup Yorum“ trotzt Verboten und Repression 


Eine Stimme und ein Herz gegen Rassismus - unter diesem Motto fand am 
14. November in der König-Pilsener-Arena in Oberhausen ein mitreißendes Kon¬ 
zert der linken türkischen Band „ Grup Yorum“ nebst Freunden statt. Trotz poli¬ 
tisch bedingter Schikanen des türkischen Regimes in Kumpanei mit den 
deutschen Behörden konnte das Konzert stattfinden und mehr als 10 000 begeis¬ 
terte, mehrheitlich türkische Fans, waren gekommen und feierten ein linkes Fest 
der Solidarität. 

Die deutschen Behörden hatten im Vorfeld ein Einreiseverbot verfügt und sich 
damit wieder als treueste Verbündete des faschistoiden AKP-Regimes erwiesen. 
Obwohl nur ein Mitglied der türkischen Stammbesetzung auf der Bühne stand, 
konnte das Konzert mit Hilfe in Deutschland lebender befreundeter Musikerin- 
nen und Musiker stattfinden. 

Eine logistische Meisterleistung unserer türkischen Freundinnen und Freunde war 
dieses Fest außerdem. Fast alles vom Kartenverkauf über Einlasskontrolle, Ord¬ 
ner und Verpflegung wurde in Eigenregie durchgeführt. Find es war ein mitreißen¬ 
des, kämpferisches politisches Kulturprogramm auf hohem musikalischem Ni¬ 
veau mit bis zu über 30 Mitwirkenden auf der riesigen Bühne. Ein wahres linkes 
fortschrittliches Fest der Solidarität, wie wir es auch vomFlZ-Pressefest kennen. 
t/Z sprach mit einem Mitglied der Gruppe, die vor Kurzem ihren 30. Geburtstag 
feierte, über den Aufbau, die Inhalte und Ziele von „ Grup Yorum“. 



UZ: Euer Konzert „Ein Herz und eine 
Stimme gegen Rassismus“ hat stattge¬ 
funden. Find das, trotzdem das deutsche 
Konsulat der Gruppe Grup Yorum das 
Einreisevisum verweigert hatte, weil elf 
der zwölf Musiker aus der Stammbeset¬ 
zung Ihrer Gruppe in einer Datenbank 
der Schengen-Staaten aufgeführt werden, 
in der unter anderem im Schengen-Raum 
„unerwünschte“ Personen gespeichert 
werden. Was war der wirkliche Grund 
für die Verweigerung der Einreise? 

Grup Yorum: Wir sind zig Mal nach 
Europa eingereist. Dieses Jahr waren 
wir bereits in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und anderen europäischen 
Ländern. Wir stießen dabei auf keiner¬ 
lei Hürden, die unsere Einreise in den 
Schengen-Raum verhindert hätten. Wir 
haben erst jetzt davon erfahren, uns 
ist auch nicht bekannt, ob es ein Ver¬ 
bot gibt oder nicht, denn es wurde uns 
nicht offiziell mitgeteilt. Das deutsche 
Konsulat hat uns nur mitgeteilt, dass es 
Maßnahmen ergreifen werde, um unse¬ 
re Einreise in die Schengen-Staaten zu 
verhindern. 

Der Grund, weshalb Deutschland 
und andere europäische Länder unse¬ 
re Einreise behindern, ist unsere Ge¬ 
sinnung. Es stört sie, dass wir unse¬ 
re Ansichten mit unseren Liedern auf 
Konzerten zur Sprache bringen. Wir ver¬ 
anstalten in Deutschland seit vier Jah¬ 
ren große Konzerte gegen den Rassis¬ 
mus. Es ist der deutsche Staat, der den 
Rassismus schürt und fördert. Obwohl 
man von der Existenz der Nazi-Organi¬ 
sationen weiß und die Nazis dem Ver¬ 
fassungsschutz bekannt sind, werden 
sie nicht behindert, sondern gefördert. 
Es sind diese Nazi-Organisationen, die 
Geschäfte von Menschen aus der Tür¬ 
kei und anderen Migrantlnnen nieder¬ 
brannten und sie ermordeten. Die Ge¬ 
richte bestrafen nicht die wahren Täter. 
Nicht die deutsche Bevölkerung trägt 
die Verantwortung für diese Verbre¬ 
chen, sondern der deutsche Staat. 

Wir sind sozialistische Künstlerin¬ 
nen und bringen das in unseren Lie¬ 
dern zum Ausdruck. Wir haben ein brei¬ 
tes Publikum in Europa. Der deutsche 
Staat gibt uns kein Visum, weil wir, an¬ 
ders als bei gewöhnlichen Musikveran¬ 
staltungen, auch politisch Stellung be¬ 
ziehen. 

UZ: Vor wenigen Wochen hat Bundes¬ 
kanzlern Merkel der türkischen Regie¬ 
rung zugesagt, dass türkische Bürger in 
Zukunft leichter Visa erhalten sollen. Für 
sozialistische Musiker gilt das offensicht¬ 
lich nicht? 

Grup Yorum: Es ist für Menschen aus 
der Türkei schwierig ein Visum für 
Deutschland und den EU-Raum zu be¬ 
kommen. Seit Jahren wird über die Er¬ 
leichterung bei Visa-Erteilungen gere¬ 
det. Der deutsche Staat spricht von Frei¬ 
heit, raubt uns aber unsere Reisefreiheit 
und die Freiheit, mit unseren Fans zu¬ 
sammenzutreffen. 

UZ: Die türkische Polizei hat schon oft 
Mitglieder Ihrer Gruppe festgenommen 
und Konzerte verboten. Wie gehen Sie 
mit solchen Angriffen um? 


Grup Yorum: Unsere größte Stärke 
gegen Polizeiangriffe und Verhaftun¬ 
gen ist unsere Verbindung mit der Be¬ 
völkerung. Wir werden uns auf keinen 
Fall diesen Angriffen ergeben. Wenn 
unser Konzert verboten wird, spielen 
wir vor der Tür. Wenn unsere Mit¬ 
glieder festgenommen werden, tre¬ 
ten junge „Yorum“-Mitglieder oder 
befreundete Künstlerinnen als „Grup 
Yorum“ auf die Bühne und singen un¬ 
sere Lieder. Wir nehmen jede Gele¬ 
genheit für ein Konzert wahr. Unsere 
Lieder sind auf den Straßen aus Ta¬ 
xis und Bussen zu hören ... Menschen 
aus der Bevölkerung spielen auf ihren 
Baikonen unsere Musik ... Wir geben 
in jeder Straße rund um den geplan¬ 
ten Konzertplatz Minikonzerte. 

Gemeinsam mit befreundeten 
Künstlerinnen organisieren wir brei¬ 
te Solidarität. Wir haben Strafanzeige 
gegen den Gouverneur erstattet, der 
unser Konzert in Istanbul verboten 
hat. Wir starteten Unterschriftenkam¬ 


pagnen. Wir führten eine Aktion vor 
dem Präsidentschaftspalast in Anka¬ 
ra durch und zeigten ein Transparent. 
Klar, wir wurden festgenommen ... 
Wir gingen vor Gericht, um das Kon¬ 
zertverbot aufzuheben. 

Wenn wir also mit Behinderun¬ 
gen konfrontiert sind, setzen wir ei¬ 
nerseits rechtliche Mittel ein, ande¬ 
rerseits protestieren wir unter dem 
Motto „Jene, die die Lieder einer 
Nation machen, sind stärker als die, 
die Gesetze machen“ dagegen. Was 
auch immer geschieht, wir halten un¬ 
ser Konzert ab. 


UZ: Im April verbot die Erdogan-Re- 
gierung euer „ Volkskonzert“ in Istanbul, 
im vergangenen Jahr waren zu diesem 
Konzert über eine Million Menschen ge¬ 
kommen. Ihr habt erklärt: „ Wo das Volk 
ist, ist ein Auftrittsgelände von Grup Yo¬ 
rum.“ Wie konntet ihr trotz Wasserwer¬ 
fern und Straßenschlachten spielen? 

Grup Yorum: Trotz der Polizeiatta¬ 
cken haben Zehntausende Menschen, 
ganze Familien, unser Konzert be¬ 
sucht. Tausende Polizisten verstell¬ 
ten den Zugang zum Konzertgelände. 
Wir konnten nicht auf den Konzert¬ 
platz, konnten unsere Bühnenanlage 
nicht aufbauen. Wir haben dann in 
allen Straßen Konzerte abgehalten. 
Wir konnten nicht überall sein, aber 
die Bevölkerung sang überall unsere 
Lieder und tanzte dazu. Sie haben die 
Menschen angegriffen, die sangen und 
tanzten. Unsere Konzerte sind mehr 
als nur Vergnügungsorte. Die Polizei 
greift uns an, weil wir den Menschen 


Hoffung geben, wir ermutigen sie, Wi¬ 
derstand zu leisten. Obwohl dieses 
Jahr die Gouverneure versuchten un¬ 
sere Konzerte zu verbieten, haben wir 
mit einem Gerichtsbeschluss auf den 
Plätzen der fünf größten Städte unser 
30. Jubiläum mit großen „Volkskon¬ 
zerten“ gefeiert. 

UZ: Inzwischen gibt es Grup Yorum 
seit 30 Jahren - was sind die wichtigsten 
Schlussfolgerungen, die Sie aus dieser 
Geschichte ziehen? Offenbar schafft es 
Grup Yorum ja, innerlinke Konflikte zu 
überwinden. 


Grup Yorum: Was wir vor allem aus un¬ 
serer 30-jährigen Geschichte schließen 
können ist, dass Künstlerinnen einen 
starken Bund mit dem Volk schließen 
und den Lebensstil des Volkes führen 
müssen. Wir kommen aus dem Volk und 
wir haben gesehen, wie wichtig es ist, 
auch Kinder zu „Künstlern des Volkes“ 
auszubilden. Darum werden wir immer 
beliebter und stärker. Die Zahl unserer 
Zuhörerinnen steigt ständig. Während 
Grup Yorum anfangs nur von der linken 
Szene gehört wurde, ist sie mittlerweile 
die Gruppe, welche die meistbesuchten 
Konzerte des Landes veranstaltet. 

Yorum-Konzerte werden von allen 
Teilen der Linken und der Bevölkerung 
besucht. In der Schwarzmeerregion, wo 
der türkische Nationalismus stark ange¬ 
kurbelt wird, veranstalteten wir Konzer¬ 
te mit einer starken Aussagekraft. Auch 
in den kurdischen Regionen veranstal¬ 
ten wir große Konzerte, die von Massen 
besucht werden. 

Wir sind keine Nationalisten, wir 
stehen auf der Seite der unterdrückten 
Völker. Aus unserer eigenen Praxis se¬ 
hen wir, dass eine sozialistische, realisti¬ 
sche Kunst richtig ist. Wir leben das. Ge¬ 
nau das jagt der AKP-Regierung Angst 
ein. Wir sehen, dass wir auf dem richti¬ 
gen Weg sind. 

Künstlerinnen sollten Kunst für das 
Volk machen, nicht für die Musikin¬ 
dustrie. Künstlerinnen, die im Volk or¬ 
ganisiert Musik machen, kennen keine 
Grenzen und Einschränkungen, sind 
frei. 

UZ: Sie sehen sich in der Tradition zum 
Beispiel von Inti Illimani aus Chile. Was 
heißt das für Ihre Musik? 

Grup Yorum: Als wir vor 30 Jahren 
begonnen haben, war Inti Illimani ein 
wichtiges Beispiel für uns. Wie Mikis 
Theodorakis in Griechenland, Victor 
Jara in Chile usw. Wir haben unter die 
Lupe genommen, wie sie revolutionäre 
Musik betreiben. Wir haben Künstle¬ 
rinnen wie Brecht, Majakowski, Gor¬ 
ki, Wapzarow analysiert. Und wir le¬ 
sen auch weiterhin, bilden uns fort. 
Wir singen die alten Lieder nicht aus 
Nostalgie. Wir singen sie für heute, für 
morgen. 

Mittlerweile reicht es musikalisch 
nicht mehr aus, allein das traditionel¬ 
le Baglama zu spielen. Auf der ganzen 
Welt hat sich die Musik stark weiterent¬ 
wickelt. Wir haben unsere Musik mit 
dem Hinzufügen der Gitarre, Schlag¬ 
zeug, E-Gitarre und Dreier-, Fünfervo¬ 
kalen bereichert, um eine facettenrei¬ 
chere Musik anzubieten. In der Türkei 
hatten wir Vorgänger. Wir haben die von 
diesen begründete Tradition weiterge¬ 
führt, eine neue musikalische Richtung 
entwickelt. Wir haben die Volkslieder 
nicht in ihrem Kern verändert, aber mit 
einem Rocksound ergänzt. Zudem gab 
es symphonieartige Ergänzungen, was 
die Musik sehr bereichert. Mit diesen 
musikalischen Erweiterungen haben 
unsere Lieder eine viel größere Wir¬ 
kungskraft. 

UZ: Ihr letztes Album haben Sie dem 
Volkssänger Ruhi Su gewidmet. Sie nen¬ 
nen ihn Ihren Lehrer - welche Bedeu¬ 


tung hat die Tradition der Volksmusik 
für Sie? 

Grup Yorum: Für unsere Musik ist es 
sehr wichtig, was revolutionäre Künstle¬ 
rinnen produziert haben. Von jedem/je- 
der Einzelnen lernen wir Neues, was un¬ 
serem Volk Hoffnung geben kann. Was 
aber weitaus wichtiger ist, wir haben uns 
nicht von den anatolischen Wurzeln ab¬ 
gewendet. In Anatolien gibt es eine star¬ 
ke Tradition der Dichter. Von der Zeit 
der Osmanen bis heute haben Volks¬ 
dichter Lieder gesungen und dem Volk 
Hoffnung gemacht. Sie wurden verfolgt, 
gefoltert, hingerichtet. 

Grup Yorum hat wunderbare Stücke 
aus dieser tausendjährigen Dichtertra¬ 
dition gesammelt und in die Gegenwart 
getragen. Die progressivsten Volksdich¬ 
ter tauchen auf der Bühne von Grup Yo¬ 
rum auf. Sie tragen ihre Volkslieder nicht 
nur zur Unterhaltung vor, sie berichten 
von der Geschichte. In dieser Geschich¬ 
te gibt es Massaker gegen das Volk, aber 
auch Widerstand. Es gibt wunderba¬ 
re Liebesgeschichten, Liebeslieder, die 
von Treue, Loyalität und einer starken 
Bindung erzählen. Künstlerinnen sollten 
die Kultur, Musik und Geschichte ihres 
Volkes kennen, sie weiterentwickeln und 
die Welt damit beschenken. Genau das 
versuchen wir zu erreichen und es gibt 
immer noch viel zu lernen. 

UZ: Sie sagen, Sie hätten aus der tradi¬ 
tionellen Musik Anatoliens und westli¬ 
chen Einflüssen einen neuen, progressi¬ 
ven Musikstil geschaffen. Was heißt das, 
worin drückt sich das Neue aus? 

Grup Yorum: Die traditionelle, anatoli- 
sche Musik wird nur mit einem Instrument 
gespielt. Ein Sänger trug in derselben 
Tonlage zur Baglama seine Volkslieder 
vor. Mit der Entwicklung in der Indust¬ 
rie, Kommunikation, dem temporeicheren 
und komplexeren Lebensstil unseres Vol¬ 
kes, reichte diese Musik nicht mehr aus. 
In den 70ern fand die Rock- und Popmu¬ 
sik ihren Einzug. Die klassische Musik be¬ 
stand weiterhin, verlor aber an Einfluss. 
Der neuen Generation, der Jugend reichte 
diese Musik nicht mehr aus. 

Gleichzeitig kam es zu einem großen 
Zerfall, die Musik begann einen Lebens¬ 
stil zu beschwören, den unser Volk als 
falsch empfand. Die Volksmusik, die da¬ 
gegen hielt, war zu schwach. Es wuchs eine 
Jugend heran, welche die westliche Musik 
blind vergötterte und die traditionelle Mu¬ 
sik geringschätzte. 

Während die Musik auf der ganzen 
Welt schnell fortschreitet und industria¬ 
lisiert wird, halten wir nicht an der tradi¬ 
tionellen Musik von vor 100 Jahren fest, 
sonst hätte unsere Musik nicht so eine 
Verbreitung gefunden. Die Musik entwi¬ 
ckelt sich weiter wie ein lebendiger Or¬ 
ganismus. 

Gegenwärtig haben wir Songs ge¬ 
schrieben, die den Widerstand unseres 
Volkes gegen den Imperialismus und Fa¬ 
schismus thematisieren. Wir erzählen von 
Revolutionären, die in diesem Kampf ge¬ 
fallen sind. Werden a cappella vorgetra¬ 
gen, manche symphonisch, manche als 
Marschlieder. Wir legen uns nicht in eine 
Richtung fest. Wir machen revolutionäre 
Musik. 


Das Konzept von Grup Yorum 

Grup Yorum unterhält das Kulturzentrum“ldir. Es trägt den Namen unserer 
Genossin Ayce Idil Erkmen, einer Musikerin und Theaterkünstlerin, die 1996 im 
Todesfasten gegen die Isolationsgefängnisse gefallen ist. Im Rahmen unseres 
Kulturzentrums geben wir eine Kultur- und Kunstzeitschrift heraus. 

Die Geschichte unserer Zeitschrift „Tavir (Position) im Kultur- und Kunstleben“ 
reicht 35 Jahre zurück. Es gibt nur wenige Kultur- und Kunstzeitschriften in unse¬ 
rem Land mit einer so langen Geschichte. Es ist eine der ältesten sozialistischen 
Zeitschriften. Die Texte werden von Grup-Yorum-Mitgliedern und Mitarbeite¬ 
rinnen des Kulturzentrums verfasst. In der„Tavir“ veröffentlichen wir Gedichte, 
Geschichten und Bücher, die sich auf die revolutionäre Kunst beziehen. 

Idil-Volkstheater: Unsere Theatergruppe erarbeitet große Aufführungen auf 
der Bühne bis hin zum Straßentheater. Sie ist mit ihren Stücken auch schon auf 
Tournee gegangen. Ihrem Selbstverständnis nach steht sie in derTradition von 
Brecht und sozialistischen Darstellerinnen. 

Fosem ist unser Foto- und Kinoteam. Wir haben Filme gemacht, die in den Ki¬ 
nos gezeigt wurden, aberauch kurze Dokumentarfilme und Videos. Wir führen 
Fotoausstellungen durch. Beim Film „Typ F“, den wir gedreht haben, arbeite¬ 
ten wir mit den neun wichtigsten Regisseuren unseres Landes zusammen. Wir 
haben darin von den Isolationsmaßnahmen in den F-Typ-Gefängnissen in der 
Türkei erzählt. 

Orchester der „Kinder der Hoffnung“: Wir haben ein Orchester gegründet, in 
dem wir Kinder aus armen Bevölkerungsschichten ausbilden. Der bedeutende 
Orchesterchef Orhan Salliel und Konservatoriums-Schülerinnen stellen sich als 
Lehrerinnen zur Verfügung. Wir haben knapp 60 Schülerinnen, denen wir die 
Instrumente kostenlos zur Verfügung stellen. Dazu gehören Cello, Viola, Geige, 
Orchesterflöte, Klarinette, Baglama (türk. Seiteninstrument), und Pauke... Leute 
aus dem In- und Ausland haben Instrumente gespendet. 
Grup-Yorum-Volkschöre gibt es in Ankara, Izmir, Istanbul, Antalya, Hatay, Ada- 
na und Dersim. Wir geben unseren Menschen und unseren Hörerinnen in ganz 
Anatolien musikalische Ausbildung und wir arbeiten daran, einen riesigen Volk¬ 
schor zu gründen. 

In unserem Kulturzentrum verfügen wir über eine Theater- und Kinobühne, 
auf der wir Filmaufführungen und kleinere Konzerte durchführen. Außerdem 
führen wir kontinuierlich Theaterkurse, Musikkurse, Foto- und Filmkurse durch. 
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Wir gratulieren 
unserer Genossin 

Nina Hager 

Chefredakteurin der uz 

herzlich zu ihrem 
65. Geburtstag 

am 1. Dezember 2015. 


Liebe Nina, 

in deinem sozialistischen Vaterland konntest du dir dein 
umfangreiches Wissen aneignen. Das kam und kommt 
uns allen zugute. 

Als streitbar und prinzipienfest erleben wir dich seit 2006 
in der Redaktion der UZ, seit 2012 als Chefredakteurin. 
Immer Orientierung und Impulse gebend, mutest du dir 
manchmal fast zu viel zu. Wir sind dir dankbar für deine 
motivierende Klarheit und freuen uns auf die weitere Ar¬ 
beit mit dir für eine immer bessere UZ, für die Verbreitung 
der Idee einer Welt ohne Ausbeutung und krieg. 

Redaktion der uz 
Parteivorstand der DKP 



uz online lesen 

www.unsere-zeit.de 


Wir freuen uns mit der großen Familie Loch, dass 

Irmchen Loch 

am 28. November ihren 93. Geburtstag feiern kann. 
Liebe Irmchen, 

Danke für die gute Zusammenarbeit in vielen Jahren! 
Alles Gute, Glück und Gesundheit wünschen wir Dir! 

Es gratulieren ganz herzlich 

alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Hoffnungstraße 18 



stadtmassaker +++ ausstellung 19.11.-3.12. 
2015 +++ 25jahre galerie arbeiterfotografie 



+++ fotos von gerda sökeland und katrin 
Susanne gems +++ duisburg-bruckhausen 


„Ach Vater Rhein, in Duisburg- 
Nord blasen die Planer zum 

HäUSermord.“ (aus moritat vom 
häusermord von thomas rother). 
ausstellungseröffnung mit roland günter 
und pottpoet frank baier (19.11 .,19h), kalle 
für alle von recht auf stadt (27.11., 19h), 
bruckhausen-film-undton-bild-schau (3.12.,19h) 

Galerie & Verband Arbeiterfotografie 
50733 Köln : 0221 - 727 999 
Merheimer Straße 107 

arbeiterfotografie# com 



Erhardt wird 70! 

Kommunistisches Urgestein 
und unbedingt parteilich. 

Trotzdem bei vielen Aktionen der „Linkspartei" in Mönchen- 
gladbach unentbehrlich. Das geht! Wenn es darum geht die 
Fahne unserer Partei in Mönchengladbach hochzuhalten, 
dann können wir immer auf Erhardt zählen. Ob am 1. Mai 
oder bei Verteilaktionen. 

Einen herzlichen Glückwunsch an unseren Erhardt. Wir wün¬ 
schen Dir Gesundheit und noch viele Gelegenheiten die Fah¬ 
ne der Arbeiterklasse hochzuhalten. 

DKP 

Linker Niederrhein 




Unsere Genossin 

Renate Meyer-Buer 

ist 75 Jahre alt geworden. 

Deine Bremer Genossinnen gratulieren herzlichst und wün¬ 
schen aus Anlass dieses Ehrentages alles Gute, Glück und 
Gesundheit auf Deinem weiteren Lebensweg. 

Danke sagen wir für die Jahrzehnte, in denen Du gemeinsam 
mit uns für unsere Sache, die so einfach, doch so schwer zu 
machen ist, aktiv gewesen bist. Wir wünschen Dir und uns, 
dass wir dies noch lange gemeinsam tun können. 

Deine Genossinnen der DKP Bremen 


An alle, die dazu beigetragen haben, mir meinen 90. Geburts¬ 
tag so gut und vielseitig zu gestalten, 

ein ganz herzliches Dankeschön. 

Wenn ich mich umschaue komme ich mir vor wie in einem 
Blumengarten zu sitzen - dabei gehen die Gedanken zu 
Euch, den Einzelnen, die liebevolle Worte gefunden, manches 
berührt haben, was schon fast vergessen war. 

Die gute und kämpferische Musik, die Mut und Kraft gegeben 
hat. 

Noch mal vielen Dank, besonders an alle, die tatkräftig bei 
der Durchführung der Feier im Grünen Saal mitgemacht ha¬ 
ben. 

Ich werde gerne an Eurer Seite weiter für eine friedliche und 
humane Welt ohne Krieg, Rassismus und Faschismus wirken. 

Eure Erna Mayer 


Wer kann helfen? 

Für die UZ-Verteilung und die Gewinnung von neuen UZ- 
Abonnentlnnen suchen wir Helferinnen - auf Veranstaltun¬ 
gen (wie LLL Berlin) oder auch dezentral für Demos und Ak¬ 
tionen ... 

Bitte melden: 

verlag@unsere-zeit.de 
Telefon 0201 17788923 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 


Info: www.trinogga.de • Telefon: 03 98 22/29 94 88 


Wer kann helfen? 

Am LLL-Wochenende in Berlin 
(9./10.01.2016) haben wir uns 
viel vorgenommen! 

Cafe K auf der Rosa-Luxem- 
burg-Konferenz sowie Pres¬ 
sefest- & UZ-Aktion an beiden 
Tagen. 

Dafür suchen wir noch 
Helferinnen - bitte melden: 

verlag@unsere-zeit.de 
Telefon 0201/17788923 


<9a£tl)of 0cintefii 5 ” ° 
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Ir; f ;h h hp : 

Hans-Georg Mniier 
tfauulstrafle 1 
57392 Schmal lertbeng- 
Gralschaft 
Hochsauerlnnd 

Tel.: 02972 - 97 * 0-0 
Fax.: 02972-97ÄQ97 
Restaurant; 

Dienstag Ruh&iag 

Haisprospekt W 
anfordern * 


In unmiltelbarcr Nähe des Klosters Grafschaft lieg! unser 
Gasihoi. Wie vor jahrhunderieii sorg! auch heute räer Wir! 
persönlich für -Jas Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumiichke teil, gutes Essen, 
p&jtfiegle Gelränke. m Zimmer haben GacS. Dusche. WD. 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Holelberaid befinden sich Lift, Sauna. Solarium, Nicht* 
raucherzimmer und Kamm, Kintferspielraum, Salalbiiliet 
FruhsiiicksiHiflet. Auch Senioren-Pomionea 

Übe machten p / Frü fiste ck 30 * i is 53 , -1 p, p. 

HP 15,50 €p.P. * W 22,-Cp.F. 

Kostenlos Bus-mul Batmlaltfdfl im Sajuertand 
Auch Kinderermäßigung f Neben Saisonpreise. 

Bei zi Tagen Aidenthait im jabr 10^ Twuerabatt. 


mall@gast(iaf-helme$.cle * www.gaslhal-lieiines.de 



Die Schwachen kämpfen nicht 

Die Stärkeren kämpfen vielleicht eine Stunde lang. 

Die noch stärker sind , kämpfen viele Jahre. 

Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich. 

(Bertolt Brecht) 


ln diesem Sinne für dich, lieber 

Friedrich Martin Balzer 

herzliche Glückwünsche zum 

75. Geburtstag 

und liebe Grüße von deinen kommunistischen Freunden 

Ingeborg und Peter aus Marburg 


Jetzt anmelden! 

dkp und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende mit -Demo in Berlin 
9.und 10. Januar 2016 

Wir organisieren: 

• die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in 
Leverkusen um 00.05 Uhr. 

• die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.30 Uhr) 

• und die Übernachtung im Ivbergs Hotel Premium, 
gleich um die Ecke vom Urania-Theater. 

Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 40,00 Euro 

Fahrt und Übernachtung zusammen 

- im Einzelzimmer mit Frühstück 99,00 Euro. 

- im Doppelzimmer mit Frühstück 74,50 Euro 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis zum 
5. Dezember 2015. 

DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 

51373 Leverkusen, Tel.: 0214 49323 

E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 

oder Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 


Jetzt schon vormerken: 

Informations- und Festveranstaltung 

25 Jahre FG BRD-Kuba e.V. in Essen 

Sa., 28.11. 2015,11.00 - 20.00 Uhr, DKP-Haus Essen 

Weitere Infos: www.cubafreundschaft.de 
(Aktionen + Termine) 


Studienreise 40 Jahre nach der Befreiung 

Vietnam und Laos 

27 . 12.15 bis 11 . 1.15 oder 18 . 1.16 
Besuch in Hilfsprojekten. 
Kennenlernen von Kultur, Land und Leuten. 
Tel: 0641 82149 Mail: fg-vietnam@t-online.de 

Freundschaftsgesellschaft Vietnam 




Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


/■-\ 

Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Telefon 06249-4128 
Fax 06249-67263 
info@weingut-eicher.de 


< > 

Toskana, nah am Meer 

wv™ 1(1 -u-binM d. I 


\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
<_> 




Ckchaf im Olivenhain, 
weitet Stick. Stille; 
große heile Zimmer, 

viele gute Dücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinder paradier 
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unsere zeit 


Zur Einheit von Arbeiter- und 
Umweltbewegung 

Betr.: „Im Interesse von Mutter 
Natur 66 , UZ vom 20.11.2015, S. 13 

Schon die Begründer des wissen¬ 
schaftlichen Sozialismus befassten 
sich mit dem Verhältnis des Men¬ 
schen zur Natur. Man denke nur an 
die wundervolle Schrift von Fried¬ 
rich Engels „Dialektik der Natur“. 
Karl Marx machte in seiner „Kritik 
des Gothaer Programms“ eine sehr 
wichtige Feststellung: „Die Arbeit 
ist nicht die Quelle alles Reichtums. 
Die Natur ist ebensosehr die Quel¬ 
le der Gebrauchswerte (und aus sol¬ 
chen besteht doch wohl der sachliche 
Reichtum!) als die Arbeit, die selbst 
nur die Äußerung einer Naturkraft 
ist, der menschlichen Arbeitskraft. 
... Nur soweit der Mensch sich von 
vornherein als Eigentümer zur Na¬ 
tur, der ersten Quelle aller Arbeits¬ 
mittel und -gegenstände, verhält, sie 
als ihm gehörig behandelt, wird seine 
Arbeit Quelle von Gebrauchswerten, 


also auch von Reichtum.“ („Kritik des 
Gothaer Programms“, Marx/Engels, 
Werke, Bd. 19, S. 15). 

Trotz dieser richtigen Feststellung 
von Marx wurde in der Arbeiterbe¬ 
wegung für lange Zeit einseitig die 
Arbeit als Quelle des Reichtums in 
den Vordergrund gestellt und damit 
die Frage des Umweltschutzes sträf¬ 
lichst vernachlässigt. Das begünstig¬ 
te die Spaltung von Arbeiter- und 
Umweltbewegung. Diese Spaltung 
wird von den Herrschenden bewusst 
angewandt, wenn z.B. Arbeitsplätze 
gegen den Umweltschutz ausgespielt 
werden. 

Das Streben nach Maximalprofit 
ist ein ökonomisches Grundgesetz 
des Kapitalismus. Die rücksichtslose 
Ausbeutung der Naturressourcen ist 
heutzutage geradezu zu einem öko¬ 
nomischen Zwang für die Profitma¬ 
ximierung geworden. Zur Erzielung 
von Maximalprofiten strebt das inter¬ 
national tätige Monopolkapital die 
maximale Ausschöpfung der oben er¬ 


wähnten Quellen des Reichtums an, 
der menschlichen Arbeitskraft und 
der Naturressourcen. Die Folge die¬ 
ser Gier kann dann logischerweise 
nur die fortschreitende Zerstörung 
der menschlichen Gesellschaft wie 
auch der natürlichen Lebensgrund¬ 
lagen der Menschheit sein. Daher 
ist der Umweltschutz auch für die 
Arbeiterbewegung zu einer äußerst 
wichtigen Frage geworden und wurde 
lange Zeit zu sehr anderen Kräften 
wie den Grünen überlassen. 

Die Grünen sind nicht zufällig zu 
der neuen Partei der Besserverdie¬ 
nenden geworden. Sie predigen die 
Vereinbarkeit von Ökologie und ka¬ 
pitalistischer Ökonomie. Deren Wäh¬ 
ler sind oftmals Menschen, die zwar 
durchaus ein ausgeprägtes Umwelt¬ 
bewusstsein haben, aber gleichzeitig 
nicht bereit sind ihre Stellung und 
ihre Vorteile im kapitalistischen Sys¬ 
tem in Frage zu stellen. Folglich wer¬ 
den dann letztlich doch die ökologi¬ 
schen Interessen den ökonomischen 
Profitinteressen des Kapitals unter¬ 
worfen. Diese Leute verteidigen ein 
System, welches aus Profitgier ständig 
neue Ursachen für das Zusteuern der 
Menschheit auf eine globale Umwelt¬ 
katastrophe liefert. 

Umso wichtiger ist, dass die Ar¬ 
beiterklasse die führende Rolle in 
der Umweltbewegung gewinnt. Es 
ist klar, dass nur mit der Überwin¬ 
dung des kapitalistischen Systems, 
wenn es also keinen Zwang zur Er¬ 
zielung von Maximalprofiten mehr 
gibt, die Menschheit sich selbst und 
die Umwelt retten kann. Die techni¬ 
schen Lösungen für die Bewältigung 
der Umweltprobleme sind im Schoße 
des Kapitalismus längst herangereift. 
Sie werden aber unterdrückt, da sie 
den Kapitalisten zu wenig oder kei¬ 
nen Maximalprofit versprechen. Die 
Arbeiterklasse muss sich ihrer Rolle 
als Trägerin der fortgeschrittensten 
Produktionstechnik bewusst werden 
und im Sozialismus die gestörte Ein¬ 
heit von Mensch und Natur wieder¬ 
herstellen. Dazu ist schon heute die 
Einheit von Arbeiter- und Umwelt¬ 
bewegung unbedingt erforderlich. 

Jörg Pitzschel, Brunsbüttel 

Gebot der Stunde 

Betr.: Anschläge in Paris 

Lebende Zeitbomben, von Islamis¬ 
ten gesteuert, haben in Paris hun¬ 
derte Menschen getötet und verletzt. 
Festzustellen ist aber auch, dass der 
tausendfache Tod mittels gesteuer¬ 
ter Zeitbomben, mittels Drohnen, 
ständig von Ramstein aus in die Welt 
entsendet wird. Der Krieg gegen den 
Terror muss aufhören! Keine neuen 
11.9.-Folgekriege! Ramstein muss ge¬ 
schlossen werden. Zudem muss die 
Diskussion über Obergrenzen für die 
Aufnahme von Flüchtlingen aufhö¬ 
ren; - wo es um Leben oder Tod geht, 


da ist stets Rettung angesagt - sonst 
könnte ja auch die DLRG am Ostsee¬ 
strand verkünden: Heute werden nur 
maximal fünf Ertrinkende gerettet 
werden. Pax Christi hat recht, wenn 
es zu den Attentaten schreibt: Diese 
nicht als Kriegserklärung, sondern 
als ein Verbrechen zu betrachten, das 
strafrechtlich verfolgt werden muss, 
dessen Drahtzieher und Verdäch¬ 
tige vor Gericht gehören und einer 
gerechten Strafe unterzogen werden 
müssen, ist nun das Gebot der Stun¬ 
de. Hier muss eine europäische und 
internationale Zusammenarbeit er¬ 
folgen. 

Ulrich Sander ; Dortmund 

Widerspruch 

Betr.: Kolumne „Streitbar und 
mobilisierend 66 , UZ vom 20.11.2015, 
S. 9 

Der Titel der Kolumne suggeriert 
„auf dem Parteitag wurde der Willen 
deutlich, sich kritisch auseinanderzu¬ 
setzen und diese Auseinandersetzung 
wirkt positiv auf die Aktivitäten der 
DKP“. Deutlich ist, Patrik spricht nur 
von „der Mehrheit der Delegierten“ 
aufgrund derer er seine Einschätzung 
macht. Wenn die Aufzählung der mit 
Mehrheit gefassten Beschlüsse das 
Merkmal „vorwärtsweisend“ sein 
soll - es also um Quantität und nicht 
um Qualität geht - dann mag es stim¬ 
men. Wenn es um die Auseinander¬ 
setzung in der inhaltlichen Debatte 
und die kritische Auseinandersetzung 
geht, dann liegt Patrik mit seiner Ein¬ 
schätzung voll daneben. Warum kein 
Wort zu kritischen Beiträgen (zu) sei¬ 
ner „Mehrheitspolitik“? 

(...) Als rechenschaftspflichtig 
teilnehmendes PV-Mitglied habe 
ich während des Referats von Patrik 
eine Wortmeldung mit dem Hinweis 
„zum Rechenschaftsbericht“ abgege¬ 
ben. Jedoch außer Uwe Fritsch durf¬ 
te niemand der von dieser Führung 
der DKP als kritisch ausgemach¬ 
te Genossinnen in der Diskussion 
reden. Eine deutliche Aussage, die 
im Widerspruch zu einer kritischen 
und selbstkritischen Debattenkultur 
steht. 

(...) Wer in dieser Form in der 
DKP agiert, kann evtl, begrenzt mo¬ 
bilisierend in der DKP gegen kriti¬ 
sche Mitglieder wirken. Einen mobi¬ 
lisierenden oder gar stärkenden Ein¬ 
fluss außerhalb der DKP bezweifle 
ich aufgrund der Form der Debatten 
und der vom Parteitag beschlossenen 
Inhalte. 

Bettina Jürgensen, Kiel 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 
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Barhöft bei Stralsund: „Perspektiven 
sozialer Kämpfe in Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern“, Bildungswochenende der DKP 
vom 27. bis 29. November. Weitere In¬ 
formationen und Anmeldung unter www. 
dkp-mv.de. 


SA ★ 28. NOV 


Essen: „25 Jahre FG Essen - Jetzt wird 
gefeiert!“ Festveranstaltung mit der Leite¬ 
rin der Bonner Außenstelle der Botschaft 
der Republik Kuba, Anette Chao Garcia und 
anderen. Diskussionen, Mittagessen, Dia- 
Show, Cocktails, Musik, Tanz und Überra¬ 
schungen. Hoffnungstraße 18,11.00 Uhr 
bis 20.00 Uhr. Kostenbeitrag (incl. Mittag- 
essen) beträgt 5,00 Euro/3,00 Euro. 

Köln: „Arbeiterklasse und Außenpolitik“, 
Diskussionsveranstaltung des Deutschen 
Freidenker-Verbandes. Freidenker-Zen- 
trum, Bayenstraße 11,16.00 Uhr._ 

Wuppertal: „120. Todestag von Friedrich 
Engels - 45 Jahre MES.“ Beiträge von 
Prof. Dr. Elmar Altvater, Andreas Hülling- 
horst, Holger Wendt und Georg Polikeit. 
Veranstalter: Marx-Engels-Stiftung. Histo¬ 
risches Zentrum, Engeisstraßei 0,11.00 
Uhr bis 17.30 Uhr. 


SO ★ 29. NOV 


Darmstadt: „Marxistisches Staatsver¬ 
ständnis“ , Bildungsveranstaltung der DKP. 
LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Philipps- 
Anlage 32,10.00 Uhr bis 16.30 Uhr. 


DO ★ 3. DEZ 


Berlin: „Im ,Sachsensumpf’: Ist der Frei¬ 
staat noch zu retten?“ Diskussionsver¬ 
anstaltung mit Dr. Volker Külow und Karl 
Nolle. Moderation: Markus Bernhardt. jW- 
Ladengalerie, Torstraße 6,19.00 Uhr. Ein¬ 
tritt 5,00 Euro/ermäßigt: 3,00 Euro. 


DO ★ 5. DEZ 


Dortmund: „Lenins Imperialismustheo¬ 
rie“ , Bildungszirkel der DKP. „Z“, Oester¬ 
holzstraße 27,19.00 Uhr. 


MO ★ 7. DEZ 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Nord. 
„Z“, Oesterholzstraße 27,19.30 Uhr. 


FR ★ 11. DEZ 


Dortmund: Jahresabschlussfeier der DKP. 
„Bezent“, Münsterstraße 56,18.00 Uhr. 


SA ★ 12. DEZ 


Berlin: Ökonomie des Sozialismus. Beiträ¬ 
ge von H. Wendt, Prof. Dr. Thomas Kuczyns- 
ki, Prof. Dr. Georg Fülberth und Helmut 
Dunkhase. Veranstalter: Marx-Engels-Stif- 
tung. MEZ, Spielhagenstr. 13,11-17 Uhr. 


DO ★ 17.DEZ 


Röthenbach/Pegnitz: „Rückblick und 
Ausblick nach dem 21 .Parteitag“, Jahres¬ 
abschlussversammlung der DKP Nürnber¬ 
ger Land. „Floraheim“, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr. 


PapyRossa Verlag | Luxemburger Str. 202 | 50827 Köln 


Wir Frauen 

2016 



Florence Herve / Melanie Stitz (Hg.) 

WIR FRAUEN 2016 

Taschenkalender 

Übersichtliches Kalendarium, viel Platz für eigene Eintragungen, 
praktischer Kunststoffeinband und Lesebändchen. Jede Menge 
Fotos, Gedichte und Prosatexte sowie Büchertipps, Adressen 
und Links. Dazu Informatives und Spannendes aus Gegenwart 
und Geschichte, Politik, Kunst und Kultur. 

240 Seiten - 11,90 Euro 



Florence Herve (Hg.) 
NATZWEILER-STRUTHOF 

Ein deutsches KZ in Frankreich 

Zehntausende NS-Gegner wurden in diesem 
Lagerkomplex ausgebeutet, 22.000 ermordet. 
Der Band stellt das Lagersystem dar, zeigt das 
Grauen auch mittels Kunst und Literatur und ent¬ 
hält 50 eindrucksvolle s/w-Fotos von Martin Graf. 

Großformatiger Bildband - 148 Seiten - 19,90 Euro 


Ulrich Schneider / Jean Cardoen 
ANTIFASCHISTISCHER 
WIDERSTAND IN EUROPA 1922-45 

Mit vielen außergewöhnlichen Bildern porträtiert 
dieser aufwändig gestaltete Band den Kampf 
gegen Faschismus in 21 europäischen Ländern. 
Mit einem Vorwort von Manolis Glezos, der die 
Hakenkreuzfahne von der Akropolis riss. 

Großformatiger Bildband - 325 Seiten - 29,90 Euro 


AKT i FASCH i st : SO£F WiKFSTA^G 
IN 1932 - E94-5 





Tel.:(02 21)44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! L 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 


Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO/IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ/BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Stoppt Völkermord 
im Sudan 


Stiftung ethecon verlieh Awards 2014/15 



Der Internationale ethecon Blue Pla¬ 
net Award und der Black Planet Award 
2014/2015 sind verliehen, ein erfolgrei¬ 
che Stiftungstagung 2015 ist im Berli¬ 
ner Pfefferwerk zu Ende gegangen. 
Das Tagungsthema „Stoppt Fron¬ 
tex, bekämpft Fluchtursachen, nicht 
die Flüchtlinge!“ leitete die Pro 
Asyl Vertreterin Judith Kopp mit ei¬ 
ner überzeugenden Rede ein: „Der 
Grenz,schutz‘agentur Frontex geht es 
v.a. darum, die Menschen außerhalb 
der Grenzen Europas festzusetzen“. 
Sie sprach auch mit der Stimme vie¬ 
ler der knapp 60 Mio. derzeit weltweit 
auf der Flucht befindlichen Menschen: 
„Wir kommen zu Euch, weil Ihr unsere 
Fänder zerstört.“ 

Einen großen Eindruck hinterließ 
die Schmährede des indischen Arztes 
Dr. Mali Muttana Mallapi, mit der er 
die Verleihung des Internationalen 
ethecon Black Planet Awards an die 
Vorstände Andrew Fiveris und James 
M. Ringler sowie die Großaktionär In¬ 
nen des US-Chemie-Konzerns Dow 
Chemical begründete. Er nannte die 
zehn weltweit größten „Verfehlungen“ 
des Konzerns, für den die Vorstände 
und Großaktionärinnen verantwort¬ 
lich sind: „Dow wird der ,König des 
Dioxins’ genannt u.a. wegen der Pro¬ 
duktion von Agent Orange und vieler 
ultra-gefährlicher Pestizide.“ Weiterhin 
ging er u.a. auf Dows Rolle in der Fei- 
tung der Rocky Fiats Anlage ein, wo 
die USA in den 50ern Atomwaffen zu 
produzieren begann, wo die Napalm- 
Produktion und die Herstellung min¬ 


derwertiger Silikon-Implantante behei¬ 
matet sind. Besonderen Raum nahm 
die Katastrophe von Bhopal/Indien 
(1984) ein; der Konzern weigert sich bis 
heute die Verantwortung für die Toten 
und Verletzten sowie die Verseuchung 
großflächiger Gebiete zu übernehmen 
und angemessen zu entschädigen bzw. 
zu sanieren. Ethecon-Gründungsstifter 
Axel Köhler-Schnura: „Wir haben die 
Preisträger des Schmähpreises nicht 
eingeladen, wir werden ihnen die Preis¬ 
trophäe persönlich überbringen.“ 

Sehr nachdenklich stimmte die 
Rede des Preisträgers des Internati¬ 
onalen ethecon Blue Planet Awards 
2014/15 Tomo Kriznar, Filmemacher 
und Journalist aus Slowenien. Die 
Faudatio für den Friedens- und Men¬ 
schenrechtsaktivisten, der sich u.a. seit 
vielen Jahrzehnten unter Einsatz seines 
Febens im Sudan zwischen den Fron¬ 
ten des tobenden Krieges für die dort 
indigenen Völker, z.B. die Nuba, stark 
macht, hielt der Sudan-Experte von 
Amnesty International, Alfred Buss. 

Ergreifend war der Appell Tomo 
Kriznars, die Nuba gegen die militäri¬ 
schen Übergriffe des Al-Bashir-Regi¬ 
mes durch ein Protektorat sowie den 
Einsatz von zivilen Überwachungs¬ 
drohnen zu schützen. Mit der Überrei¬ 
chung des Preises schenkte eine ethe- 
con-Zustifterin dem Preisträger drei¬ 
hundert Foto-Booklets „Menschen im 
Sudan“. Für die Besucherinnen des 
Festaktes signierte Tomo Kriznar die¬ 
sen Bildband sowie einen Fotokalender 
zum Thema. Ethecon/UZ 


Nein zu Olympia! 

Die Spiele der Reichen verhindern! 


Am Samstag, den 21. November 2015, 
demonstrierten rund 500 Menschen 
unter dem Motto „Nein zu Olympia! 
Die Spiele der Reichen verhindern!“ 
gegen die Pläne des Hamburger Se¬ 
nats und des Deutschen Olympischen 
Sportbundes (DOSB), sich um die Aus¬ 
richtung der Olympischen und Para- 
lympischen Sommerspiele 2024 zu be¬ 
werben. Zur Demonstration hatte die 
Revolutionäre Finke Hamburg (REH), 
ein Bündnis linker Organisationen und 
Einzelpersonen, aufgerufen. 

Vom Hauptbahnhof marschierten 
die Teilnehmerinnen durch die Ham¬ 
burger City bis nach St. Pauli. Wieder¬ 
holt wurde in den ersten Reihen skan¬ 
diert: „Heute schon an morgen den¬ 
ken, jetzt Olympia versenken!“ Bei 
Zwischenkundgebungen in Blickwei¬ 
te zur Hamburger Innenbehörde und 
vor der Handelskammer sprachen un¬ 
ter anderem Vertreterinnen des Roten 
Aufbaus, der Finkspartei, der Anatoli- 
schen Jugend, der DIDF-Jugend und 
der Finksjugend [,solid]. In ihren Bei¬ 
trägen kritisierten die Rednerinnen 
und Redner die vielfältigen Proble¬ 
me, die mit Olympischen Spielen ein¬ 
hergehen, wie z.B. die Zerstörung der 
Natur, den Ausbau des Repressionsap¬ 
parats, die Steigerung der Mietpreise 
und Gentrifizierung sowie die Umver¬ 
teilung des Reichtums von unten nach 
oben durch die neoliberale Stadtent¬ 
wicklungspolitik. 


Christin Bernhold, Pressespreche¬ 
rin der REH, kommentierte: „Die Pas¬ 
santen haben überwiegend sehr posi¬ 
tiv auf unsere Demonstration reagiert. 
Unsere Flyer und Broschüren, die wir 
auf dem Weg verteilt haben, wurden 
mit Interesse angenommen. Die Men¬ 
schen zeigten sich erfreut darüber, dass 
wir den hohlen Werbeslogans von Se¬ 
nat und Handelskammer Argumente 
entgegensetzen.“ 

Zur Begründung fügte die Vertre¬ 
terin der REH hinzu: „Wir lehnen das 
Klassen-Projekt Olympia ab, weil es 
den Interessen von Politikern, Wirt¬ 
schaftsbossen und Sport-Funktionären 
dient, nicht aber dem Gros der Bevöl¬ 
kerung. Alle negativen Auswirkungen 
kapitalistischer Stadtentwicklungspo¬ 
litik werden durch sie beschleunigt.“ 
Mit Blick auf das Referendum sagte 
Bernhold schließlich: „Die Olympia- 


Den hohlen Werbeslogans 
Argumente entgegensetzen 


Gegnerinnen und Gegner haben mit 
vielfältigen Aktionen über Mona¬ 
te hinweg ohne große Sponsoren im 
Rücken und selbstorganisiert klar ge¬ 
macht, warum wir Olympia nicht wol¬ 
len. Jetzt gilt es, in der letzten Woche 
vor der Abstimmung die Unentschlos¬ 
senen noch zu überzeugen, mit Nein 
zu votieren.“ RLH/UZ 


Meine progressive Woche 

Vom 14. bis 20. November 


Dienstag 

Schon vor reichlich vierzehn Tagen ha¬ 
ben die Spatzen auf den Dächern die¬ 
ser Welt einvernehmlich das Pfeifen ein¬ 
gestellt. Da wusste wirklich jede/r, dass 
der Absturz der russischen Passagier¬ 
maschine über der Sinai-Insel auf eine 
Bombe des IS zurückzuführen war. Mit 
eben dieser „brühwarmen “ Erkenntnis 
überrascht uns heute der russische In¬ 
landsgeheimdienst FSB. 

Jetzt will der FSB die IS-Terroris- 
ten jagen. Die werden deswegen nicht 
schlechter schlafen - solange der FSB 
die bislang bewiesene Findigkeit auch 
weiterhin an den Tag legt. 

Mittwoch 

D er Paragraf 93 Abs. 1 des Strafgesetz¬ 
buches definiert Staatsgeheimnisse als 
Tatsachen, Gegenstände oder Erkennt¬ 
nisse, die nur einem begrenzten Perso¬ 
nenkreis zugänglich sind („ Geheimhal¬ 
tungsfähigkeit“) und vor einer fremden 
Macht geheim gehalten werden müssen, 
um die Gefahr eines schweren Nachteils 
für die äußere Sicherheit der Bundesre¬ 
publik Deutschland abzuwenden („ Ge¬ 
heimhaltungsbedürftigkeit“). 

Das klingt bedeutungsschwer. So ein 
Staatsgeheimnis zu ergattern, kann nicht 
so einfach sein - sollte man denken. 

Einen etwas anderen Eindruck be¬ 
kommt der Besucher des Prozesses ge¬ 


gen einen 32-jährigen Münchner, dem 
die Bundesanwaltschaft vorwirft dem 
32-jährigen Münchner, zwischen Januar 
2008 und Juli 2014 „Mittelsmännern ei¬ 
nerfremden Macht“ (dem US-Geheim- 
dienst CIA) Staatsgeheimnisse verraten 
und dadurch „ Gefahr eines schweren 
Nachteils für die äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik“ herbeigeführt zu ha¬ 
ben. 

Markus R. war Büroangestellter 
in der Personalabteilung des Bun¬ 
desnachrichtendienstes. Man sollte 
meinen, dass er diese Tätigkeit auch 
zufriedenstellend hätte aus füllen 
können, wenn er keinen Zugang zu 
„Staatsgeheimnissen“ gehabt hätte. 
Davon soll er den Amis jedoch reich¬ 
lich („300 Dokumente“) zugespielt 
haben. Auslöser seiner staatsgefähr¬ 
denden Aktivitäten seien Fangewei¬ 
le und Frust im Job, seine Motivation 
Abenteuerlust gewesen; aufs reichli¬ 
che Geld aus USA wird er nicht ge¬ 
spuckt haben. 

Der Vorgang mit den vielen Staats¬ 
geheimnissen wirft vor allem ein be¬ 
zeichnendes Bild auf die Zustände 
beim Bundesnachrichtendienst. Die 
Geheimnisträger qua Beruf gehen mit 
Geheimnissen anscheinend um wie der 
billige Jacob mit den Bananen; immer 
raus damit und im Dutzend sind sie bil¬ 
liger. 


Donnerstag 

Ein höfliches Verwaltungsgericht da in 
Stuttgart: Das Vorgehen der Polizei ge¬ 
gen Stuttgart-21-Gegner im Herbst 2010 
war nicht rechtmäßig, überzogen, da sei 
wohl „ mit Kanonen aufSpatzen geschos¬ 
sen“ worden. Die sieben Kläger (und die 
vielen Verletzten) haben recht bekommen 
von den freundlichen Richtern. Beklagter 
war das Fand Baden-Württemberg. Das 
kann sich jetzt entschuldigen, wenn es 
will. Die Richter waren halt höflich nach 
allen Seiten. 

Die Verletzten müssen jetzt Schaden¬ 
ersatz geltend machen. Da wird es dann 
wohl vorbei sein mit der Höflichkeit - bei 
Richtern und bei der Fandesregierung. 

Freitag 

Der Bundestag - vertreten durch seine 
Verwaltung - weigert sich, die Namen 
der hunderten oder tausenden Fobbyis- 
ten zu nennen, die im Reichstag ein- und 
ausgehen. Das wird er vielleicht bald tun 
müssen, wenn es nach dem Oberverwal¬ 
tungsgericht Berlin geht. 

Die Namen aller Lobbyisten werden 
wir trotzdem nie erfahren. Dann treffen 
sie sich eben im Adlon oder der „ Stän¬ 
digen Vertretung“ - „unsere“ Abgeord¬ 
neten und „ihre“ Fobbyisten, das Essen 
und der Wein eh besser als in der Bun¬ 
destagskantine. 

Adi Reiher 


„Die respektieren nicht mal mich“ 

Franz Beckenbauer im Wandel der Zeiten 


Alle schrieben und palaverten über 
Beckenbauer. Alle schreiben und pa¬ 
lavern über Beckenbauer und alle 
werden morgen über Beckenbauer 
schreiben und palavern. Und soll ich 
da nun über den Münchner Golfpro¬ 
fi Alex Cejka - derzeit lebt er in Fas 
Vegas - schreiben, der im Halbfinale 
des Millionen-Dollar-Turniers in Me¬ 
xiko gescheitert ist? Das geht nicht! 


ln Katar keinen einzigen 
Sklaven gesehen 


Muss ich also auch über Beckenbauer 
schreiben. Aber was? Da fiel mir ein, 
dass ich 1974 Helmut Schön im Muse¬ 
um in Dublin begegnet war - wo er ei¬ 
nen Journalistenpokal für die WM ab¬ 
geholt hatte - und verraten muss ich 
Ihnen auch noch, dass Schön und ich 
1948 nebeneinander gesessen hatten, 
als der FDGB und die FDJ die Ost- 
zonen-Sportorganisation gründeten. 
Wir waren seitdem - behutsam formu¬ 
liert - gute Bekannte. In Dublin frag¬ 
te ich ihn, wie denn die bundesdeut¬ 
sche Elf nach dem 0:1 von Hamburg 
reagiert hatte. Schön: „Vor dem Spiel 
hatte ich Sie gewarnt und Beckenbau¬ 
er maulte: ,Wir wissen woher Sie kom¬ 
men! 4 In der Halbzeit entschuldigte er 
sich: ,Die respektieren nicht mal mich! 
Unglaublich! 4 “ 

Das fiel mir ein, als ich jetzt all die 
Schlagzeilen über Beckenbauer las und 
da entschloss ich mich, keine Zeile über 
Beckenbauer für die UZ zu schreiben, 
sondern ausnahmsweise cool bei ande¬ 
ren abzuschreiben. 

Ich entschied mich für die Ham¬ 
burger „Zeit“: „Über Beckenbauer 
wird zunehmend geredet, wenn es um 
die Moral des Fußballs geht. Sein An¬ 
sehen leidet. Für viele Fußballfans ist 
er zwar noch immer eine Fichtgestalt. 
Für viele andere längst eine Witzfigur, 
eine Art Doppelgänger von Dittsche. 
Doch ist er nach wie vor einer der ge¬ 
wieftesten Geschäftsmänner im glo¬ 
balen Fußballbusiness. Beckenbauer 
hat mit den beiden skandalösen WM- 
Vergaben an Russland und Katar im 
Dezember 2010 zu tun, er war als Mit¬ 
glied der Fifa-Exekutive einer von 22 
Wählern. (...) 

Die aktuelle Spiegel-Story enthält 
eine andere pikante Mutmaßung: Be¬ 
ckenbauer könnte den Kataris seine 
Stimme als Dank für deren Unter¬ 
stützung der WM 2006 gegeben ha¬ 


ben. Das wäre ein noch höherer Preis 
für Deutschland als die 6,7 Millionen 
Euro. Katar missachtet Menschen- und 
Arbeitsrechte. Auch wenn Beckenbau¬ 
er ,keinen einzigen Sklaven gesehen 
hat 4 , wie er sagte. Deutlicher wird Be¬ 
ckenbauers Interessenkonflikt bei der 
WM-Vergabe an Russland. Nur gut 
ein halbes Jahr nach der Wahl wurde 
er Sportbotschafter Russlands. Die Sa¬ 
che hat offensichtlich ein Geschmäck- 
le, zumal eine englische Zeitung sogar 
bereits Mitte 2010 prophezeit hatte, 
dass Beckenbauer und Russland Ge¬ 
schäftspartner werden würden. Nach¬ 
fragen verbittet er sich, auch über 
sein Honorar. ,Die genaue Summe 
habe ich vergessen 4 , sagte sein Mana¬ 
ger (...) Er zählt zum Hof des Mon¬ 
archen Beckenbauer und organisiert 
das Camp Beckenbauer, das jährliche 
Treffen des globalen Sportadels. Dort 
trifft man, wenn man Einlass erfährt, 
auch Fedor Radmann. Der jahrzehn¬ 
telange Vertraute Beckenbauers hat 
beim ehemaligen Adidas-Chef Horst 
Dassler die Sportpolitik des Gebens 
und Nehmens gelernt. (...) Becken¬ 
bauer war schon als Spieler geschäfts¬ 
tüchtig. Robert Schwan, der Manager 
des FC Bayern, wurde sein persönli¬ 
cher Manager. ,Ich kenne nur zwei ver¬ 
nünftige Menschen: Robert Schwan 
am Vormittag und Robert Schwan am 
Nachmittag 4 , sagte der. Die Werbegel¬ 
der flössen, mit dem Fiskus nahmen es 
die beiden nicht so genau, stattdessen 
erfanden sie kreative Steuersparmo¬ 
delle. ,Es muss zwar sein, dass man ei¬ 
nen Teil seines Einkommens an den 
Staat abführt 4 , schrieb Beckenbauer in 



Beckenbauer erhält 1990 den Bambi 
in der Leipziger Oper. 


seiner Autobiografie. ,Aber gleich so 
viel? 4 Später machte sich Beckenbauer 
gut als wandelnde Fitfaßsäule. Er trat 
in Werbespots für teilweise konkurrie¬ 
rende Unternehmen auf. Seine Steu¬ 
ern zahlt er längst in Österreich, frü¬ 
her tat er das in der Schweiz. Becken¬ 
bauer durfte alles, auch wegen seiner 
Nähe zur CSU-Fandesregierung. (...) 
Kein anderer hat im heiligen Fußball 
so viel gewonnen wie er. Weltmeister 
als Spieler und Trainer. Beckenbauer 
steht quasi über dem Gesetz. Mit ihm 
legt sich kaum ein Politiker an. ,Wie 
Herr Beckenbauer unser Fand regiert 4 , 
lautete vor gut zehn Jahren der Un¬ 
tertitel eines Beckenbauer-Porträts im 
SZ-Magazin.“ Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Das alte Gewehr ; F/BRD1975 

Der Spielfilm von Robert Enrico 
mit Philippe Noiret und Romy Schnei¬ 
der zeichnet das SS-Massaker von 
Oradour im Jahr 1944 nach. 

So., 29. n., 0.20-1.55 Uhr, rbb 

Die Anstalt, D 2015 

Wiederholung der Sendung vom 17.11. 
mit einem Auftritt von Esther Bejara- 
no und der Microphone Mafia. 

So., 29. n., 20.15-21.00 Uhr, 3sat 

Der Stadtneurotiker, USA 1977 

Annie Hall ist der Originaltitel des 
Spielfilms. Diane Keaton spielt als Ti¬ 
telfigur den ebenfalls brillanten Woo¬ 
dy Allen (fast) an die Wand. Ein Gruß 


aus der Zeit, als Allen noch etwas zu 
sagen hatte. 

Mo., 30.11., 20.15-21.45 Uhr, arte 
Ernstfall Klima 

Themenabend anlässlich der Weltkli¬ 
makonferenz. Ab 21.55 Uhr geht es 
unter dem Titel „Das letzte Eldora¬ 
do“ um den verdeckten Krieg um die 
Bodenschätze der Arktis. 

Di., 1.12., 20.15-23.20 Uhr, arte 

Immer teurer als geplant?, D 2015 

Woran liegt es eigentlich, dass staat¬ 
liche Großprojekte wie der Berliner 
Flughafen immer deutlich teurer sind 
als die Kostenvoranschläge? 

Mi., 2.12., 20.45-21.15 Uhr, mdr 














